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Arbeitszeit kürzer und weiter differenziert?
Tarifabschluß Metall: Gesamtmetall muß Forderung nach Samstagsregelarbeit fallenlassen

Monatelang hatte Gesamtmetall die gewerkschaftlichen 
Forderungen in der Öffentlichkeit bekämpft, die eigenen 
Gegenforderungen zur Aushöhlung der Tarifverträge pro­
pagiert und die Lage getestet. Wenige Tage nach dem 
Ende der Friedenspflicht ging es dann schnell. Der Kapi­

talistenverband mußte das Lohnangebot erhöhen und in 
einer Reihe von Arbeitszeitfragen nachgeben; gleichzeitig 
konnte er jedoch die Interessen der Metallunternehmen 
nach stärkerer Differenzierung der Belegschaften in neuen 
Regelungen des Manteltarifvertrags unterbringen.

Die Überstundenverweigerungskam­
pagne der vergangenen Wochen und die 
rasant zunehmenden Warnstreiks der 
letzten Tage haben bei Gesamtmetall die 
Alarmglocken klingeln lassen. Vieler­
orts hatte die Ideologie der Betriebs­
gemeinschaft — „Im Betrieb müssen wir 
doch alle interessiert sein, den Heraus­
forderungen des Binnenmarkts, des 
Weltmarkts und der deutschen Einigung 
gemeinsam zu begegnen“ — Schram­
men davongetragen. Verschiedentlich 
hatten Unternehmen einen Vorge­
schmack bekommen, was an Geschäfts­
einbußen oder Konventionalstrafen für 
Terminüberschreitung ins Haus stehen 
könnte. Gleichzeitig hatte sich in den 
letzten Monaten über verschiedene 
Branchen hinweg, in der Industrie, im 
Handel, bei Pöst, Gesundheitswesens 
und anderen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes eine nachdrückliche Bewegung 
für erträgliche Arbeitsbedingungen, 
ausreichend Personal und Einkommens­
verbesserungen entwickelt. Gesamtme­
tall mußte feststellen: Ein Streik in der 
Metallindustrie wurde möglich und wür­
de öffentlich schwer zu isolieren sein.

Diesen Streik hat der Kapitalistenver­
band aus wirtschaftlichen Gründen, 
hoch ausgelasteten Kapazitäten, Liefer­
rückständen usw., gescheut. Aber auch 
aus politischen Erwägungen: Ein Streik 
für bessere kollektive Arbeitsbedingun­

Trotz Verbot 1. Mai in der Türkei und Kurdistan

Tausende Demonstranten hat die türkische Regierung am 1. 
Mai bei dem Versuch festgenommen, alle Demonstrationen zu 
verhindern. Allein in Istanbul (Bild) wurden 4000 Menschen

verhaftet. Viele Demonstranten erlitten Schußwunden, eine 
Frau ist seitdem gelähmt. In Kurdistan demonstrierten Tausen­
de gegen das Kolonialregime. — (rül)

gen, also gegen die Freiheit der Unter­
nehmen auf dem Arbeitsmarkt, mußte 
die Marktwirtschaftspropaganda gegen­
über der DDR beschädigen. Deshalb 
hatte Gesamtmetall schließlich Eile. Das 
Lohnangebot wurde erhöht auf 6% ab
1.6.1990 mit zwei Einmalzahlungen von 
215 DM für April und Mai und einem 
Betrag von 240 DM für den Wegfall der 
bisherigen Erstattung für Kontofüh­
rungsgebühren. Vor allem aber mußte 
Gesamtmetall nach der dreijährigen 
Lohntariflaufzeit wieder eine einjährige 
Laufzeit unterschreiben, die eine rasche 
Reaktion auf die absehbare Teuerung 
möglich macht und die Fortführung der 
Kampagne für stärkere Anhebung der 
unteren Lohngruppen erleichtert.

Bei der Arbeitszeit hat Gesamtmetall 
die 35-Stunden-Woche in zwei Stufen 
bis Oktober 1995 hingenommen, was 
zuvor strikt abgelehnt worden war. Die 
Arbeitszeit der Auszubildenden wird ab
1.7.1990 auf 37 Stunden verkürzt und 
dann entsprechend der allgemeinen Re­
gelung. In einigen weiteren Punkten wie 
Teilzeit, Kindererziehungszeiten, An­
passung der Arbeitszeit an Kindergär- 
tenöffhungszeiten ist Gesamtmetall För­
derungen der IG Metall entgegengekom­
men. Insbesondere aber hat der Kapita­
listenverband angesichts heftigen Wi­
derstands einige seiner zentralen eige­

nen Forderungen fallenlassen müssen: 
die Einführung des Samstags als Regel­
arbeitstag in den Tarifvertrag, die Strei­
chung der bezahlten Pausen im Drei­
schichtbetrieb, die Aufhebung des Kün­
digungsschutzes für Ältere.

Andererseits hat Gesamtmetall eine 
Ausdehnung des Mitbestimmungsrechts 
der Betriebsräte gegen Leistungsver­
dichtung verhindert. Die einschlägige 
Forderung der IG Metall wurde in einer 
unverbindlichen Protokoll notiz beer­
digt. Mehrarbeit bleibt im bisherigen 
Umfang zulässig. Insbesondere aber 
wurde eine wuchtige Differenzierungs­
regelung in den Manteltarifvertrag hin­
eingedrückt: bis zu 18% der Belegschaf­
ten können mit „Zustimmung des Be­
schäftigten“ ab sofort auf 40 Wochen­
stunden gesetzt werden. Die Betriebs­
räte haben dabei kein Mitbestimmungs­
recht. Die Unternehmen können damit 
Maschinenlaufzeiten ausdehnen und 
gleichzeitig Überstundenzuschläge ein­
sparen. Gesamtmetall hält diese Rege­
lung für „höchst interessant“ (Handels­
blatt, 7.5.) und wird alles daransetzen, 
die Differenzierung in den Unternehmen 
auszuweiten und die Bresche im Tarif­
vertrag noch weiter aufzureißen. Vieles 
spricht dafür, daß die Unternehmen da­
bei auf einen wachsenden Widerstand 
stoßen werden. — (rok)

Die Provokation der Postarbeitgeber, von der DPG die jetzt gültigen Zeitvorschläge 
als einzige Verhandlungsgrundlage für einen Bemessungstarifvertrag anzuerken­
nen, beantworteten bis Samstag 8500 Postbeschäftigte mit Warnstreiks in den Post- 
und Fernmeldeämtern, so daß sechs Millionen Briefe, Päckchen und Pakete verspä­
tet zugestellt wurden. Die von der DPG angekündigte Ausweitung der Warnstreiks 
wurde am Montag mit etwa 10000 Beschäftigten eingeleitet (Bild: Köln). — (sip)

Ausländergesetz verabschiedet
Die Reaktion setzt sofort nach mit Angriff aufs Asylrecht

Gegen die Stimmen von SPD und Grü­
nen hat der Bundestag am 27. April das 
neue Ausländergesetz verabschiedet. 
Trotz der zwei Wochen vorher noch ein­
mal von der Regierungskoalition be­
schlossenen über 200 Änderungen hat es 
die von Schäuble und Hirsch erwartete 
„breite Zustimmung“ zu dem Gesetz 
nicht gegeben. Dies ist ein Ergebnis des 
Widerstands von vielen tausend Men­
schen in den vergangenen Wochen. 
Dennoch fühlt sich die Reaktion ermu­
tigt, sofort mit weiteren Angriffen nach­
zusetzen.

Nur einen Tag nach der Verabschie­
dung, hat die Landesregierung von 
Baden-Württemberg weitere Angriffe 
gegen Asylbewerber angekündigt. Sie 
veröffentlichte einen Vorschlag, wo­
nach Asylbewerber künftig nicht mehr 
nach den Bestimmungen des Sozialhilfe­
gesetzes versorgt werden sollen, son­
dern aufgrund eines neu zu schaffenden 
„Leistungsgesetzes“. Bei Leistungen 
für Asylbewerber sei von einem wesent­
lich geringeren Lebensstandard in den 
Heimatländern auszugehen. Asylbewer­
ber würden demnach weniger brauchen 
als deutsche Sozialhilfeempfänger, wes­
halb nach dem vorgesehenen Gesetz die 
Unterstützung für Asylbewerber um 
rund 20 Prozent unter dem Regellei­
stungssatz für die Sozialhilfe liegen 
müsse. Bekanntlich hatte Späth ja bereits 
im vergangenen Jahr im Bundesrat eine 
Gesetzesinitiative zur Sozialhilfekür­
zung für Asylbewerber eingebracht. Der 
Antrag fand damals keine Mehrheit u.a. 

auch, weil nach einem Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts innerhalb des 
Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) eine 
pauschale Kürzung nicht möglich ist. 
Deshalb will Späth die Kürzung jetzt 
außerhalb des BSHG durchsetzen.

Bei der Bekanntgabe des rassistischen 
Vorschlags wurde Späth mit den Worten 
zitiert, daß es nach seiner Ansicht im 
Zusammenhang mit der deutschen Eini­
gung und dem Aussiedlerproblem nicht 
mehr zu vertreten sei, Asylbewerber 
finanziell mit einheimischen Sozialhilfe­
empfängern gleichzustellen. Dies ent­
spricht ganz und gar der Marschroute, 
die Schäuble auch auf dem Bundespar­
teitag der CDU im vergangenen Jahr zur 
Durchsetzung des neuen Ausländer­
gesetzes ausgegeben hat: „Wir dürfen 
nicht zulassen, daß Aussiedler und 
Übersiedler und Ausländer und Asyl­
bewerber miteinander vermischt und 
vermengt werden.“ Die Reaktion ver­
bindet die Ausländer- und Asylpolitik 
mit ihrer Anschlußpolitik, indem die 
Diskriminierung von Ausländem mit 
den hervorgehobenen Interessen von 
Deutschen begründet wird. Das neue 
Ausländergesetz stellt praktisch fest, 
daß die Interessen von Ausländem nur 
im Rahmen der Integrationsfahigkeit der 
BRD zu berücksichtigen seien, daß diese 
Grenze erreicht sei und schafft damit die 
völkisch begründete Grundlage für wei­
tere Angriffe gegen Ausländer. Deshalb 
darf auch der Widerstand gegen das Ge­
setz jetzt nicht aufgegeben werden. 
— (rac)
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BMW und Rolls Royce: 
Luftrüstungsgeschäft

Der BMW-Konzem übernimmt eine 
Triebwerksfirma von KHD in Oberursel 
und steigt gemeinsam mit Rolls Royce 
so wieder in den Triebwerksbau ein. An 
der neuen Firma wird BMW mit 50,5 % 
Mehrheitseigner sein. Das Unterneh­
men soll an bestehenden Rolls-Royce- 
Triebwerken mitarbeiten und die Ent­
wicklung neuer Triebwerke bis 20000 
Pfund Schub (ausreichend für eine 
Boeing-737) beginnen. Der BWM-Kon- 
zem und dessen Eigner, die Quandt-Fa­
milie, knüpft damit an alte Tradition an. 
Während des zweiten Weltkriegs waren 
Daimler und BMW die Hauptlieferanten 
der faschistischen Luftwaffe. — (rül)

türkischer Konsulatsbeamter 
schießt auf Demonstranten

Am 1. Mai zogen etwa 50 türkische 
Staatsangehörige vor das türkische 
Konsulat in München, um gegen das 
Verbot der 1. Mai-Demonstrationen in 
ihrer Heimat zu protestieren. Ein 
Konsulatsbeamter erwies sich als treuer 
Lakai des faschistischen Regimes und 
schoß auf die Demonstranten, wobei 
einer von ihnen schwer verletzt wurde. 

Sogar die Münchner Boulevardpresse 
reagierte mit Schlagzeilen, vor allem, 
weil der Fast-Todesschütze wegen sei­
ner diplomatischen Immunität wohl 
nicht belangt werden kann. Am 5. Mai 
fand eine Protestdemonstration vor dem 
von Polizei und USK schwer verbarri­
kadierten türkischen Konsulatsgebäude 
statt, an der mangels Mobilisierung 
leider nur etwa 300 Türken, Kurden und 
Deutsche teilnahmen. — (chh)

DDR-Kommunalwahlen: Keine 
Chance für Faschisten

Im Gesamtdurchschnitt hatte die CDU 
der DDR mit 34,4% der Stimmen deutli­
che Verluste gegenüber der Volkskam­
merwahl, leichte die SPD mit 21,3%, 
auch die PDS erreichte mit 14,6% der 
Stimmen weniger als zuvor, aber durch­
aus mehr, als die den BRD-Parlaments- 
parteien nahestehenden Organisationen 
erhofft hatten. Der Deutsche Bauern 
Bund (DBD) und der neugegründete 
Bauernverband konnten ihren Stimmen­
anteil mehr als verdoppeln. Das ist wich­
tig, denn beide Organisationen treten 
zwar für eine Reform der LPGs, aber 
nicht für ihre Auflösung ein. In vielen 
Kommunalparlamenten werden auch 

Organisationen links von der PDS ver­
treten sein. Die DSU erreichte mit 3,4% 
nur die Hälfte ihres früheren Anteils. 
Kandidaturen von faschistischen 
Organisationen und Einzelpersonen 
haben die Wahlausschüsse überall ver­
hindert. — (uld)

Revanchisten: 
Kampagne gegen Polen

Mit einer Propagandakampagne will der 
revanchistische „Bundesverband der 
Vertriebenen“ die polnische Westgren­
ze infragestellen. Unter der Losung 
„Frieden durch Abstimmung“ will der 
BdV Unterschriften sammeln, um eine 
„freie Abstimmung aller Betroffenen“, 
einschließlich der Nachfahren deutscher 
Ostsiedler, über den Status der polni­
schen Gebiete östlich von Oder und Nei­
ße zu erreichen. Bis dahin sollen diese 
Gebiete „europäischen Status“ bekom­
men, d.h. schon aus dem polnischen 
Staatsgebiet abgetrennt werden. CDU- 
MdB Windelen, der Sprecher der „Pom- 
merschen Landsmannschaft“, von Bis­
marck, der revanchistische „Rat der 
Danziger“, Prinz Louis Ferdinand von 
Preußen, Brigadegeneral a.D. Langguth 
u.a. unterstützen die hetzerische und 
völkerrechtswidrige Aktion. — (rül)

Post: Beschäftigte antworten 
auf Provokation mit Warnstreik

Am 2. und 3. Mai fand die 2. Runde der 
Tarifverhandlungen über einen Bemes­
sungstarifvertrag bei der Post statt. Von 
Seiten der Postarbeitgeber wurde kein 
Angebot vorgelegt. Stattdessen erklärte 
sich die Verwaltung in einem Arbeits­
papier eventuell bereit, über die bereits 
verfügten und jetzt schon für 1993 vor­
gesehenen Kürzungen bei den Zeitvor­
schlägen einen Tarifvertrag abzu­
schließen, wenn die DPG vorher Zu­
stimmung signalisiert. Die Postarbeit­
geber wollen von der- DPG den Ab­
schluß eines Bemessungstarifvertrages, 
der die jetzt bestehenden krankmachen­
den Arbeitsbedingungen bei der Post 
tarifvertraglich festschreibt. Auf diese 
Provokation der Postarbeitgeber ant­
worteten die Beschäftigten prompt. Am 
gleichen läge kam es in 60 Post- und 
Fernmeldeämtern zu Warnstreiks. Die­
se wurden dann am Freitag in 190 und 
am Montag in 80 Ämtern fortgesetzt. 
Sollten die Postarbeitgeber — unbeein­
druckt von der Kampfbereitschaft der 
Beschäftigten — weiterhin die Verhand­
lungen hinauszögem, so wird die DPG 
rechtzeitig vor der Sommerpause den 
Streik vorbereiten. — (sip)
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Geldfahnder
Die vom letzten Weltwirtschaftsgipfel 
eingesetzte Arbeitsgruppe „Geld wa­
sche“ hat den beteiligten Landern 40 
Empfehlungen zugeleitet. Aus dem Fi­
nanzministerium verlautet, man wolle 
„einen Straftatbestand .Geldwäsche1 “ 
einführen, „der alle Gelder erfassen 
soll, die aus Verbrechen stammen“. 
Kreditinstitute sollen „verdächtige 
Geldbewegungen“ an die Staatsanwalt­
schaften melden, die Verwendung sol­
cher Meldungen für andere steuerliche 
Zwecke soll ausgeschlossen sein. Wie 
wohl die Banken künftig zwischen ge­
wöhnlichem (und geheimzuhaltenden) 
Steuerbetrug und (meldepflichtigen) 
„Drogengeschäften“ unterscheiden?

Waffenexport
Am ersten Mai-Wochenende einigten 
sich CDU/CSU und FDP in einem Koa­
litionsgespräch auf eine Reihe von Än­
derungen für das geplante neue Außen­
wirtschaftsrecht. Nach ursprünglichem 
Entwurf sollte bereits „leichtfertiges 
Fördern“ von Waffenproduktion, -han­
del und -entwickJung unter Strafandro­
hung gestellt werden, jetzt nur noch, 
wenn die Förderung „nicht unerheb­
lich“ ist. Außerdem soll die Mindest­
strafe nicht mehr zwei Jahre, sondern 
nur noch ein Jahr betragen. Überhaupt 
ausgenommen werden sollen „wissen­
schaftliche Beiträge“. Passend zur Ma­
terie meldete der „Spiegel“, daß die 
US-Regierung in einer Geheimnote die 
BRD wegen einer befürchteten bundes­
deutschen Beteiligung an einem franzö­
sischen Atom-Geschäft mit Pakistan 
warnt.

Weizsäckers „Grenzgarantie“
Die Grenzfrage mit Polen sei „in der 
Substanz geklärt“, hat von Weizsäcker 
bei seinem Besuch in Polen verbreitet — 
und den Vorsitzenden der „Pommer­
sehen Landsmannschaft“ in seiner Dele­
gation mitgenommen. Die polnischen 
Gastgeber mußten sich von dann anhö­
ren, man solle doch Grenzen als 
„Brücken“ verstehen. Wie man diese 
Brücken nutzt, macht beispielsweise der 
Vertriebenenverband vor. In der neue­
sten Ausgabe seiner Zeitschrift „Deut­
scher Ostdienst“ meldet BDV-General- 
sekretär Koschyk nach einer zehntägi­
gen Polenreise, man habe hunderte von 
„Deutschen Freundeskreisen“ in Polen 
aufgebaut. Und was ist, wenn diese An­
hänger der deutschen Fahne den „An­
schluß“ an’s Reich nach Artikel 23 ver­
langen? Dann schreibt Verfassungsrecht 
den Anschluß vor!

Bundestagswahl und Westberlin
Beschlossene Sache ist die Beteiligung 
Westberlins an der Direktwahl zum 
Bundestag Ende des Jahres, so daß dort 
stimmberechtigte Abgeordnete sitzen 
werden. Dies widerspricht dem Vier- 
Mächte-Abkommen, und die Sowjet­
union wurde nicht gefragt. Streit gibt es 
über die Aufteilung der Wahlkreise. 

Die CDU hat einen anderen Vorschlag 
als die Senatskoalition aus SPD und 
AL. Aus dem Bonner Kanzleramt kam 
die Ankündigung, man werde, wenn 
nicht rechtzeitig eine Einigung erfolgt, 
die Wahlkreiseinteilung direkt von 
Bonn aus vornehmen.

EG-Gipfel
Auf dem EG-Gipfel in Dublin am 29.4. 
wurde der „deutschen Einheit“ und der 
Einbeziehung der bisherigen DDR in 
die EG zugestimmt. Zugleich wurden 
Schritte für die „europäische Einheit“ 
beschlossen. Großbritannien, Däne­
mark, Portugal und Luxemburg brach­
ten Bedenken gegen die europäische 
„politische Union“ zum Ausdruck. 
Dennoch wurden die zwölf Außenmini­
ster beauftragt, die Vorstellungen aller 
beteiligten Staaten bis zum nächsten 
Gipfel im Juni zu „analysieren“. Eine 
mögliche Verhandlungskonferenz zur 
politischen Union parallel zur Konfe­
renz über die Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion soll im Juni dort auch The­
ma sein.

Arbeitslosengeld
Anfang April hat die Bundesregierung in 
einer Fragestunde die neuesten Zahlen 
über das durchschnittliche Arbeitslosen­
geld vorgelegt. Danach erhielten Ar­
beitslose 1989 im Durchschnitt 1094,72 
DM im Monat. Bezieher von Arbeitslo­
senhilfe mußten sogar mit einem noch 
weit niedrigeren Einkommen auskom­
men: Sie bezogen 1989 im Durchschnitt 
870,27 DM im Monat.

Innenminister in Ostberlin
Am 5.16. Mai tagten die Innenminister 
der Bundesländer erstmals in der Haupt­
stadt der DDR. Der Innenminister der 
DDR, Peter-Michael Diestel (DSU) 
nahm an dem Treffen teil, ebenso der 
DDR-Minister für Regionale und 
Kommunale Angelegenheiten. Sie sol­
len jetzt immer dabeisein. Vereinbart 
wurde umfangreiche „brüderliche Hil­
fe“ von BRD-Seite, insbesondere in 
Sachen Polizei und umfassende Zu­
sammenarbeit zur Bekämpfung von or­
ganisierter Kriminalität, Rauschgiftkri­
minalität und Terrorismus.

Was kommt demnächst?
Noch in dieser Woche soll im Bundestag 
ein „Ausschuß für deutsche Einheit“ 
unter dem Vorsitz von Bundestagspräsi­
dentin Süßmuth gebildet werden. Am 
13. Mai sind in NRW und Nordrhein- 
Westfalen Landtags wählen. Bis 78. Mai 
will die Bundesregierung die Verhand­
lungen mit der DDR über den Staatsver­
trag beenden. Am 7. Juni soll der Ver­
trag im Bundesrat beraten werden, am 
gleichen Tag die Paßkontrollen an der 
Grenze zur DDR aufhören. Vorher fin­
det vom 20. bis 26.5. in Hamburg der 
DGB-Kongreß statt. Ende Mai treffen 
Bush und Gorbatschow zusammen. Da­
nach berät eine NATO-Gipfelkonferenz 
über die künftige NATO-Strategie.

DDR-Gewerkschaften in Westberlin
1. Mai: Breit will GewerkschaftsanschluB vor staatlichem Anschluß

Westberlin. Nach Angaben der Veran­
stalter waren es mit 60000 Teilnehmern 
bei der zentralen Kundgebung des DGB 
zum 1. Mai in Westberlin deutlich mehr 
als im letzten Jahr. Erstmals hatten auch 
die Gewerkschaften des FDGB aufgeru­
fen und waren mit über 10000 nach ei­
gener kurzer Kundgebung in der DDR- 
Hauptstadt „aufrecht durchs Branden­
burger Tor“ (Neues Deutschland) gezo­
gen. Die FDGB-Vorsitzende Helga 
Mausch hatte betont, sichere Arbeits­
plätze, wachsende Einkommen, Recht 
auf Wohnen, Umtausch 1:1 wolle man 
nicht auf Kosten der westdeutschen Kol­
legen. Die Ost-SPD hörte sich das schon 
nicht mehr an, sondern zog bereits in 
Richtung Reichstagsgebäude. Die PDS 
mit Gysi folgte kurz darauf mit zahlrei­
chen DDR-Fahnen.

Ernst Breit erklärte, daß der DGB so­
wohl die Neugründung von Gewerk­
schaften in der DDR unterstütze wie 
auch die Erneuerung der bestehenden 
Einzelgewerkschaften von unten. Ziel 
sei die gewerkschaftliche Einheit noch 
vor der staatlichen Einheit. Damit war 
deutlich, daß der DGB nicht an Koope­
rationsabkommen zwischen gleichbe­
rechtigten Gewerkschaftsverbänden 
denkt, wie es in der Rede der Vorsitzen­
den des VEB-Wohnungsbaukombinats 
Berlin angesprochen wurde, sondern so 
wie die Bundesregierung die Auflösung 
des Staates DDR betreibt, so wollen die 
Sozialdemokraten in der DGB-Führung 
die DDR-Gewerkschaften, insbesonde­
re den FDGB, auflösen und anschließen. 
Entsprechend trat Breit dafür ein, das 
vereinigte Deutschland mitzugestalten. 
Dazu will er finanzielle Hilfen durch die 
BRD. Auch wenn diesmal nur von der 
Finanzierung dieser Hilfen durch Ab­
rüstung die Rede war, Breits früher er­
klärte Bereitschaft zu Steuererhöhungen

An dem Zug von IG Metall und IG Medien beteiligten sich viele junge Gewerkschafter in einem Block mit Spruchbändern gegen 
die Großdeutschlandpolitik.

heim ins Reich“. Die Polizei hatte vor­
her provokant erklärt, sie sei auf Gewli 
jeder Größenordnung vorbereitet, die 
taz hatte das Verbot des anschließenden 
Festes unterstützt: „Mit der , Fest‘-Lüge 
kann sich z.B. die AL im vierten Jahrer­
lauben, zur Straßenschlacht aufzunifen. 
ohne deren Ergebnisse, bislang keine 
Toten . . . verantworten zu müssen . 
in Kreuzberg geht es um das immetgiei- 
ehe blutige Happening“. Fest und 
Demonstration fanden statt ohne „Stra­
ßenschlacht“. Die Autonomen wollten 
nach den Spaltungen und der Wirt, zu 
der die Plünderungen von Läden im Kiez 
im letzten Jahr geführt hatten, den Zu­
sammenschluß. Auch Polizeiauftnarach 
und 40 vorbeugende Verhaftungen 
brachten sie davon nicht ab. Unabhängig 
von Fest und Demonstration kam es 
doch noch zu harten Auseinandersetzun­
gen. Junge Ausländer vor allem, teils 
erst Mjährig, waren beteiligt. Ungefähr 
100 wurden verhaftet, ein Reporter und 
eine verdeckt arbeitende Polizistin so­
wie auch unbeteiligte Bürger wurden 
verprügelt. Selbst Innensenator Pätzoldt 
und Bezirksbürgermeister König sehen 
in der Behandlung der Ausländer und 
der Verabschiedung des Ausländerge­
setzes die Gründe für den Ausbruch. In 
der bürgerlichen Presse wird unterschla­
gen, wofür die 15000 auf die Straße ge­
gangen sind: Unterstützung des palästi­
nensischen und koreanischen Wider­
standes, Bekämpfung der Zusammen­
arbeit von Shell und südafrikanischen 
Rassisten statt deutschem und europä­
ischem Nationalismus und Großmacht­
politik, gegen die faschistische Formie­
rung, für die hungerstreikenden Gefan­
genen in Westberlin, die Isolationshaft 
ausgesetzt werden, gegen die Auslän- 
derunterdriiekung. — (chk)

läßt das Schlimmste befürchten. Die 
Gestaltung Deutschlands soll die Über­
nahme des westdeutschen Kündigungs­
schutzes, der Tarifautonomie, der Mit­
bestimmung (auch bezüglich Sozialplä­
ne), des Streikrechts beinhalten. Darü­
ber hinaus forderte Breit das Verbot der 
Aussperrung, das Recht auf Arbeit, das 
durch eine Wirtschaftspolitik der Voll­
beschäftigung zu verwirklichen sei, das 
Recht auf Wohnen, die Anerkennung 
der polnischen Westgrenze. Die Kondi­
tionen der Währungsunion könnten sich 
sehen lassen, so Breit. Ausgeschlossen 
scheint, daß so sein Anspruch einzu­
lösen ist, daß verhindert werden muß, 
daß die Träume der Unternehmer von 
der DDR als einem Billiglohnland vor 
der Haustür Wirklichkeit werden.

Die Demonstrationen der Einzelge­
werkschaften zum Kundgebungsort wa­
ren vor allem geprägt von Forderungen 
nach der 35-Stundenwoche, freiem 
Wochenende. ÖTV und GEW forderten 
den Tarifvertrag für Erzieherinnen, 
Verbot der Aussperrung, Aufbau euro­
päischer Betriebsräte, Unterstützung der 
Befreiungsbewegungen in Südafrika 
und Palästina. Jugendliche Gewerk­
schafter verlangten 45 % vom Fachar­
beiterlohn für Auszubildende. „DDR 
Billiglohnland nie“ und Transparente 
gegen Großdeutschlandpolitik, gegen 
den Anschluß nach Artikel 23, Nationa­
lismus und Rassismus, insbesondere ge­
gen das Ausländergesetz bekundeten, 
daß die aktive Gewerkschaftsbewegung 
durchaus nicht geschlossen hinter dem 
nationalen Kurs der Gewerkschaftsfüh­
rung steht.

Deutlich zeigte sich die tiefe Spaltung, 
die von der sozialdemokratischen Politik 
ausgeht, in dem verstärkten Zulauf, den 
die revolutionäre 1. Mai Demonstration 
fand. „Lieber raus auf die Straße als

Regierungsfraktionen gegen „Separatismus“
Die türkische Regierung erhält Rückendeckung für den Ausnahmezustand in Kurdistan

Druck: Vorrang für Lohnerhöhung
Ab 1. April werden Löhne und Gehälter um 6,8% erhöht

In einer Aktuellen Stunde zum Ausnahmezustand in Tür­
kisch-Kurdistan forderten die Grünen die „sofortige Been­
digung der Rüstungssonderhilfe für diesen Nato-Partner,

die sofortige Einstellung der militärischen und polizeilichen 
Ausbildungen, ein Verbot türkischer Geheimdiensttätig­
keiten in der BRD und wirtschaftliche Sanktionen“.

Das Auswärtige Amt und damit die Bun­
desregierung blieb der auf Antrag der 
Grünen am 27. April durchgeführten 
Aktuellen Stunde fern und konnte so 
jede offizielle Stellungnahme vermei­
den. Aus den Beiträgen der CDU/CSU- 
und der FDP-Fraktion läßt sich jedoch 
eindeutig erkennen, daß die Bundesre­
gierung ihre Unterstützung für das türki­
sche Regime nicht verringern wird, son­
dern alles unternehmen wird, um einen 
Fortschritt des kurdischen Befreiungs­
kampfes zu unterbinden.

Der Abgeordnete Vogel erklärte für 
die CDU/CSU:
„Andererseits können und dürfen wir 
nicht übersehen, daß seit langer Zeit die 
innere Sicherheit in der Türkei durch or­
ganisierte radikale und separatistische 
kurdische Gruppen erheblich gefährdet 
ist und daß das für die Türkei eine große 
Herausforderung darstellt. Wir möchten 
klarstellen, daß separatistische Bestre­
bungen ... von uns in keiner Weise un­
terstützt werden.“

Und der FDP-Abgeordnete Hirsch:
„Nun muß man aber sehen, daß bei al­

ler berechtigten Kritik an der Art, wie 

die türkische Regierung Minderheiten in 
ihrem Land gegenübertritt, die Tätigkeit 
der PKK die Verhältnisse außerordent­
lich verschärft hat . . . Darum muß man 
bei dem, was man tun will, darauf ach­
ten, daß man der Türkei auch Bewe­
gungsmöglichkeit gibt. Wer am Pranger 
steht, kann sich nicht bewegen.“

Der SPD-Abgeordnete Glotz bot eine 
Linie an, mit der die Befriedung Kurdi­
stans gelingen soll:

„Es könnte leicht sein, daß sich eine 
türkische Intifada bildet . . . Wir miß­
billigen die Methoden der PKK. Gleich­
zeitig mißbilligen wir die Minderheiten­
politik der Türkei ... Wer Vollmitglied 
der Europäischen Gemeinschaft werden 
will, muß seine Minderheiten anders be­
handeln . . . Europa . .. muß eine Ge­
meinschaft von Völkern sein, in der es 
selbstverständlich ist, daß sprachliche, 
kulturelle und wirtschaftliche Rechte 
von Völkern respektiert werden. Die 
Kurden werden vielleicht keinen eige­
nen Staat bekommen. Aber sie sind 
selbstverständlich ein eigenes Volk.“

Glotz empfiehlt „kulturelle und politi­
sche Autonomie“ in Gestalt des Rechts 

auf eigene Sprache und eigenen Schul­
unterricht, und dann rein in die EG.

Einmütig verurteilen CDU, CSU, 
FDP und SPD den kurdischen Befrei­
ungskampf. Nichts läßt erkennen, daß 
sie sich von der blutigen Niederschla­
gung des Aufstands femhalten wollen. 
Die Ausrüstung der türkischen Bürger­
kriegsarmee mit MBB-Hubschraubern, 
Leopard-Kampfpanzem, die Ausbil­
dung von Aufetandsbekämpfungstrup- 
pen durch die GSG 9 usw. sollen weiter­
gehen. Gegen das 129a-Verfahren ge­
gen Unterstützer des kurdischen Befrei­
ungskampfes in der BRD sprach sich 
außer der Grünen-Abgeordneten Beer 
niemand aus. Sie erklärte: „... es geht 
auch darum, daß hier in der Bundesrepu­
blik Menschen unter Verwendung der 
Argumentation eines Regimes wie dem 
der Türkei angeklagt werden, z. B. unter 
dem Verdacht der Mitgliedschaft einer 
angeblich terroristischen Vereinigung, 
der PKK, und gerade dadurch die Men­
schenrechtsverletzungen in der Türkei, 
die heute passieren, legitimiert und wei­
tergeführt werden können.“ 
Quellenhinweis: BT-Protokoll 11/208 — (uld)

Am Montag, den 7.5.. einigten sich IG 
Medien und Bundesverband Druck unter 
dem Vorsitz des Schlichters H. Reiter, 
Präsident am Bundessozialgericht, auf 
folgenden Abschluß für die Druckindu­
strie:

Ab 1.4.90 werden Löhne und Gehäl­
ter um 6,8% erhöht, Laufzeit 12 Mona­
te. Die wöchentliche Arbeitszeit wird 
am 1.4.1995 von jetzt 37 auf 35 Stunden 
in einem Schritt verkürzt. Ein Tarifver­
trag zur Förderung der Fortbildung und 
Umschulung wurde abgeschlossen und 
Besetzungsregelungen an Weiterverar­
beitungsmaschinen wurden vereinbart.

Nach den bisherigen Informationen 
sind keine Öffhungsklauseln bezüglich 
des Inkrafttretens der Arbeitszeit oder 
Ausnahmen von der 35-Stunden-Woche 
für bestimmte Belegschaftsteile verein­
bart worden. Am Freitag und auch am 
Montag während der Schlichtungsver­
handlungen hatten Warnstreiks in vielen 
Zeitungshäusem und Druckereien statt­
gefunden. Mehrere Zeitungen waren am 
Freitag nicht erschienen. Da Verhand­
lungen für Gehalt und für einen Ausbil­
dungsvertrag für Redakteure an Tages­
zeitungen und Zeitschriften parallel lau­
fen, waren die Streiks wirkungsvoll, da 
Redakteure mit der Technik zusammen 
streiken konnten. Die Verhandlungen 

für die Redakteure, die IG Medien for­
dert 9,5%, mindestens 460 DM, sind 
noch nicht abgeschlossen. Auch für die 
Papierverarbeitung wird noch verhan­
delt. In vielen Betrieben fanden am 
Dienstag, den 8. Mai, Warnstreiks statt. 
Hier geht es um eine neue Lohnstruktur. 
Dem Ergebnis für die Druckindustrie 
muß die Tarifkommission noch zustim­
men. Die 6,8% bedeuten im gewerbli­
chen Bereich monatliche Lohnerhöhun­
gen zwischen 151 DM und 170 DM für 
die Hilfskräfte (Lohngruppen I bis IV) 
und 189 DM (Facharbeiterecklohn), 208 
DM und 226 DM für die Facharbeiter­
lohngruppen. Für die Angestelltengrup­
pen muß der Abschluß regional über­
nommen werden. Der Bundesverband 
Druck hatte 5,1% für 12 Monate gebo­
ten unter der Voraussetzung, daß die 
37-Stunden-Woche bis 1993 verlängert 
wird. Als der Abschluß von Metall vor­
lag. waren die Schlichtungsverhandkm- 
gen um eine Woche vorgezogen «Or­
den. Die Vereinbarung der 35-Stundcn- 
Woche für 1995 hat eine einigermafcn 
ordentliche Lohnerhöhung in diesem 
Jahr und mehrere von Arbeitszeitver­
rechnungen „unbelastete“ Lohnrundes 
für die kommenden Jahre ermögiieit 
— (hao)
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Erst DDR, dann Polen, Litauen, CSSR ...
Für die BRD soll die DDR-Annektion mit Artikel 23 GG den Auftakt zu einer neuen Ostkolonisation bilden

Die Okkupation der DDR durch die BRD scheint unaufhaltsam voranzuschrei­
ten und mit ihr die Neugestaltung der politischen, territorialen und sozialen Ord­
nung Europas durch eine kraftstrotzende BRD. Dabei zeigt sich immer deut­
licher: Die BRD ist dabei, zu einer neuen Großmacht aufzusteigen, die ihre 
Nachbarn im Osten direkt bedroht. Die Rechtskonstruktion ist die gleiche wie 
bei der geplanten Annektion der DDR. In beiden Fallen stützt sich die BRD auf

Artikel 23. Im Fall der DDR soll dieser Artikel jeden Versuch zur Aufrechterhal­
tung von antifaschistischen, emanzipatorischen Verfassungsbestimmungen der 
DDR niederwerfen. Gegenüber Staaten wie Polen, der CSSR u.a. wird sich Arti­
kel 23 als eine Kolonisten-Schutz-Klausel mit enormer Reichweite herausstellen. 
Aus beiden Gründen ist die öffentliche Kritik und der Widerstand gegen diesen 
Annektions-Artikel 23 GG so wichtig. — (huh, rill, scc)

Weizsäcker festigt BRD-Position gegenüber Polen
Scheinheilige Duldung der polnischen Grenze bei gleichzeitiger Beibehaltung des revanchistischen Artikel 23 GG

In den vergangenen Monaten war die 
Anschlußpolitik der BRD gegenüber der 
DDR verschiedentlich konfrontiert mit 
der Forderung nach einer völkerrecht­
lich verbindlichen Anerkennung der 
polnischen Westgrenze entlang der 
Oder-Neiße-Flußlinie. Entsprechende 
Stellungnahmen gab es sowohl aus Staa­
ten des Warschauer Vertrags (z.B. aus 
der UdSSR, aus Polen und aus der DDR) 
wie auch aus Staaten des NATO-Bünd- 
nisses (z.B. aus Frankreich, aus Groß­
britannien und aus den USA). In diesem 
Zusammenhang wird deutlich, daß die 
mitteleuropäische Expansionspolitik der 
BRD auf Widerstand stößt, der an die 
Tradition der Anti-Hitler-Koalition an­
knüpft.

In den USA etwa läßt sich dies sowohl 
an der Kontinuität der diesbezüglichen 
öffentlichen Meinungsbildung wie auch 
an der Initiative von 32 Senatoren 
(Schreiben an Bundeskanzler Kohl und 
Ministerpräsident Modrow im Februar) 
festmachen. Rund um das Datum des 45. 
Jubiläums der Anti-Hitler-Koalition fin­
den sich zahlreiche Stellungnahmen in 
der US-Presse, die zum Festhalten am 
territorialen Status quo mahnen und ins­
besondere eine völkerrechtlich verbind­
liche Anerkennung der polnischen 
Westgrenze entlang der Oder-Neiße- 
Flußlinie fordern (1).

Es ist daher verständlich, daß diese 
Stellungnahmen in Warschau als inter­
nationaler Rückhalt für die eigene For­
derung nach Anerkennung der Oder- 
Neiße-Grenze erachtet werden. Im Hin­
blick auf die bekannte Position der Bun­
desregierung, derzufolge „erst eine ge­
samtdeutsche Regierung über die end­
gültigen Grenzen Deutschlands“ befin­
den könne, hat der polnische Staatsprä­
sident diesen Rückhalt als einmaligen 
Vorgang hervorgehoben: „Mit einem 
gewissen Sarkasmus bemerkt Jaruzels­
ki, die Polen müßten eigentlich Kanzler 
Kohl ein Denkmal setzen: Noch nie ha­
ben wir von Washington über London 
und Paris bis Moskau eine so einhellige 
und intensive Unterstützung unserer

Das „Moskauer Zugeständnis“ ...
„In der Beratungsrunde machte der 
Moskauer Außenminister überraschend 
das Zugeständnis, daß die Lösung der 
inneren Aspekte der deutschen Vereini­
gung, also der Termin und der Weg, 
zeitlich nicht mit der Lösung der äuße­
ren, der sicherheitspolitischen, zusam­
menfallen müßten. Schewardnadse be­
stätigte noch einmal das Recht der Deut­
schen, selbst über ihre Vereinigung zu 
entscheiden; er brachte den Gedanken 
einer weiteren Übergangsperiode nach 
der deutschen Einheit bis zur endgülti­
gen Aufgabe der Rechte der Sieger­
mächte in Deutschland auf. Bundes­
außenminister Genscher schätzte diese 
Aussage besonders hoch ein.“ (Süd­
deutsche Zeitung)

... wird ausgeschlachtet
Jetzt ist Deutschland nicht mehr zu 
stoppen ... Die Sowjetunion will und 
kann das Zusammenwachsen Deutsch­
lands nicht stoppen, obwohl sie der 
SATO-Zugehöngkeit des künftigen 
Deutschland energisch widerspricht.“ 
(Bild)

•Dhne schon die Zustimmung zum 
Moskauer Vorschlag verbindlich auszu­
sprechen, fügte Genscher hinzu, Sche- 
-aidnadse habe ,den Gedanken einer 
Übergangsperiode eingebracht“. Die 
Bnadesregierung sei an der Klärung der 
-äleren Aspekte .elementar interes­

Wünsche erfahren wie in der Sache der 
Westgrenze . . .“ (2)

Insofern erhebt sich die Frage, warum 
jener beachtenswerte internationale Wi­
derstand gegen die sich entfaltende mit­
teleuropäische Annexionspolitik der 
BRD tatsächlich bislang zu keinem Er­
folg für die polnische Seite in dieser Sa­
che geführt hat? Tatsächlich muß festge­
stellt werden, daß der Besuch des Bun­
despräsidenten in Polen in der ersten 
Maiwoche eher zu einer Stärkung der 
bundesdeutschen Seite geführt hat — 
und dies, obwohl die polnische Öffent­
lichkeit mit absoluter Mehrheit hinter 
der Forderung ihrer Regierung steht und 
das westdeutsche Staatsoberhaupt bzw. 
seine Delegation durch völlige Nicht­
beachtung strafte (3). Diese Stärkung 
der bundesdeutschen Position hängt mit 
zwei wesentlichen Schwächen der dies­
bezüglichen Position der polnischen Re­
gierung zusammen — Schwächen, die 
Weizsäcker auszunutzen wußte.

Am 29. April hat das Warschauer Au­
ßenministerium den Regierungen der 
DDR und der BRD den „Entwurf eines 
Vertrages zwischen Polen und dem ver­
einigten Deutschland über die Grundla­
gen ihrer Beziehungen“ zugeleitet. Die­
ser Entwurf konzentriert sich „auf die 
Bestätigung des völkerrechtlichen Cha­
rakters der polnisch-deutschen Grenze“ 
und nimmt bei der Beschreibung ihres 
Verlaufs entlang der Oder-Neiße-Fluß­
linie u.a. ausdrücklich Bezug auf das 
Potsdamer Abkommen (4). Wenngleich 
die konkrete Absicht der polnischen Re­
gierung in der Vorweg-Bindung eines 
„zukünftigen vereinten Deutschlands“ 
besteht und somit zunächst gegenüber 
zwei Staaten geltend gemacht wird, ist 
sie doch bestimmt von der Anerkennung 
der bundesdeutschen Politik der „staat­
lichen Vereinigung des deutschen Vol­
kes“. Das polnische Vorgehen hat die 
Hinnahme der Beseitigung des Nachbar­
staates DDR zur Voraussetzung, die bis­
lang die Westgrenze in ihrem durch die 
Anti-Hitler-Koalition festgelegten Vef- 
lauf garantierte. Die gefährliche Schwä­

Ist die Sowjetunion kleinzukriegen?
BRD-Presse-Propaganda am 7. Mai, nach den ersten „2 + ^‘-Verhandlungen in Bonn

siert“, denn es bleibe das Ziel, eine ab­
schließende völkerrechtliche Regelung 
und Ablösung der Rechte und Verant­
wortlichkeiten der Vier Mächte zu er­
reichen.“ (Frankfurter Allgemeine) 

„Angesichts eines Warschauer Pak­
tes, der zerfallt, und eines .gesamteuro­
päischen Sicherheitssystems“, das noch 
lange Zukunftsmusik bleiben wird, heißt 
dies (die Vollendung der Annexion vor 
der Klärung des „Sicherheitssystems“ 
und der Bündniszugehörigkeit durch die 
Konferenz — Red.) nämlich, daß 
Deutschland wohl oder übel Teil jener 
Sicherheitsarchitektur sein wird, die 
noch/schon steht. Und das ist die Kom­
bination NATO plus EG.“ (Süddeutsche 
Zeitung)

Warum überhaupt noch „2 + 4“?
„Die Amerikaner sagten: ,Wir sind be­
reit, sowjetische Belange zu berücksich­
tigen, müssen aber wissen, was diese 
sind.“ Die sowjetische Führung ringe 
noch mit sich selbst. Eine Verzögerung 
nütze der Sowjetunion nicht. Schon jetzt 
finde eine .Bewegung am Boden“ in 
Richtung auf ein vereintes und demokra­
tisches Deutschland statt. Wenn die 
Sicherheitsfragen nicht vor der Vereini­
gung geklärt seien, könne Moskau mit­
tels der Vier-Mächte-Rechte doch nichts 
blockieren, denn eine gesamtdeutsche 
Regierung habe nach westlichem Ver­
ständnis gemäß der Schlußakte von Hel­

sinki und dem Selbstbestimmungsrecht 
die Möglichkeit, über die Bündniszuge­
hörigkeit zu entscheiden.“ (FAZ)

Drohungen ...
„Die Sowjetunion von 1990 ist nicht 
mehr der Kraftprotz von 1959, der im 
Überschwang des ,Sputnik-Schocks“ 
den Westen das Fürchten zu lehren such­
te. Gorbatschow präsidiert über ein 
Vielvölkerreich, das auf das wahre Maß 
seiner Macht zurückgefallen ist: ein Ent­
wicklungsland mit Atombomben, das 
sich sein Ost-Imperium nicht mehr lei­
sten kann . . . jetzt gilt es, eine unhaltba­
re Position zu räumen, ohne dabei gänz­
lich das Gesicht zu verlieren. Dies — 
und nicht das Wie und Wann der Verei­
nigung — war der ungeschriebene 
Haupt-Tagesordnungspunkt des Sech­
ser-Treffs vom Samstag. Wie kann der 
politisch schwachen, aber militärisch 
starken Sowjetunion ein respektabler 
Weg in den Rückzug und in die Reform 
geöffnet werden?“ (Süddtsch. Ztg.)

„Eine neue politische und soziale 
Qualität entsteht durch den Zerfall des 
stalinistischen und breschnewistischen 
Systems, nicht nur in den kleineren ehe­
maligen Blockstaaten, sondern in der 
UdSSR selbst. Es geht nicht nur um das 
Baltikum, nicht nur um die Wiederher­
stellung der souveränen Rechte ange­
gliederter Staaten. Der Übergang zum 
Mehrparteiensystem und zur Marktwirt­

che der polnischen Initiative, die hier 
deutlich wird, kommt konkret zum Aus­
druck in der Bildung der bundesdeut­
schen Expansionspolitik entlang dem 
Grundgesetz-Artikel 23.

Bundespräsident von Weizsäcker hat 
diese Schwäche zu nutzen gewußt, in­
dem er folgendermaßen in Polen für die 
BRD Position bezog: „. . . Polen kann 
ohne Vorbehalte darauf vertrauen, daß 
die Grenzfragen ... im Zuge der wer­
denden deutschen Einheit die nötige völ­
kerrechtlich verbindliche Vertragsform 
erhalten werden ... Es geht zwischen 
Polen und Deutschen . . . aber nicht um 
das Ziel, Grenzen anzuerkennen, damit 
sie uns besser gegeneinander abgrenzen. 
Ganz im Gegenteil: sie sollen ihren tren­
nenden Charakter verlieren“ (5). Der 
Grundgesetz-Artikel 23 ermöglicht dem 
bundesdeutschen Zentralstaat die Er­
richtung eines 4. Reichs durch Einver­
leibung nachbarstaatlicher Territorien: 
Diesem Artikel zufolge kann die Ho­
heitsgewalt der BRD „auf andere Teile 
Deutschlands“ ausgeweitet werden, 
z.B. auf polnische Gebiete.

Es ist nicht nur eine Schwäche der pol­
nischen Grenzanerkennungsinitiative, 
sondern auch des eingangs angesproche­
nen internationalen Widerstands gegen 
die 4.-Reich-Expansion der BRD, daß 
sie die Einverleibung der DDR auf der 
Grundlage eines Artikels 23 GG hin­
nimmt und damit zugleich dieser Expan­
sion einen gewissen weiteren Spielraum 
verschafft. Ähnlich wie im Fall der 
DDR ist die Ausnutzung dieses Spiel­
raums jedoch abhängig von der erfolg­
reichen Entfachung weiterer Anschluß­
bewegungen — z.B. in Polen. Dies 
bringt die zweite, oben angedeutete 
Schwäche der Warschauer Initiative in 
Betracht: sie hängt zusammen mit der 
Anerkennung der Existenz einer „deut­
schen Minderheit in Polen“ durch die 
polnische Regierung seit Ende letzten 
Jahres. Auch diese Schwäche hat Bun­
despräsident v. Weizsäcker auszunutzen 
gewußt, indem er den „Sprecher der 

Landsmannschaft Pommern“, Philipp 
von Bismarck, zum ordentlichen Mit­
glied seiner Delegation machte.

Ähnlich wie Rupert Scholz (er ist als 
zukünftiger Organisator der „deutschen 
Einheit“ im Gespräch) fordert Bismarck 
die Anerkennung des „Menschenrechts 
auf Heimat“ und der damit verknüpften 
bürgerlichen Freizügigkeitsrechte (Nie­
derlassung, Grunderwerb, Kapitalver­
kehr und politische Organisationsfrei- 
heit etc.) — als Voraussetzung für die 
Öffnung und Überwindung der polni­
schen Westgrenze entlang der Oder- 
Neiße-Flußlinie (7) gestützt auf eine so 
organisierbare Anschlußbewegung in­
nerhalb jener „deutschen Minderheit“. 
Den Köder für eine polnische Duldung 
dieser 4.-Reich-Expansion haben v. Bis­
marck und v. Weizsäcker letzte Woche 
bereits ausgelegt: Die 1945 erfolgte 
„Verlagerung des polnischen Territo­
riums nach Westen“ sei ohne Einver­
ständnis und Zutun der polnischen Be­
völkerung erfolgt. Hier gäbe es ein „ge- - 
meinsames Interesse“ — gegenüber der 
UdSSR (8). In der polnischen Bevölke­
rung wächst der Widerstand gegen diese 
neue Ostkolonisations-Strategie. Wa­
rum auch sollte sie sich auf den Strick 
einlassen, mit der sie ihr deutscher Hen­
ker nach Osten marschieren lassen will, 
um sie dann hinzurichten? Auch der pol­
nische Staatspräsident Jaruzelski bekräf­
tigte das Trennende zwischen Deutschen 
und Polen und erinnerte an das polnische 
Bündnis mit der Roten Armee, als er von 
Weizsäcker bei seinem Bankett entge­
genhielt: „Sie haben in deutscher Uni­
form den polnischen Boden betreten. Ich 
bin in polnischer Uniform über deutsche 
Erde bis an die Elbe marschiert.“ (9)

Quellen: (1) International Herald Tribüne, 5./ 
7./9. Febr. 1990; (2) Die Zeit, 2.3.1990; (3) 
Neue Osnabrücker Zeitung, 4.5.1990; (4) FAZ, 
30.4.1990; (5) Die Zeit, 4.5.90; (6) z.B. dazu: 
Newsweek, 26.2.1990, S. 4; (7) R. Scholz in: 
„Die Politische Meinung“ — Jan./Febr. 1990, 
S. 4ff., P. v. Bismarck in „Die Welt“, 30.4. 
1990, S. 7; (8) P. v. Bismarck, s. Anm. 6; v. 
Weizsäcker, s. Anm. 4; (9) s. Anm. 3.

schaft ... verändert die Sowjetunion im 
Wesen. Die Umwälzung wird soziale 
Spannungen bisher ungekannter Art er­
zeugen. Der Zusammenbruch der admi­
nistrativen Wirtschaft wird schmerz­
haft. Mangel wird offenbar. Daher die 
Hoffnung auf ökonomischen Beistand 
aus dem neuen deutschen Staat; daher 
die Erkenntnis, daß dessen Neuentste­
hen im sowjetischen Interesse und dem 
ihrer Nachkriegs-Verbündeten liegt. 
Das gibt dem demnächst vereinigten 
deutschen Staat einiges auf. Seine wirt­
schaftliche Rolle wird bedeutend sein; 
seine politische nicht minder.“ (Frank­
furter Rundschau)

... und Ausbau der Stellungen
„Bush betonte mit Nachdruck, daß die­
ses Engagement trotz aller sichtbaren 
Entspannung in Osteuropa auch weiter­
hin im militärischen Bereich liegen müs­
se ... sei es zur Stunde unmöglich vo­
rauszusagen, was für eine Art von Land 
die Sowjetunion in Zukunft sein wird. 
.Unser heutiger Feind heißt deshalb Un­
sicherheit und Unstabilität“, sagte Bush 
. .. Aus diesem Grunde sei es nötig, daß 
die Nato weiterhin eine starke Militär- 
Struktur vor Ort und mit Reserven im 
Krisenfall aufrecht erhalte ... Außer­
dem betont man in Washington . .., daß 
eine Präsenz von Nuklearwaffen in Eu­
ropa weiterhin ein essentieller Bestand­
teil der Nato-Strategie bleibe.“ (Welt)

Ostkolonisation 
und Artikel 23 GG

Die Bundesregierung verbreitet, die er­
ste Runde der „2+4“-Verhandlungen 
in Bonn sei ein Erfolg gewesen. Es 
scheint, als habe die Sowjetunion ihren 
Widerstand gegen die Annexion der 
DDR nach Artikel 23 GG aufgegeben. 
Die Tatsache, daß der Widerstand in der 
DDR vorerst unterlegen ist und in der 
BRD zwar vorhanden, aber sich nicht 
ausdrücklich gegen einen Anschluß nach 
Artikel 23 wendet, hat ihr diese Politik 
auch schwer gemacht.

Kohl soll Schewardnadse zugesichert 
haben, die BRD werde die Handelsver­
träge mit der UdSSR fortsetzen. Warum 
auch nicht? Siemens, Thyssen u.a. wer­
den sich die Gelegenheit, von einem ver­
größerten Territorium aus in die UdSSR 
vorzudringen, nicht entgehen lassen. 
Nur bei der NATO-Mitgliedschaft wül 
die UdSSR hart bleiben. Tatsächlich ent­
stünde dann eine Lage, bei der die 
Ukraine von NATO-Flugplätzen an 
Oder und Neiße in wenigen Minuten an­
greifbar wäre. Bei solchen Aussichten 
endet die Kompromißfihigkeit der so­
wjetischen Regierung.

Die Okkupation der DDR und die He­
rausbildung des 4. Reichs schreitet 
scheinbar unaufhaltsam voran. In der 
BRD werden politische und rechtliche 
Normen, die von der Anti-Hitler-Koali- 
tion errichtet waren, weiter abgebaut. 
Das Ziel ist eine von Schranken wie Ge­
waltenteilung, Föderalismus befreite 
Zentral-Exekutive, die von Berlin aus 
das neue Großreich beherrscht. Die Dis­
kussion um die „Neuordnung der Län­
der“ ist schon im Gang. Schäuble kün­
digt an, wenn sich die Westberliner Par­
teien nicht über die Wahlkreisaufteilung 
zu den Bundestagswahlen einigen könn­
ten, werde die Bundesregierung dies 
dem Bundestag zum Oktroy vorlegen. 
Die Zusammenarbeit von Polizei und 
Geheimdiensten ist seit der Gestapo ver­
boten, Polizei Ländersache? Die Innen­
ministerkonferenz hat entschieden, 
„Polizeifachleute“ aus dem BKA in die 
DDR zu entsenden. Die Bundespolizei 
wird so in der DDR Wirklichkeit. Scha­
ren von westdeutschen Juristen, vor­
nehmlich ältere, sollen in der DDR die 
dort tätigen Laienrichter ablösen, die 
Verwaltung ordnen usw. In der BRD 
werden so Planstellen frei, finden ar­
beitslose Juristen endlich ein Auskom­
men, während die in die DDR Entsand­
ten dort noch ein zusätzliches Vermögen 
machen — Gelegenheiten werden sich 
schon auftun. Ärzte, Lehrer, Theolo­
gen, Wirtschafts„experten“ jeder Sor­
te: Eine Welle „moderner“ Kolonisten 
fallt in die DDR ein. Im Gefolge dieser 
Glücksritter werden in der BRD Posten 
und Planstellen frei, lösen sich für ande­
re, die hierbleiben, Planstellen-, 
Existenzgründungs- und Laufbahn­
probleme.

Diese Glücksritter- und Kolonisten­
welle macht nicht an den Grenzen der 
DDR halt. Polen, die CSSR, Ungarn, 
Rumänien werden folgen. Der Bundes­
verband der Vertriebenen ist schon lan­
ge in dieser Richtung tätig. Allein in Po­
len will er hunderte von „Deutschen 
Freundeskreisen“ aufgebaut haben — 
D-Mark aus Waigels Haushalt hilft bei 
der Gewinnung von Anhängern für die 
deutsche Sache. Aber nicht nur die alten 
Junker und ihnen nahestehende Siedler 
nehmen ihre Wühltätigkeit wieder auf. 
Der „Anschluß an den Weltmarkt“, ob 
in Polen, der CSSR, Ungarn oder Rumä­
nien, geht einher mit der massenhaften 
Einreise westlicher Betriebsleiter, Juri­
sten, Rationalisierer, Ingenieure, Ver­
waltungsfachleute usw. Ärzte für die 
Versorgung, Lehrer für die Erziehung 
der Kinder, Pfaffen fürs Seelenheil fol­
gen ihnen auf dem Fuß.

Immer deutlicher wird: Gelingt der 
BRD die Okkupation der DDR, dann 
feilt auch eine vier Jahrzehnte wirksame 
Schranke gegen eine neue deutsche Ost­
kolonisation. Der Artikel 23 GG wird 
sich noch als Siedler-Schutzklausel mit 
enormer Reichweite herausstellen. Wo 
immer sich künftig im Gefolge dieser 
neuen Kolonisten-Welle Leute in Ost­
europa sammeln, die sich „Deutsch­
land“ anschließen wollen, sichert ihnen 
Artikel 23 GG das Recht auf Anschluß 
an das 4. Reich. Die Regierung der 
CSSR hat diese Drohung erkannt und 
gefordert, nach der Annexion der DDR 
müsse Artikel 23 gestrichen werden. 
Besser wäre, wenn sich jetzt schon Leute 
fänden, die in der BRD für die Strei­
chung dieses Artikels 23 kämpfen. Das 
würde auch die Opposition in der DDR 
gegen das Anschlußprogramm der BRD 
unterstützen und ermutigen.



Seite 4 Auslandsberichterstattung Politische Berichte 10/1860

Internationale Umschau

1 f■
k 1 1

Die Regierung Südkoreas ist entschlossen, mit massiven Polizeieinsätzen die großen 
Arbeitskämpfe gewaltsam zu beenden. Ende April umstellten ca. 18000 Polizisten 
die tagelang von Arbeitern besetzte größte Schiffswerft der Welt Hyundai in der südli­
chen Industriestadt Ulsan. Rund 10000 Arbeiter errichteten daraufhin Barrikaden 
und bewaffneten sich mit Stahlrohren und Molotow-Cocktails (Bild). Anfang Mai stan­
den immer noch 47000 Arbeiter aus 45 Gewerkschaften im Streik gegen ihre Niedrig­
löhne (durchschnittlich 1100 DM). Präsident Roh Tae Woo hat den Generalstaats­
anwalt angewiesen, Arbeiterführer zu verhaften. Dieser kündigte darauf Anklage­
erhebung gegen 32 führende Mitglieder des Gewerkschaftsverbandes Chonnohyop 
an, der im Frühling verboten worden war, weil er eine „Ideologie des Klassenkamp­
fes“ vertrete. Außerdem sollen 25 Sondereinheiten der Polizei gegen Streikende auf­
gestellt werden. — (ros, AGM, rül)

Frankreich: Gesetz 
gegen rassistische Hetze

Am 3. Mai hat die französische Natio­
nalversammlung ein auf Initiative der 
KPF eingebrachtes Gesetz gegen rassi­
stische Hetze verabschiedet. Nach dem 
neuen Gesetz wird die Leugnung der vor 
dem Nürnberger Gericht der Anti-Hit­
ler-Koalition abgeurteilten Verbrechen 
des Faschismus mit bis zu 300000 Franc 
(ca. 100000 DM) Geldstrafe und Ge­
fängnis bis zu zwei Jahren bestraft. Das 
Recht auf Gegendarstellung gegen rassi­
stische und antisemitische Diffamierung 
wird erweitert. In einzelnen Fällen rassi­
stischer und antisemitischer Hetze kann 
zusätzlich bis zu fünf Jahren die Wähl­
barkeit abgesprochen werden. Das Ge­
setz wurde von Sozialisten und Kommu­
nisten verabschiedet und richtet sich ins­
besondere gegen die faschistische 
„Front National“ des Le Pen. — (rül)

El Salvador: 
Aktion der FMLN

Die Befreiungsbewegung El Salvadors 
hat nach Angaben der Regierung am 2. 
Mai die Residenz von Präsident Cristia- 
ni angegriffen und einen Armeeoffizier 
und zwei Polizisten getötet. Der Angriff 
sei der größte seit der Offensive der 
FMLN im vergangenen November ge­
wesen, klagt die Regierung. Auch die 
Residenz des Ministers für öffentliche 
Aufgaben und ein weiteres Gebäude sei­
en beschossen worden. Einen Tag nach 
dem Angriff traf der von der UNO als 
Vermittler zwischen FMLN und Regie­
rung eingesetzte Sonderbotschafter in 
San Salvador ein. — (rül)

Verluste der Konservativen 
bei britischen Kommunalwahlen
Bei den Kommunalwahlen in Großbri­
tannien am 3. Mai haben die Konservati­
ven eine Niederlage erlitten. Landesweit 
verloren sie 212 Sitze in den Gemeinde­
räten. Die größte Oppositionspartei La- 
bour gewann landesweit 311 Sitze und 
verfügt damit über doppelt so viele Sitze 
in Kommunalparlamenten (2700) wie 
die Konservativen (1350 Sitze). Landes­
weit erreichte Labour 42% der Stim­
men, die Konservativen 31%, die Libe­
ralen (minus 39 Sitze) 18%. Auch die 
Grünen und die Partei der Schottischen 
Nationalisten konnten die Zahl ihrer 
Sitze leicht steigern. Vor den Wahlen 
war den Konservativen verschiedentlich 
wegen der heftigen Proteste gegen die 
„Poll-Tax“ ein weit stärkerer Rück­
schlag vorhergesagt worden. Die vor 
den Wahlen in der Presse geäußerte 
Erwartung, ein schwerer Rückschlag 
werde Thatcher zum Rücktritt zwingen, 
ist damit nicht aufgegangen. Premier­
ministerin Thatcher bewertete das Ab­
schneiden ihrer Partei frech als „Mei­
lenstein“ auf dem Weg zu einem weite­
ren Sieg bei den nächsten Parlaments­
wahlen in zwei Jahren. Sie wechselte 
einige Minister aus, darunter den für die 
Einführung der „Poll-Tax“ zuständigen 
Minister für die Gemeinden, den sie 
durch einen engen Gefolgsmann ersetz­
te, und erklärte, Änderungen der „Poll- 
Tax“ kämen nach diesem Wahlergebnis 
nicht infrage. — (rül)

De Klerk will den 
Befreiungskampf spalten

Die Verhandlungen zwischen der süd­
afrikanischen Regierung und der Befrei­
ungsorganisation ANC endeten am 4. 
Mai mit einer gemeinsamen Erklärung. 
In der Präambel der Erklärung heißt es: 
„Die Regierung und der ANC sind sich 
einig in der gemeinsamen Verpflichtung 
zur Überwindung des bestehenden Kli­
mas der Gewalt und der Einschüchte­
rung, von welcher Seite dies auch ausge­
hen mag, und in der Verpflichtung zur 
Stabilität und zu einem friedlichen Ver­
handlungsprozeß.“ Der ANC erklärte, 
er habe damit keinen Gewaltverzicht un­
terzeichnet, der bewaffnete Arm der Or­
ganisation bestehe fort. Allerdings ha­
ben die Gespräche keine konkreten Er­
gebnisse gebracht. Der ANC war mit 
Förderungen nach Aufhebung des Aus­
nahmezustandes, Freilassung der politi­
schen Gefangenen, einer Amnestie für 
alle Südafrikaner, die wegen politischer 
Aktionen verfolgt oder ins Exil getrie­
ben wurden, sofortiger Abschaffung des 
„Gesetzes zur inneren Sicherheit“ und 
allgemeinen, gleichberechtigten Wahlen 
in die Verhandlungen gegangen. Zur 
Forderung nach Aufhebung des Ausnah­
mezustandes erklärte de Klerk, die Re­
gierung werde „dieses Ziel weiter ver­
folgen“ — eine Erklärung, die die süd­
afrikanische Regierung seit 1984, seit 
der Verhängung des Kriegsrechts über 
das ganze Land, abgibt. Tatsächlich ist 
inzwischen in allen Homelands der Aus­
nahmezustand verhängt. Die südafrika­
nische Regierung fordert vom ANC Ga­
rantien für einen „Minderheitenschutz“ 
für Weiße, das heißt, sie hält an ihren 
rassistischen Positionen fest. Alle Orga­
nisationen, die sich dem Panafrikanis­
mus zuordnen oder der Black- 
Counsciousness-Bewegung nahestehen, 
lehnen Verhandlungen mit der südafri­
kanischen Regierung zum jetzigen Zeit­
punkt ab. Auf dem ersten Kongreß, den 
AZAPO Ende März nach Aufhebung 
des Verbots der Organisation durchführ­
te, hielten über 3000 Delegierte in einer 
Entschließung fest, daß ohne weitgehen­
de Zugeständnisse der Regierung Ver­
handlungen nicht denkbar seien. Dazu 
gehöre u.a. die Beseitigung des Home­
land-Systems, der unbedingte Verzicht 
auf Sonderrechte für Weiße, die Ab­
schaffung der Bantu-Erziehung, die so­
fortige Aufhebung des Ausnahmezu­
stands und die Rückgabe des Landes an 
die, denen es gehört. PAC und PAM 
(Pan Africanist Movement) hatten eben­
falls ihre gemeinsame Ablehnung von 
Verhandlungen zum jetzigen Zeitpunkt 
erklärt. Der Präsident des PAC, Zepha- 
nia Mothopeng, rief zur Intensivierung 
des Kampfes an allen Fronten, auch des 
bewaffneten Kampfes, auf. De Klerk be­
absichtigt anscheinend, durch die Ver­
handlungen die Spaltung der Befrei­
ungsbewegung in Azania/Südafrika zu 
vertiefen und den ANC zur Dämpfung 
des Befreiungskampfes zu zwingen, in­
dem er dem ANC Einfluß verspricht. In 
der Aufstandsbewegung in den Home­
lands und den Townships, die nach wie 
vor anhält, wird überdeutlich, daß der 
PAC eine wichtige Kraft im Befreiungs­
kampf ist. De Klerk will aber die Ver­
handlungen mit dem ANC auch nutzen, 
um die Aufhebung aller Sanktionen zu 
erreichen. Zu diesem Zweck wird er in 
dieser Woche mehrere EG-Länder besu­
chen, u.a. die BRD. — (uld)

DDR: Streiks gegen 
Währungsunion und Lohnstopp

In der DDR wachsen die Proteste gegen 
die mit der Währungsunion angestrebten 
Niedriglöhne bei gleichzeitig drasti­
scher Preissteigerung und Öffnung des 
DDR-Marktes für imperialistische Wa­
renlieferungen. Die Gewerkschaften der 
Lehrer und der Eisenbahner protestier­
ten gegen den von der Regierung ab 1. 
Mai verhängten Lohnstopp. Der Ge­
werkschaftsbund FDGB verlangt eine 
Anhebung der Nettolöhne zum 1. Juli 
um 50% und die Einführung der 38- 
Stunden-Woche. Die Industriegewerk­
schaft Textil, Bekleidung, Leder droht 
mit einem landesweiten Warnstreik am 
10. Mai, falls ihre Förderung nach Si­
cherung der Arbeitsplätze von der Re­
gierung nicht anerkannt wird. In einer 
von den 300 Delegierten der 12. Dele­
giertenkonferenz der Gewerkschaft ver­
abschiedeten Erklärung fordert sie u.a. 
Einfuhrabgaben und Beschränkungen 
der Importe, um die Lieferungen impe­
rialistischer Konzerne in die DDR zu 
begrenzen. Am Tag vor dieser Ent­
schließung hatte bereits eine Delegation 
der Textilgewerkschaft ihre Forderun­
gen ohne Ergebnis im Wirtschaftsmini­
sterium vorgetragen. Ministerpräsident 
de Maiziere wies die Forderungen des 
FDGB öffentlich zurück. Der wach­
sende gewerkschaftliche Widerstand hat 
die SPD veranlaßt, Kritik an dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Ent­
wurf des Staatsvertrages für die Wirt­
schafts- und Währungsunion und an der 
Vereinbarung zur Währungsunion vor­
zubringen. Die DDR-Sozialministerin 
Hildebrandt (SPD) wies darauf hin, daß 
von den 2,9 Millionen Rentnern in der 
DDR jeder dritte zum Sozialhilfe­
empfänger werde, wenn die von der 
Bundesregierung angestrebte Regelung 
unverändert übernommen werde. Jeder 
vierte Rentner in der DDR würde nach 
diesen Vorschläge weniger Geld bekom­
men als bisher. — (rül)

Die Streiks in Frankreich dauern an. Ende April streikten mehrere hunderttausend 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, um eine Anhebung der Mindesteinkommen 
auf 6500 DM (ca. 1900 DM) und eine Korrektur der Lohnsenkungen der Jahre 
1988/89 zu erreichen. Die Regierung hat bisher nur einer Lohnerhöhung um 1,2% 
zugestimmt — bei einer amtlichen Teuerungsrate von 3,4%. Ein Viertel aller Beschäf­
tigten im öffentlichen Dienst beteiligte sich an dem eintägigen Proteststreik am 26. 
April, zu dem CGT, CFDT und andere Gewerkschaften gemeinsam aufgerufen hat­
ten. Insbesondere an den Schulen, bei Bahn und Post (Bild) wurde der Streikaufruf 
der Gewerkschaften fast vollständig befolgt. — (rül)

Ungarn: Kommunisten ohne Sitz
Die USAP kämpft jetzt gegen Privatisierung und Ausverkauf

Bei der Ungarischen Volkskammerwahl 
am 25. März 90 erhielten nur fünf Kan­
didaten in ihrem Wahlkreis die absolute 
Mehrheit. Zur Stichwahl am 8. April 
durften jene antreten, die mindestens 
15% aller Stimmen bekommen hatten. 
Von den 368 Sitze des ungarischen Par­
laments gingen 164 (ca. 43%) an das 
rechte nationalistische Forum Ungari­
scher Demokaten (MDF), 92 (24%) an 
den Bund Freier Demokraten (SZDSZ), 
die Kleinlandwirtepartei erhielt 44 
(11%), die Christdemokraten 21 Man­
date; die bis dato regierende, „reform­
sozialistisch“ transformierte Ungarisch 
Sozialistische Partei (USP) brachte es 
nur auf 33 Sitze (8,55%). Die bürgerli­
chen Parteien haben jedoch nicht unbe­
dingt die Mehrheit der Bevölkerung hin­
ter sich. Zwei Drittel der Wahlbeteilig­
ten gingen zur ersten Wahl; im zweiten 
Wahlgang nicht einmal mehr die Hälfte.

Ministerpräsident Nemeth erreichte 
als einziges USP-Mitglied in seinem 
Wahlkreis die absolute Mehrheit, aller­
dings als „unabhängiger“ Kandidat. 
Außenminister Gyula Hom, dem in der 
BRD erst jüngst der Karlspreis für seine 
Verdienste um den „Fall der Mauer“ 
verliehen wurde, unterlag in der zweiten 
Runde. Spitzen- und Präsidentschafts­
kandidat Imre Pozsgay erlitt eine schwe­
re Niederlage und warf das Handtuch 
schon zwischen den Wahlgängen. Beide

Widerstand gegen Waffenplatz
Schweiz: Truppenübungsplatz stößt auf breite Opposition

Mit Gununischrotgeschossen haben Po­
lizeieinheiten am 4. Mai das Feuer auf 
mehr als 300 Menschen eröffnet, die bei 
einem Aktionstag das Baugelände eines 
vom Eidgenössischen Militärdeparte­
ment (EMD) geplanten Waffenplatzes 
betreten wollten. Dieser brutale Polizei­
einsatz, den auch büigerliche Kräfte als 
„enttäuschend und erschütternd“ (so 
der konservative „Landesring der Un­
abhängigen“) bezeichneten, markiert 
einen vorläufigen Höhepunkt in einer 
seit Monaten andauernden Auseinander­
setzung. Es geht um einen neuen Trup­
penübungsplatz (in der Schweiz als 
„Waffenplatz“ bezeichnet), den das 
EMD bei den Ortschaften Neuchlen und 
Auschwilen zwischen Gossau und St. 
Gallen errichten lassen will, gegen den 
Willen einer großen Mehrheit der Be­
völkerung. So mußte etwa der Gossauer 
Gemeindeamtmann im Fernsehen zuge­
stehen: „Nur ein kleiner Teil der Bevöl­
kerung will den Waffenplatz wirklich“. 
Trotzdem hat das Militär vor einem Mo­
nat mit den Bauarbeiten beginnen las­
sen. Seitdem fanden Woche für Woche 
Demonstrationen, „Solidaritätsspazier­
gänge“ und Aktionen gegen den Waf- 

Niederlande: neuer Ladenschluß
Streiks nach Verhandlungen vorerst beigelegt

Mit zahlreichen Streiks haben die nie­
derländischen Gewerkschaften im Ein­
zel- und Großhandel in mehreren Städ­
ten gegen die geplante Ausdehnung des 
Ladenschlusses protestiert. Zuletzt leg­
ten am Freitag, dem 20. April, über 
1000 Beschäftigte in 25 Filialen großer 
Einzelhandelskonzeme in Utrecht, Am­
sterdam, Den Haag, Hilversum, Deven­
ter und Tilburg auf Aufruf der Gewerk­
schaft Dienstenbond FNV die Arbeit 
nieder. Spontan schlossen sich in 
Utrecht und in Amsterdam Beschäftigte 
anderer Einzelhandelsketten dem Streik 
an, darunter auch die Beschäftigten von 
Peek & Cloppenburg.

Das niederländische Wirtschaftsmini­
sterium hat einen Gesetzentwurf ins Par­
lament eingebracht, nach dem der La­
denschluß von Montag bis Freitag von 
18 auf 18.30 Uhr und an Samstagen von 
17 auf 18 Uhr verlängert werden soll. 
Der Gesetzentwurf wird von den Koali­
tionsparteien CDA (Christlicher Auf­
bruch) und PvdA (Partei der Arbeit) ge­
tragen. Die PvdA verlangt aber weiter­
hin flexible Öffnungszeiten. Die Libera­
len Parteien VVD und D66 sehen in dem 
Gesetzesentwurf erst den Beginn für 
eine weitere Flexibilisierung der Laden­
öffnungszeiten. Die Kapitalistenorgani­
sationen VGL (Supermarktketten) und

waren jedoch auf Regional- und Landes­
listen abgesichert. (Budapest Rund­
schau, 16.4.90).

Die Kommmunisten der alten USAP 
scheiterten an der 4 %-Klausel. Die 
USAP muß sich völlig reorganisieren. 
Die „Reformer“, die putschisrisch, 
ohne Votum der Grundeinheiten die 
USAP auflösten, warfen zwar deren po­
litisches Erbe über Bord, nicht aber de­
ren Vermögen, Parteiapparat, Zeitung 
etc. „Man sagte mir: Wir haben dich zu 
einem solchen Beschluß nicht ermäch­
tigt. Deshalb fühlten sich HunäertOu- 
sende von US AP-Mitgliedern gekränkt

. . berichtete der Leiter der Linfc- 
sozialisten in der USP. (Probleme des 
Friedens und Sozialismus 3/90; S. 305) 

Die USAP kämpft dagegen, „diewin- 
schaftlichen Schwierigkeiten durch Pri­
vatisierung, durch Ausverkauf des 
Eigentums der Nation zu lösen. Den 
Ausweg aus der Krisensituation sehen 
wir weniger in der Schaffung von Priwt- 
untemehmen als vielmehr in der effekti­
veren Nutzung der kollektiven Eigen­
tumsformen ...“ (USAP-Vorsitzender 
Gyula Thürmer, dto. S. 295).

Während des Wahlkampfe kam es zu 
antikommunistischen Übergriffen. Ks- 
roly Grosz, ehemaliger Ministerpräsi­
dent und Nachfolger Kadars, wurde 
zwungen, einen Femsehauftritt abzu­
brechen. — (frr) 

fenplatz statt. Der Staat reagierte mit 
Härte: Bundesrat Kaspar Villiger erkär- 
te, trotz der Proteste sehe er „keinen An­
laß (...) einzuschreiten und eine Ver­
schiebung des Zeitplans,zu verlangen.“ 
Die Polizei hat nach Schätzungen der 
Waffenplatzgegner bisher mindestens 
60 Leute festgenommen, 225 Personen 
wurden angezeigt.

Die Auseinandersetzung um den neu­
en Waffenplatz des schweizer Militärs 
hat Bedeutung weit über die Region 
hinaus. Findet sie doch kaum ein halbes 
Jahr nach der Volksabstimmung statt, in 
der sich ein Drittel der Bevölkerung für 
eine vollständige Abschaffung der 
Armee ausgesprochen hatte.

Die Aktionsgruppe hat am 3. Mai in 
St. Gallen den Text eines Volksbegeh­
rens gegen die Neuanlage oder die Er­
weiterung von Waffenplätzen verab­
schiedet: „40 Waffenplätze sind genug 
— Umweltschutz auch beim Militär“. 
Linke Kräfte, die auf eine Initiative zur 
Verringerung der Übungsplätze gedrun­
gen hatten und außerdem die Konzentra­
tion auf den „Umweltschutz“ kritisier­
ten, konnten sich nicht durchsetzen.
Quellenhinweis: NZZ, 6./7.S.; Thurgauer
Volksfreund, 7.5.; WoZ, 6.4., 27.4. — (jüg)

Vakcentrum (Lebensmittelfilialen) ver­
langen flexible, dem Kundenandrang 
angepaßte Ladenöffhungs- und Arbeits­
zeiten.

Am 27. April verhandelte die Ge­
werkschaft Dienstenbond FNV mit drei 
der großen bestreikten Einzelhandds- 
untemehmen: AHOLD, Bijenkorf Be- 
heer und Vendex International. In den 
Verhandlungen wurde eine Einigung 
darüber erzielt, daß die Arbeitszeit zwi­
schen der Öffnung und Schließung der 
Läden Tarifangelegenheit ist. Sollte die 
Verlängerung des Ladenschlusses ge­
setzlich beschlossen werden, darf die 
Arbeitszeit nicht einseitig von den Un­
ternehmen ausgedehnt werden. Kein 
Beschäftigter darf gegen seinen Willen 
nach 18 Uhr unter der Woche und 17 
Uhr am Samstag beschäftigt werden. 
Sollte ein Unternehmen länger öffne« 
wollen, müssen Personalbesetzung ad 
Arbeitsbedingungen als Folge der U- 
denschlußverlängerung tarifvertragSrä 
verhandelt werden. Es sollen keine wet­
teren Beschäftigte mit „pulp-contredtT 
(Teilzeitarbeit unter acht Stunden) ein­
gestellt werden. Der Dienstenbond FW 
erwartet, daß sich weitere Einaefar 
delsuntemehmen diesem Vertrag » 
schließen. Falls nicht, sind weid* 
Streiks nicht ausgeschlossen. -



Politische Berichte 10/1990 Auslandsberichterstattung Seite 5

Nachdem am 26. April der Vorsitzende 
der Israelischen Arbeiterpartei (IAP), 
Schimon Peres, den Versuch aufgege­
ben hat, eine von ihm geführte Koali­
tionsregierung zu bilden, erhielt der am­
tierende Ministerpräsident Schamir er­
neut den Auftrag zur Regierungsbil­
dung. Dies bedeutet zugleich das Schei­
tern der Bemühungen zur Bildung einer 
Großen Koalition, die die durch die pa­
lästinensische „Intifada“ hervorgerufe­
ne Krise bewältigen sollte. Nach Be­
rechnungen des größten israelischen Fi- 
nanzuntemehmens. der Bank Hapoalim, 
hat der Aufstand des palästinensischen 
Volkes die israelische Volkswirtschaft 
bisher rund eine Milliarde US-Dollar 
gekostet. Es sind jedoch nicht nur diese 
finanziellen Belastungen, die den zioni­
stischen Politikern Sorgen bereiten, son­
dern vor allem der wachsende Druck 
von Seiten der imperialistischen Verbün­
deten, den Palästinensern zumindest ge­
ringfügige Zugeständnisse zu machen. 
Der israelisch-arabische Konflikt soll 

Zionistische Militärkontrolle vor dem Palästinenserlager Rafija

jr-r li

nach den Worten des sowjetischen Bot­
schafters in Syrien, Sotow, auch ein zen­
trales Thema des sowjetisch-amerikani­
schen Gipfeltreffens Ende Mai werden. 
Moskau und Washington hätten in jüng­
ster Zeit sehr konstruktive Kontakte 
über die Nahostpolitik gepflegt, sagte 
Sotow. Der Friedensprozeß werde aber 
von israelischen Vorbehalten blockiert, 
und die Vereinigten Staaten hätten 
„nicht die notwendige Festigkeit gegen­
über den Israelis gezeigt“, sagte Sotow. 
Die israelische Regierungskoalition von 
Likud und Arbeiterpartei war am 13. 
März dieses Jahres infolge ihrer Unei­
nigkeit über den sogenannten Baker- 
Plan zerbrochen. Dieser „Plan“ des US- 
Außenministers ist als eine Reaktion auf 
das Scheitern des „Mubarak-Plans“ zu 
sehen. Das aus zwölf Personen beste­

Israel: Krise des Parlamentarismus 
oder taktisches Manöver des Zionismus

Shamir versucht, den Palästinenserwiderstand mit einer „Homeland-Strategie“ zu brechen

hende innere Kabinett Israels hatte am 6. 
Oktober 1989 die 10-Punkte-Initiative 
des ägytischen Präsidenten abgelehnt. 
Schon dieser Plan war jedoch für die Pa­
lästinenser unannehmbar. Er bot allen­
falls einen ersten Ansatz für israelisch­
palästinensische Gespräche, in denen 
über die Modalitäten freier Wahlen in 
den 1967 von Israel besetzten Gebieten 
hätte gesprochen werden können. Zwar 
ist im Plan Mubaraks von einer Einbe­
ziehung der palästinensischen Befrei­
ungsorganisation in Verhandlungen 
nicht die Rede, er ließ jedoch in einem 
Aufruf im israelischen Fernsehen im

September 1989 verlauten, daß es „ohne 
Beteiligung der PLO keinen Fortschritt 
im Friedensprozeß geben wird“. Eine 
PLO-Beteiligung an Verhandlungen 
oder gar Wahlen wird von Schamir je­
doch ebenso kategorisch abgelehnt wie 
der Rückzug aus den besetzten Gebieten 
oder ein palästinensischer Staat. Mit Er­
folg blockierte der Likud-Block im Sep­
tember 1989 einen Antrag der Arbeiter­
partei, über den Mubarak-Plan zu debat­
tieren. Von der Arbeiterpartei war die­
ser Plan zuvor als „fair“ und „positiv“ 
bezeichnet worden.

Das Ausbreiten all dieser auf faule 
Kompromisse hinauslaufenden Pläne 
(Mubarak-Plan, Baker-Plan, Shamir- 
Plan) dient dazu, die PLO und die Natio­
nale Aufstandsführung der Palästinenser 
hinzuhalten. Diese Pläne werden den le­

gitimen Forderungen des palästinensi­
schen Volkes und seiner Führung in kei­
ner Weise gerecht. So sieht der Baker- 
Plan beispielsweise vor, daß die Zusam­
mensetzung einer palästinensischen De­
legation von der Zustimmung Israels 
abhängig gemacht wird. Dies war der 
zionistischen Führung noch nicht genug: 
sie forderte eine Nachbesserung des Ba­
ker-Plans, in der die Beteiligung der 
PLO ausdrücklich ausgeschlossen wer­
de. Dieser Forderung kam der US-Au- 
ßenminister am 1. November 1989 mit 
einer Abänderung seines Vorschlags 
weitgehend entgegen.

Den zionistischen Hardlinern, die zu 
keinerlei Zugeständnissen gegenüber 
dem palästinensischen Volk bereit sind, 
kam die anhaltende Regierungskrise ge­
rade recht. Eine offensichtlich hand­
lungsunfähige Regierung unterliegt 
nicht dem Handlungsdruck und läßt die 
Zeit für sich arbeiten. Das demonstrati­
ve Tauziehen um die imperialistischen 
„Pläne“ ist eine inzwischen allzu offen­
sichtliche Verzögerungstaktik; doch die 
PLO ist weder so schwach noch so naiv, 
daß sie bei dieser Friedensprozeß-Ko­
mödie noch lange mitspielen wird, zu­
mal sie selbst unter dem Druck der palä­
stinensischen aufständischen Massen 
steht. Die Nationale Führung des Auf­
stands hatte bereits in ihrem Kommuni­
que Nr. 46 vom September 1989 klarge­
macht, daß der angeblich mit dem PLO- 
Vorsitzenden Arafat abgestimmte Mu­
barak-Vorstoß wenig Aussicht auf Er­
folg habe. Vom gleichzeitig tagenden 
PLO-Exekutiv-Komitee wurde der Plan 
zurückgewiesen. Als Reaktion auf den 
Baker-Plan forderte die PLO ihre volle 
Beteiligung an allen Etappen des Frie­
densprozesses sowie einen Dialog auf 
der Grundlage der von allen Konflikt­
parteien anerkannten UN-Resolutionen 
242 und 338, des Prinzips „Land gegen 
Frieden“ und im Rahmen einer interna­
tionalen Nahost-Friedenskonferenz.

Gerade die angeblich angestrebten is­
raelisch-palästinensischen Gespräche 
bilden jedoch den Hintergrund der Re­
gierungskrise der letzten Monate, die 
zeitweise skurrile Formen annahm. Pe­
res scheiterte mit seiner Regierungsbil­
dung im April, weil Abgeordnete klei­
ner Splitterparteien, die zuvor mühselig 
bestochen und eingekauft worden wa­
ren, wieder absprangen. Ein ominöser 

Rabbi aus New York hatte seinen Mario­
netten im Parlament von Jerusalem im 
letzten Moment den Befehl gegeben, Pe­
res fallen zu lassen. Der in New York re­
sidierende „Lubawitzer Rabbiner“ Me- 
nachem Schneerson leitet eine Bewe­
gung, die in der ultrareligiösen Splitter­
partei „Agudat Israel“ großen Einfluß 
hat. Er lehnt jede Räumung von erober­
ten Gebieten ab. Nachdem sich heraus­
stellte, daß die Regierungsbildung ge­
scheitert war, kam es zu wüsten Be­
schimpfungen und Prügeleien im Parla­
ment. Schon am frühen Morgen war 
dem Abgeordneten einer anderen klei­
nen Partei das Auto demoliert worden, 
um ihn an der Fahrt in die Knesset zu 
hindern. Die Polizei von Jerusalem be­
kam Ausgangssperre, um den Zugang 
der Abgeordneten zum Parlament zu si­
chern. Man befürchtete Anschläge ge­
gen Überläufer und „Verräter“, die sich 
durch Geld oder Pöstchen von einer Par­
tei zur anderen hatten locken lassen. 
Arabische Abgeordnete mußten rassisti­
sche Beschimpfungen über sich ergehen 
lassen oder wurden als „Agenten der 
PLO“ bezeichnet. Ein jüdischer Abge­
ordnetererklärte: „Zehn Minuten dieser 
Parlamentssitzung zerstören eine jahre­
lange Erziehung zur Demokratie in un­
serer Jugend. Die demokratische 
Schicht in unserem Volk ist sehr dünn. 
Wenn wir nur ein wenig daran kratzen, 
können wir unter dieser Schicht etwas 
sehr sehr Unsympathisches entdecken.“ 
Staatspräsident Herzog warnte vor der 
Presse: „Die Menschen sind angewidert 
und dieses Systems überdrüssig, das uns 
von unserer eigentlichen Arbeit abhält“. 
In Tel Aviv demonstrierten am 7. April 
120000 Israelis für einen Volksent­
scheid zur Änderung des Wahlrechts, 
d.h. tendenziell für die Ausschaltung der 
kleineren Parteien. Von welcher Seite 
des politischen Spektrums die Initiative 
für diese Kundgebung ausging, bleibt 
fraglich. Betroffen davon wären jeden­
falls nicht nur rechte und religiöse Par­
teien, sondern auch Parteien links von 
der Sozialdemokratie. Der starke 
Rechtstrend innerhalb der zionistischen 
Gesellschaft ist zudem nicht unbedingt 
auf die rechten Splitterparteien zurück­
zuführen. Die Gesellschaft dieses Staa­
tes ist in zwei Lager gespalten: die einen 
lehnen jegliche Rückgabe eroberten 
Territoriums ab; die anderen wären be­

reit, einen Teil der besetzten Gebiete im 
„Tausch gegen Frieden“ zu räumen, um 
so den übrigen eroberten Besitzstand zu 
sichern. Dazwischen gibt es eine äußerst 
geringe Anzahl antizionistischer Juden, 
die bereit sind, sich auch für das Selbst­
bestimmungsrecht des palästinensischen 
Volkes einzusetzen.

Schamir hat nun angekündigt, daß er 
in der Lage sei, innerhalb weniger Tage 
eine regierungsfähige Mehrheit zustan­
de zu bringen. Zu seinem Angebot an die 
ultra-orthodoxen Koalitionspartner ge­
hören u.a. neue Siedlungen in den be­
setzten Gebieten und seine Ankündi­
gung, auch den Baker-Plan einstampfen 
zu lassen. Stattdessen möchte er den von 
ihm selbst stammenden „Schamir-Plan“ 
in die Tat umsetzen. Dieser Plan ist letzt­
endlich eine Abwandlung bzw. Fortset­
zung der Camp-David-Abkommen, mit 
denen die umliegenden arabischen Staa­
ten gezwungen werden sollen, auf die 
Palästinenser dahingehend Druck auszu­
üben, daß sie auf ihr Selbstbestim­
mungsrecht in Palästina verzichten. 
Shamirs Plan beinhaltet weiterhin das 
Versprechen sogenannter „Autonomie“ 
an die Palästinenser in Teilen ihres ok­
kupierten Landes, wodurch sie günstig­
stenfalls zu „Homeland“-Bewohnern 
nach dem Vorbild der südafrikanischen 
Bantustans gemacht würden. Schamir 
hat bereits mehrfach bekräftigt, daß Is­
rael sich bei der Durchsetzung seiner 
Ziele von keinem Staat beeinflussen las­
se und auch nicht von seinem größten 
Geldgeber, den USA, unter Druck set­
zen lasse. Ende letzten Jahres drohte er, 
daß er glaube, daß „Israel einer Periode 
der Spannungen mit den USA entgegen­
gehe“ und einige Tage später: „Es ist 
nicht einfach, sich mit dem stärksten 
Land der Welt auf eine Konfrontation 
einzulassen. Wir sind nicht an Konfron­
tationen interessiert, aber die Vereinig­
ten Staaten müssen wissen, daß Israel 
Anliegen hat, zu denen es bis zuletzt ent­
schlossen stehen wird“. Schamir weiß, 
daß es nicht das Anliegen der US-Pöliti- 
ker ist, den Palästinensern zu ihrem 
Selbstbestimmungsrecht zu verhelfen, 
sondern sich die Stimmen jener US-ame­
rikanischen Bevölkerungsteile zu si­
chern, die den zionistischen Staat unter­
stützen. Dabei ist ihnen wohl auch 
gleichgültig, daß die zu erwartende For­
cierung der israelischen Siedlungspoli­
tik in den besetzten Gebieten das Ende 
des sogenannten „Friedensprozesses“ 
bedeuten wird. Wie die Zionisten setzen 
sie darauf, daß die Kraft der Intifada sich 
abnutzt oder letztendlich gebrochen 
werden kann. Diese Hoffnung der Zio­
nisten und ihrer imperialistischen Zieh­
väter könnte ein Trugschluß sein. 
— (hch)

Kashmir: Pakistan heizt die Spannung an
Wird der „Kanalwasserstreit“ zwischen Indien und Pakistan um den Kashmir neu aufgelegt?

richtungen ihren Forderungen Nach­
druck zu verleihen. Es ist als sicher an­
zusehen, daß diese Gruppen Unterstüt­
zung durch die pakistanische Regierung 
erhalten. Sicher ist auch, daß der Unmut 
der Kashmiris über die ständige Mißach­
tung ihrer Interessen und den Ausbau 
des militärischen und polizeilichen Si­
cherheitsapparates durch die indische 
Regierung noch wachsen wird.

Ein seit der Unabhängigkeit 1947 von 
allen pakistanischen Regierungen ge­
pflegtes Argument, daß der Kashmir zu 
Pakistan gehöre, ist der Einzugsbereich 
der lebenswichtigen Ströme (Indus, Jhe- 
lum, Chenab), deren Oberläufe Kashmir 
naturräumlich zuordne. Im pakistani­
schen Punjab, im Einzugsbereich der 
großen Ströme, leben heute über 60% 
der pakistanischen Bevölkerung. Deren 
Lebensgrundlage bildet die durch Be­
wässerung ermöglichte landwirtschaftli­
che Produktion. „Vier Fünftel der An­
baufläche sowohl des indischen, wie 
auch des pakistanischen Punjab sind auf 
die künstliche Bewässerung aus den 
(durch ihren Gletschereinzug ganzjährig 
wasserreichen) Himalaya-Strömen an­
gewiesen, deren Oberläufe alle im in­
disch kontrollierten Gebiet verlaufen 
und dann z.T nach Pakistan fließen. Die­
ses behauptete, durch Ableitungen bzw. 
durch den Ausbau indischer Bewässe­
rungswerke ,dem Hungertod ausgelie­
fert1 zu werden. . . . Die Indische Union 

' dagegen erklärte, den Abfluß von Sutlej 
und Beas nach Pakistan nicht länger ge­
währen zu können, da sie deren Wasser 
zum Ausbau der Bewässerung in dem 
nun mit Flüchtlingen überfüllten östli­
chen Punjab benötige (die pakistanische

Von außen betrachtet hat die Chronolo­
gie des derzeitigen Schlagabtausches 
zwischen der pakistanischen und der in­
dischen Regierung den Anschein, als 
steuerten beide Konfliktparteien auf ei­
nen neuerlichen Krieg um das Kashmir- 
gebiet zu. Nicht ganz ersichtlich wird 
aus den vorliegenden Pressemeldungen, 
welche Interessen in diesem Konflikt im 
Spiele sind.

Im indischen Unionsstaat Jammu und 
Kashmir mit der Hauptstadt Srinagar le­
ben 77 %, im Kashmirbecken selbst über 
90% Moslems. Dieser Bundesstaat ist 
der einzige indische Unionsstaat mit 
einer Mehrheit an moslemischer Bevöl­
kerung. Bei der Abtrennung Pakistans 
von Indien 1947 beanspruchte Pakistan 
den ganzen Kashmir für sich, so daß In­
dien auf Ansinnen des damaligen Hindu- 
Maharaja gegen die einfallenden Patha- 
nenstämme militärisch intervenierte. 
Die UN legte 1947/48 den damaligen 
Frontverlauf als Demarkationslinie fest. 
1957 wurden Jammu und Kashmir end­
gültig in die Indische Union eingeglie­
dert. Es fand ein forcierter Ausbau mili­
tärischer Präsenz auf pakistanischer und 
indischer Seite statt, verbunden mit 
einer weitgehenden Unterdrückung der 
Selbständigkeit der Kashmiris. Die paki­
stanische Oberschicht versteht sich tra- 
difionell als Vertreterin der Muslime in 
der Region.

Durch die jahrelange Unterdrückung 
der zumeist selbständigen kleinen Bau­
ern im indischen Kashmir bedingt, hat 
sich jetzt die separatistische Gruppie­
rung Jammu and Kashmir Liberation 
Anny (JKLA) darauf verlegt, über Ent­
führungen und Anschläge auf Hinduein­

Regierung hatte 1947 die Sikh aus ihrem 
Teil des Panjab vertrieben, d.Verf.).“ 
(Fischer Länderkunde, Südasien, S. 26 
f.)

1960 schalteten sich die US-Imperiali- 
sten mit der Weltbank in den „Kanal­
wasserstreit“ ein und knüpften Kredit­
vergaben für Stauseen und -dämme an 
bestimmte Bedingungen. Das Wasser 
des westlichen Flußgebietes wurde Pa­
kistan, das Wasser des östlichen der In­
dischen Union zugesprochen und da­
rüber hinaus das Recht, die unbedingt 
nötige, genau festgelegte Nutzung auch 
der westlichen Flüsse zur Speisung be­
stehender Anlagen und zum Ausbau der 
Wasserkraftwerke und der Hoch- und 
Niedrigwasser-Regulierungen fortzu­
führen. Dafür wurden Pakistan eine 
Übergangsregelung und große Finanz­
hilfen zum Umbau seiner bisherigen 
Wasserzufuhr aus dem östlichen Fluß­
gebiet und von neuen Stau- und Kanal­
anlagen im Westen gewährt. Diese Kre­
dite legten den Grundstein für die bis 
heute andauernde tiefe, Verstrickung 
Pakistans mit den US-Interessen in der 
Region. Die zehn Jahre später folgende 
„Grüne Revolution“, die auch im indi­
schen Punjab eine grundlegende Um­
wandlung der agrarökonomischen 
Struktur bewirkte, wurde ebenso hier 
vorbereitet. Es ist aber auch klar, daß 
Pakistan ohne Duldung der US-Admi- 
nistration keinen Konflikt mit Indien an­
fangen kann.

In Indien ist Premierminister V. P. 
Singh bemüht, klarzustellen, daß er sich 
nach wie vor auf das sogenannte Simla- 
Abkommen bezieht, das 1972 zwischen 
der indischen und der pakistanischen

In dem Gebirge des Kashmir (Bild) entspringen wichtige Flüsse, aus denen sowohl 
das indische als auch das pakistanische Punjab ihren Wasserbedarf decken.

Regierung ausgehandelt wurde. Es be­
inhaltet im wesentlichen die gegensei­
tige Achtung der territorialen Integrität 
des jeweils anderen Landes und eine 
Normalisierung der Beziehungen auf 
Verkehrs-, Post-, Handelsgebiet und das 
Recht auf Freizügigkeit. Dies ist die eine 
Seite. Die andere ist die zunehmende 
Brutalität der Polizei im Kashmir, die 
unter Bezug auf die „Terroristenge­
setze“ nicht vor Übergriffen gegenüber 
Demonstranten, auch mit Waffengewalt 
zurückscheut. Am 17. April wurden 
neun Parteien verboten und gegen elf 
Tageszeitungen gesetzliche Maßnahmen 
angedroht. Bereits am Ostersonntag 
waren zwei Druckereien geschlossen 
worden, die in Srinagar ansässig sind. 
Vorwurf des Gouverneurs von Jammu 
und Kashmir: „Antinationale Aktivi­
täten“, weil sie die muslimischen Sepa­

ratisten, die für ein unabhängiges Kash­
mir eintreten, unterstützen.

Die Revolutionäre in Indien kritisie­
ren vor allem die Unßhigkeit der indi­
schen Regierung, den Einwohnern des 
Kashmirs eine regionale Autonomie zu 
gewähren und demgegenüber engstirni­
gen Hindu-Nationalisten das Feld zu 
überlassen, so daß zum einen die Unter­
drückung immer schlimmere Formen 
annimmt und zum anderen Pakistan 
Vorwände für Kriegshandlungen erhält. 
Mitte April hat das pakistanische Militär 
Truppen an der Grenze konzentriert, 
Gebäude getarnt und ausgedehnte 
Manöver begonnen.
Quellenhinweis: Frontier, Calcutta, 13.1.1990; 
Neue Zürcher Zeitung, div. Ausgaben, April 
1990; Fischer Länderkunde 2, Südasien; The 
Sunday Observer, Neu Delhi, 10.3.1990 
— (cog)
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Gelsenkirchen auf dem Weg ins Jahr 2000?
SPD-Strukturpolitik am Beispiel einer Ruhrgebiets-Stadt

In Gelsenkirchen herrscht wie im gesamten Revier Auf­
bruchstimmung. Noch 1986 hatte die „Westdeutsche All­
gemeine Zeitung“ in Anbetracht der zerrütteten städti­
schen Finanzen die Frage gestellt, ob Gelsenkirchen eine

sterbende Stadt sei. Hintergrund war die Strukturkrise im 
Bergbau und in der Stahlindustrie. Sie hatte dazu geführt, 
daß in 20 Jahren 60000 Arbeitsplätze verloren gingen und 
im gleichen Zeitraum ca. 120000 Bewohner abwanderten.

1986 hatte eine Expertengruppe der 
Stadtverwaltung vorgeschlagen, durch 
Personalabbau, Ämterauflösung, Auto­
matisierung, Gebührenerhöhungen, 
Einsparungen im Sozialbereich und 
Schließung kultureller Einrichtungen 
bis 1990 58 und bis zum Jahr 2000 90 
Milliarden Mark einzusparen.

Während der Kommunalwahlen 1989 
wendete sich die wahlkämpfende So­
zialdemokratie, die in Gelsenkirchen 
das Sagen hat, gegen verbreitete Zu­
kunftssorgen. Der Unterbezirksvor­
stand veröffentlichte ein umfangreiches 
Wahlprogramm mit dem Titel: „Zu­
kunft Gestalten.“ Gelsenkirchen soll zu 
einer Informations-, Dienstleistungs­
und Freizeitstadt gemacht werden.

Disneyland und Mickeymaus
Mit großem puzblizistischem Getöse 
werden mehrere größere Bauvorhaben 
und Projekte angekündigt. Der US- 
amerikanische Filmmulti Warner Bros, 
will im Revier gleich drei Kinopaläste 
errichten. Eines dieser Superkinos, das 
Multiplex-Center, soll in der Nähe des 
Fußballstadions gebaut werden. Auf 
neun Leinwänden und in mehreren No­
belrestaurants wird Vergnügen angebo­
ten. Die US-Amerikaner rechnen mit 
anderthalb Millionen Besuchern jähr­
lich. In den Nobelrestaurants des Super­
kinos gäbe es alles, was Lukullus auf 
diesem Globus anbiete. An popcorn­
kauenden Jugendlichen habe Warner 
Bros, kein Interesse.

Fachleute aus der Filmbranche und 
Kinobesitzer gehen davon aus, daß klei­
nere Kinos in den Städten geschlossen 
werden. Die Innenstädte würden damit 
weiter veröden.

Aus den USA kommen auch die Geld­
geber und Manager, die in Gelsen­
kirchen eine Superhalle mit einem Fas­
sungsvermögen von 45000 Besuchern 
errichten wollen. Das Wunderwerk soll 
100 Millionen Mark kosten. In der Halle 
sollen hochkarätige Sportveranstal­
tungen, Konzerte und Filmproduktionen 
geboten werden. Damit die Veranstalter 
richtig verdienen, muß mit entspre­
chenden Eintrittspreisen gerechnet 
werden. Arbeitslose, Sozialhilfeemp­
fänger, Rentner, aber auch Wenigver­
dienende werden diese Preise nicht be­
zahlen können.

„Kultur für Alle“, wie es im SPD- 
Wahlprogramm heißt, kann man dies 
nicht nennen.

Neuordnung der Emscherzone
Lange Zeit war die Emscherzone das 
Schlußlicht des Ruhrgebiets. Das soll 
jetzt anders werden. Die Landesregie­
rung von NRW hat ein neues Programm 
für die krisengeschüttelte Region vorge­
stellt. Die Sozialdemokraten geraten ins 
Schwärmen, wenn von der „Emscher- 
parkidee“ und von der Internationalen 
Bauausstellung (IBA) die Rede ist. Von 
Dortmund bis Duisburg soll die Em­
scherzone in eine Parklandschaft ver­
wandelt werden. Geplant ist ein System 
von Natur-, Freizeit- und Kulturberei­
chen. In die Landschaft sollen Industrie- 

und Wirtschaftszentren gebaut werden, 
darin eine Managerschule.

Im Dezember 1989 fand in Gelsenkir­
chen eine erste öffentliche Veranstal­
tung dazu statt. Öffentliche und private 
Investitionen in Höhe von drei Milliar­
den Mark sollen die „Lebensqualität“ in 
der Emscherzone verbessern. Minister 
Zöpel und Sprecher der Industrie haben 
in der Auftaktveranstaltung allerdings 
allzu optimistische Erwartungen bezüg­
lich der finanziellen Beteiligung von 
Landes- und Bundesregierung 
gedämpft.

Technologiepark Ruhrgebiet
Der Initiativkreis Ruhrgebiet (ein Zu­
sammenschluß von Konzern-Chefs) hat 
auch in Dortmund den Anstoß für ein 
Großprojekt gegeben. Auf einer Fläche 
von 600 Hektar, die einmal zum Berg­
bau gehörten, sollen Einrichtungen ent­
stehen, die für eine hochqualifizierte 
gewerbliche und industrielle Nutzung 
vorgesehen sind. Ein Wettlauf zwischen 
den Städten hat begonnen. 407 Projekt­
ideen sind bei der IBA, die ihren Sitz in 
Gelsenkirchen hat, eingegangen.

Neben der Internationalen Bauaus­
stellung ist das „Institut für Arbeit und 
Technik“ mit Sitz in Gelsenkirchen als 
weiteres Paradestück vorgesehen. Die 
Sozialdemokraten erklären, die Em­
scherzone werde damit eine Umgestal­
tung erfahren, die weltweit ohne Bei­
spiel sei. Vier Millionen Mark stehen für 
den ersten Bauabschnitt dieses Instituts 
zur Verfügung. Es ist äußerst schwierig 
zu erfahren, was genau von diesem Insti­
tut geleistet werden soll. Die Stadt­
oberen sprechen von einem Technolo­
giezentrum. Andere Auskünfte besagen, 
es sollen sozialverträgliche Konzepte 
der Technologiegestaltung erforscht 
werden.

Mit ehrgeizigen Plänen, mit großen 
Bauvorhaben und der angekündigten 
Veränderung der Emscherzone können 
Optimismus und Aufbruchstimmung 
verbreitet werden, die die Politiker an­
gesichts der bevorstehenden Wahlen 
dringend brauchen.

Miesmacher und Querulanten
Es gibt zu diesen Projekten auch kriti­
sche Stimmen. Für den Landesvorsit­
zenden der Landesgemeinschaft Natur­
schutz und Umwelt in NRW müssen 
zunächst die Fragen geklärt werden, was 
denn ökologische Erneuerung der 
Emscherzone bedeute und was ein gutes 
Ökosystem überhaupt sei. Die Vereini­
gung der Stadt-, Regional- und Landes­
planer kritisiert, daß hauptsächlich Po­
litiker von Industrie- und Handelskam­
mer in den Gremien sitzen. Kritik aus 
Bürgerinitiativen oder von Einzelperso­
nen wird von der örtlichen SPD-Spitze 
hart attackiert. In der Oktober-Wahlzei­
tung schreibt die SPD: „Jetzt kommen 
die Miesmacher, die Neinsager, die Be­
rufsquerulanten . . .“

Allen Einschüchterungen zum Trotz 
müssen die Politik der SPD und die an­
gekündigten Großprojekte hinterfragt 

werden. So schön und so nützlich Park­
anlagen und Wissenschaftszentren sein 
mögen, die Frage muß erlaubt sein, ob 
mit dieser Bauausstellung und den Su­
perbauten wirklich ausreichend neue 
Arbeitsplätze für Gelsenkirchen und die 
Region geschaffen werden.

Gerade in Gelsenkirchen ist die Be­
zeichnung Zweidrittelgesellschaft an­
gebracht, wenn man an den Personen­
kreis denkt, der ausgegrenzt wird.

Rotstiftpolitik für die Armen
Der Zweckoptimismus der Wahlkämp­
fer täuscht über die wirkliche Situation 
in Gelsenkirchen hinweg. Der Arbeits­
amtbezirk Gelsenkirchen-Gladbeck hat 
nahezu 29000 Arbeitslose. Gelsen­
kirchen steht mit 16 Prozent Arbeits­
losen noch immer an der Spitze der 
Ruhrgebietsstädte. In dieser Zahl ist der 
Personenkreis nicht berücksichtigt, der 
in die Frühverrentung und in die sog. 
59er-Regelung abgeschoben wurde. 
Gelsenkirchen hat noch immer über 
14000 Sozialhilfeempfänger, die die 
Stadt über 70 Millionen Mark jährlich 
kosten.

Die SPD-Spitze sagt, die Haushalts­
sanierung sei längst nicht abgeschlos­
sen, sie soll in den folgenden Jahren eine 
zentrale Bedeutung bekommen. Um die 
knappen Finanzen zu verbessern, 
werden erneut Gebühren angehoben.

Während für die Superbauten Milli­
onen verplant sind, müssen angeblich in 
wichtigen sozialen Bereichen Zuschüsse 
gestrichen werden. Die Stadt will drei 
städtische Alters- und Pflegeheime an 
die Freie Wohlfahrtspflege abgeben. 
Der Städtische Sozialdezement vertritt 
die Auffassung, daß Pflegeheime ko­
stendeckend arbeiten müssen. Ab Januar 
1990 werden in den Pflegeheimen der 
AWO und der Caritas die Pflegesätze 
gleich zweistellig erhöht. Die AWO 
erhöht die Preise um 20 Prozent, die 
Caritas um 12 Prozent. Das bedeutet, 
daß immer mehr alte Menschen zu 
Sozialhilfeempfangem werden, weil 
selbst einigermaßen hohe Renten die 
Kosten in diesen Pflegeheimen nicht 
mehr abdecken.

Die Beiträge für städtische Dienstlei­
stungen wurden gewaltig erhöht. Die 
Abwassergebühren stiegen 1988 von 
1,14 Mark auf 1,92 Mark. Jetzt stehen 
weitere Erhöhungen um 0,42 Mark pro 
Kubikmeter ins Haus.

Die Ankündigungen über den Auf­
bruch in der Emscherzone könnten ei­
gentlich froh stimmen. Vielleicht wird 
jetzt der verschlafene Strukturwandel 
nachgeholt. Der Verlust von 60000 
Arbeitsplätzen kann aber kaum aufge­
holt werden. Strukturkrisen können nur 
längerfristig bekämpft werden, und 
diesbezüglich gibt es in Gelsenkirchen 
erhebliche Defizite. Wer durch Zu­
kunftseuphorie die gegenwärtige Situa­
tion beschönigt, wird diese Defizite 
nicht verändern können.

(W.S.; der Beitrag wurde uns von der „SoZ" 
zur Verfügung gestellt und redaktionell 
gekürzt.)

Wie die REP will die CDU provozieren: Als eine Wahlkundgebung mit Kohl in Köln von 
einem Drittel der 1 000 Teilnehmer gestört wurde, hetzte er gegen den „Pöbel", Köt­
ner CDU-Politiker verglichen Eierwürfe mit dem Lafontaine-Attentat. Foto: B. Maus

Rechte Positionen schon gestärkt
REP, CDU, FDP und SPD für ein „starkes NRW“

Viele Antifaschisten hatten nicht damit 
gerechnet, doch den REP ist bei der 
Landtagswahl in NRW eine flächen­
deckende Kandidatur gelungen. Unbe­
helligt von den Wahlausschüssen kandi­
dieren sie in 138 von 151 Wahlkreisen. 
Damit konnten sie sich organisatorisch 
offensichtlich festigen. Dennoch scheint 
ihre Fähigkeit zu mobilisieren, eher 
gesunken zu sein. Nachdem eine 
Wahlveranstaltung in Wuppertal trotz 
bürgerkriegsähnlichem Einsatz von 
1200 Polizisten von annähernd 2000 
Gegendemonstranten blockiert und 
praktisch verhindert wurde, haben sie in 
NRW zahlreiche geplante Veranstal­
tungen abgesagt.

Dennoch haben sie ihr Ziel schon halb 
erreicht. Die bürgerlichen Parteien sind 
in diesem Landtagswahlkampf so 
deutlich nach rechts gegangen, wie sel­
ten zuvor. „Der Sozialismus geht, wir 
kommen“ und „Für ein starkes NRW in 
einem einigen Deutschland“, heißt es 
auf zig-tausend Plakaten der CDU, ähn­
lich wie auch bei den REP. Der Inhalt 
dieser Losungen wird von CDU-Politi- 
kem vielfach in offene Hetze umgewan­
delt. Erst vor kurzem hat CDU-Gene- 
ralsekretär Linssen im Landtag gefor­
dert, die angeblich 150000 in NRW le­
benden de facto-Flüchtlingen auszuwei­
sen. Daß solche Propaganda bei Partei­
mitgliedern Anklang findet, kann man 
an CDU-Ständen überprüfen.

Die FDP würde am liebsten mit der 
CDU die neue Landesregierung bilden. 
Weil diese Aussicht zu vage ist, hält sie 
jedoch ausdrücklich eine Zusammenar­
beit mit der SPD offen. Unter der Über­
schrift „NRW fit machen für Europa“ 
unterstützt sie sehr konkret zahlreiche 
von den Konzernen geforderte Projekte 
und trägt alle möglichen Angriffe auf 
von den Gewerkschaften durchgesetzte 
kollektive Rechte vor.

Die Landes-SPD setzt solchen Aussa­
gen nichts entgegen. Ihre Wahlaussage 
„Wir machen unser Land zur Nr. 1 in 
Deutschland“ liegt nahe bei denen der 
CDU und macht ebenfalls die Profit- 
Interessen der Konzerne zum bestim­
menden Maßstab. Sofern es um soziale 
Interessen geht, kritisiert die SPD vor 
allem die Bundespolitik, so daß vor

sozialen Forderungen immer noch die 
Mehrheiten im Bundestag stehen. Der 
Forderung nach Sonntagsarbeit, die von 
Chemie-Kapitalisten wie Uniroyal in 
Aachen verlangt und von der Landesre­
gierung bisher abgelehnt wurde, hält das 
Landesprogramm nur noch entgegen: 
„Sonntagsarbeit (darf) nur in zwingen­
den Ausnahmefällen zugelassen 
werden.“

Gerade in Punkten wie der Auslän­
derpolitik hat die Landes-SPD der Re­
aktion weit nachgegeben. Zwar lehnt sie 
das neue Ausländergesetz ab, will bei 
einer Neufassung jedoch ausdrücklich 
der „Tatsache“ Rechnung tragen, „daß 
die Bundesrepublik kein Einwan­
derungsland ist“ und fordert „nach­
prüfbare Kriterien .... wer bei uns 
bleiben kann und wem wir ein Aufent­
haltsrecht verweigern müssen“. Dabei 
hätte die Landesregierung der Demago­
gie faschistischer und anderer rechter 
Kräfte Stoff entziehen können, insbe­
sondere durch die auch von der SPD- 
Fraktion längst beschlossene Einfüh­
rung des kommunalen Wahlrechts.

Die Kräfte der Opposition können der 
Entwicklung der bürgerlichen Politik 
nach rechts kaum etwas entgegensetzen. 
Die Grünen sind bisher nicht im Landtag 
und nach wie vor ist es fraglich, ob sie 
den Sprung über die 5 %-Hürde 
schaffen. Ihren Wahlkampf haben sie 
vor allem mit ökologischen Themen 
geführt, Antifaschismus spielt bei ihnen 
keine große Rolle. Immerhin haben sie 
eine Broschüre und ein Faltblatt gegen 
die REP herausgegeben und insbeson­
dere Auseinandersetzungen um das 
Asylrecht verschiedentlich stark 
unterstützt.

Die Kräfte der an Arbeiterinteressen 
orientierten Opposition sind zersplittert. 
Auch die in NRW nach wie vor verhält­
nismäßig starke DKP hat diesmal keine 
Landesliste angestrebt. Erfreulich ist 
immerhin, daß sie in 19 Wahlkreisen im 
Ruhrgebiet mit Direktkandidaten antritt. 
Damit will sie dazu beitragen, daß Anti­
faschismus und Arbeiterinteressen im 
Wahlkampf nicht ganz untergehen. Es 
wäre erfreulich, wenn sich diese Absicht 
im Stimmenergebnis niederschlägt. 
— (wof)

Aus: Erklärung von Renate Lenz, 
DKP-Kandidatin in Essen-Steele

. . . Wir von der DKP sind durch die Krise und 
durch die Veränderungen in allen sozialistischen 
Ländern tief betroffen und erschüttert, wir haben 
viele Fragen an uns selbst, die wir in unserer Par­
tei auch heftig diskutieren.

Tief betroffen sind wir Kommunisten aber auch 
darüber, daß sich bundesdeutsche Großbanken 
und Konzerne, in aller Offenheit dieses Land, die 
DDR, möglichst zum Null-Tarif unter den Nagel 
reißen wollen. Die Deutsche Bank, die Allianz 
und wie sie alle heißen wollen Riesenprofite 
machen.

Anstatt mit ihren Milliardengewinnen die Ent­
wicklung in der DDR zu finanzieren, wollen sie 
uns, die kleinen Leute mit Steuererhöhungen und 
Lohn- und Sozialabbau belasten.

Die Arbeitslosigkeit wird weiter steigen. Woh­
nungen werden teurer und vor allem für Familien 
mit Kindern immer knapper. Dringender denn je 
wird Geld für soziale Einrichtungen gebraucht, 
z.B. für Kinder- und Hortplätze und zur Beseiti­
gung des Lehrermangels an unseren Schulen.

Und wer glaubt, mit den Veränderungen in den 
sozialistischen Ländern komme die Abrüstung 

von allein, der irrt sich gründlich. Die Rüstungs­
firmen wollen weiter Waffen bauen — sie verdie­
nen ja daran.

Darum arbeiten wir weiter . . . Wir rechnen 
nicht damit, in den Landtag einzuziehen. Aber 
wir stehen mit unserer Kandidatur für den Wider­
stand gegen Hochrüstung, gegen Neofaschisten 
und Ausländerhaß, gegen Sozialabbau.

Wir treten ein für Abrüstung und Verwendung 
der freiwerdenden Mittel für Arbeitsplätze, sozi­
ale Zwecke, für Umweltschutz. Wir treten ein für 
mehr Demokratie und Toleranz, für die Interes­
sen der Arbeiter, der kleinen Leute.

Die DKP hat sich seit 20 Jahren für diese Ziele 
eingesetzt gemeinsam mit vielen Menschen. Sie 
hat nicht stellvertretend für sie, sondern mit ihnen 
gewirkt bei den Ostermärschen, in Tarifkämpfen 
oder in Mieterbewegungen. Unser Land braucht 
eine kommunistische Partei. Unterstützen Sie mit 
Ihrer Stimme meine Partei! Wählen Sie am 13. 
Mai die DKP!

DGB-Wahlprüfsteine: Einige 
Haltepunkte gegen reaktionäre Politik

Der DGB-Landesbezirk NRW hat zu den Land­
tagswahlen insgesamt zwölf „Wahlprüfsteine“ 

vorgelegt. Sie sind oft sehr allgemein und bezie­
hen sich teilweise auf die Politik der Bundesregie­
rung. Einige gewerkschaftliche Auseinanderset­
zungen, gerade mit der Landesregierung, werden 
ausgeklammert. Dennoch geben die „Wahlprüf­
steine“ einige Haltepunkte gegen reaktionäre Po­
litik her, die auch im Gegensatz zur rechten Lan­
despolitik der SPD stehen.

So spielt die Frontbildung gegen faschistische 
Anhangbildung im SPD-Programm zur Landtags­
wahl keine Rolle. Der DGB sieht diese Aufgabe 
jedoch als einen Schwerpunkt an: „Mit der 
nordrhein-westfälischen Landtagswahl fallt je­
doch zugleich eine wichtige Vorentscheidung über 
die absehbare Zukunft des organisierten 
Rechtsextremismus . . . Aus diesem Grunde ist 
für den DGB-Landesbezirk NRW der Kampf ge­
gen den Rechtsextremismus, unabhängig von den 
Einzelforderungen der Wahlprüfsteine, ein 
Schwerpunkt aller politischen Aktivitäten vor 
(und nach) der Landtagswahl.“

Im Punkt,,Arbeit und Lebensqualität“ kritisiert 
der DGB den Glauben an die „Selbsthei­
lungskräfte des Marktes“ und wendet sich gegen 
eine Politik „der Deregulierung, der Privatisie­
rung und der Umverteilung von unten nach oben“. 
Er fordert ein Investitionsprogramm „Arbeit und 

Lebensqualität“, Beschäftigungsauflagen bei 
öffentlichen Investitionen und Subventionen und 
die Unterstützung gewerkschaftlicher 
Forderungen, u.a. nach dem Erhalt des freien 
Wochenendes.

Ergänzend dazu tritt der DGB im Punkt ,,Be- 
schäftigungssichemde Haushaltspolitik“ für mehr 
Stellen im Öffentlichen Dienst und die Stärkung 
der Finanzspielräume von Städten und Gemeinden 
ein. Im Punkt ,.Soziale Gerechtigkeit und mehr 
Demokratie“ geht es um die Verteidigung von 
„gesicherten Arbeits- und sozialen Lebensver­
hältnissen“ und einen Ausbau von Mitbestim­
mungsrechten, insbesondere im Landespersonal­
vertretungsgesetz .

Im Punkt „Für eine ausländerfreundliche Poli­
tik“ heißt es: „Ausländerfeindlichkeit ist der 
Versuch der politischen Rechten, von den sozialen 
Problemen in unserer Gesellschaft abzulenken 
.. . Der DGB fordert
— Kommunales Wahlrecht für die ausländischen 
Mitbürger zur Kommunalwahl 1994 . .
— Ein fortschrittliches Aufenthaltsrecht für Aus­
länder . . .
— Dem Rassismus rechtsextremer Parteien und 
Gruppierungen muß durch eine Aufklärungskam­
pagne begegnet werden . . .“
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Freilassung von L. Hornstein!
Die Bundesanwaltschaft will die Isolationshaft verlängern

HsseUorfTStuttgart. Die Prozeßgruppe Düsseldorf und die Rechtsanwälte von 
iBtgard Hornstein wenden sich mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit, weil am 
Mai 1990 der zweite Staatsschutzprozeß in Stuttgart gegen sie beginnt. Sie for­

dern alle Leute auf, den Prozeß zu besuchen und eine wirksame Öffentlichkeit zu 
daffen. Wir dokumentieren Auszüge aus dem Aufruf. — (uld)

Wer ist Luiti Hornstein?
Lirin lebte bis zu ihrer Verhaftung am 
; 886 in der Düsseldorfer Kiefemstra- 
fie. Sie kämpft seit Jahren im antiimpe- 
ulistischen Widerstand. So zum Bei­
spiel: .Anfang der 80er in der Anti- 
\KW-Bewegung und im Häuserkampf. 
Oder 1983 gegen eine NATO-Propagan- 
ji-Sbow in Krefeld, anläßlich des Be- 
<‘xhs des damaligen US-Vizepräsiden- 
ten Bush ...

Seit ihrer Verhaftung ist sie in ver- 
<hiedenen Knästen in Einzelisolation. 
Auch im Knast hält sie weiter an ihren 
Zielen fest. Für sie als politische Gefan­
gene geht es da vor allem um die Verän­
derung der vernichtenden Bedingungen 
im Knast. Deswegen kämpft sie zusam­
men mit anderen politischen Gefange­
nen für ihre Zusammenlegung in große 
Gruppen; und hat sich auch am großen 
Hungerstreik der politischen Gefange­
nen im letzten Jahr beteiligt.

Warum jetzt der zweite Prozeß?
Am 2.8.1986 wurde Luiti zusammen mit 
Chris Kluth, auch aus Düsseldorf, und 
Eva Haule, bis dahin illegal in der RAF 
organisiert, in Rüsselsheim in einem 
Eiscafe verhaftet. Die drei haben da zu­
sammen gesessen und diskutiert.

Da alleine die Diskussion nicht straf­
bar ist, wurde 1987 gegen Chris und 
Luiti der Prozeß wegen Mitgliedschaft 
in der RAF eröffnet. Nach der damali­
gen Fassung des § 129 a betrug die 
Höchststrafe für Mitgliedschaft „nur“ 
fünf Jahre. Im laufenden Verfahren, das 
gegen Luiti, Chris und Eva gleichzeitig 
lief, wurde klar, daß die Bundesanwalt­
schaft und Senat sich mit so einer, in ih­
ren Augen wohl zu kurzen Haft, nicht 
zufrieden geben wollten. Ihr unbeding­
ter Wille, die Menschen nicht nur zu 
verurteilen, sondern mit aller Kraft zu 
versuchen, sie zu vernichten, war offen­
sichtlich . . .

Das Konstrukt einer „Düssel­
dorfer Kämpfenden Einheit“

Zu Beginn des Verfahrens gegen Luiti 
und Chris ging es um Mitgliedschaft in 
der RAF. Während des laufenden Ver­
fahrens wurde die Anklage erweitert auf 
Mitgliedschaft in einer „Kämpfenden 
Einheit“ innerhalb der RAF und auf die 
Planung und Durchführung des Angriffs 
auf den Rüstungskonzem Dornier in 
Immenstadt/Bodensee.

Zentrale Figur für die Anklageerwei­
terung und für die Verhaftung weiterer 
Düsseldorferinnen ist ... Ockelmann

(ein sogenannter Schriftgutachter). Er 
wurde beauftragt, die Tatbeteiligung 
von Luiti und Chris festzustellen. Kur­
zer Hand wurde dann im Prozeßsaal eine 
„Düsseldorfer kämpfende Einheit“ 
konstruiert, und Ockelmann erstellte 
Gutachten, daß die Mitglieder der 
„Kämpfenden Einheit“ hundertprozen­
tig Briefumschläge für die Bekenner- 
schreiben beschriftet und Wamtafeln 
geschrieben haben. Seine . . . Gutachten 
waren ausschlaggebend für die Haftbe­
fehle sowie die spätere Verurteilung zu 
neun Jahren Knast, gegen Rico Prauss 
und Andrea Sievering, und für die Ver­
urteilung von Chris Kluth zu zehn Jah­
ren Knast . . .

Im Verfahren gegen Luiti Hornstein 
und Chris Kluth wurde durch ein „Gut­
achten“ . . . eingebracht, daß Andrea 
Sievering, zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht verhaftet, Briefumschläge be­
schriftet haben soll, mit denen die Erklä­
rungen zum Angriff gegen Dornier ver­
schickt worden sind. Andrea Sievering 
ist mit Chris Kluth bekanntermaßen ver­
lobt. Da sie also beteiligt war, muß auch 
Chris Kluth beteiligt gewesen sein. Das 
war damals ein zentraler Baustein, um 
zu behaupten, Luiti, Chris, Rico und 
Andrea hätten mit noch anderen eine 
Kämpfende Einheit gebildet, die ge­
meinsam den Angriff gegen Dornier 
ausgeführt hat.

Jetzt aber, in der BGH-Begründung 
für die Revisionszulassung gegen Luiti 
spielt das damals noch zentrale Moment 
überhaupt keine Rolle mehr. Einzig 
wichtig ist die gerichtskundige „Tatsa­
che“ der „Düsseldorfer Kämpfenden 
Einheit“, Ockelmanns Gutachten wird 
stillschweigend übergangen ...

Der zweite Prozeß gegen Luiti
Möglich wurde der zweite Prozeß durch 
ein Urteil des BGH in Karlsruhe. Inter­
essant daran ist, daß der BGH nicht nur, 
wie sonst üblich, die Revision der Bun­
desanwaltschaft akzeptiert hat, sondern 
in seiner Urteilsschrift direkt eine Pro­
zeßrichtlinie entworfen hat . . .
Freilassung von Luiti!
Das ist für uns die einzig mögliche Kon­
sequenz aus dem bisher gesagten! Sowie 
auch die Wiederaufnahme der Verfah­
ren gegen Rico, Andreas und Chris.

Die Prozeßtermine: 8./15./17./22./ 
29./31. Mai, 7./12./19./21. Juni, je­
weils 9.00 Uhr, Sondergericht Stuttgart- 
Stammheim.

Kontaktadresse, auch für Veranstal­
tungen: Prozeßgruppe c/o Infoladen, 
Kiefemstr. 15, 4000 Düsseldorf 1.

Faschistische 
Provokation in der DDR

Göttingen. Etwa 1000 faschistische 
Skinheads aus der BRD haben am 30.4. 
in Nordhausen in der DDR einen als 
„Rockkonzert“ getarnten Aufmarsch 
durchführen wollen. Offensichtlich 
wurde die Volkspolizei der DDR nicht 
rechtzeitig von der BRD-weiten Mobili­
sierung unterrichtet. Kurzfristig wurde 
das „Rockkonzerts“ verboten. Die 
Skinheads griffen Passanten an, besetz­
ten und demolierten eine Gaststätte und 
lieferten der Volkspolizei der DDR bis 
in die Nacht schwere Straßenschlachten, 
u.a. mit Leuchtspurkugeln. Als die 
Skinheads auf das Territorium der BRD 
zurückgedrängt wurden, setzten sich die 
Straßenschlachten in Duderstadt mit nie­
dersächsischer Polizei fort. Insgesamt 
wurden 152 Faschisten festgenommen, 
150 von der Volkspolizei, 2 (zwei) von 
der niedersächsischen Polizei. — (kek)

Protest gegen Veranstaltung 
der Rep in schulischen Räumen
Stuttgart. 300 Menschen, überwiegend 
Jugendliche, protestierten am 4. Mai 
1990 vor der Jahn-Sporthalle im Stadt­
teil Feuerbach gegen die Veranstaltung 
der Rep-Gemeinderatsfraktion mit dem 
Titel „19 % Ausländer in Stuttgart sind 
genug!“. Ein großes Polizeiaufgebot 
hatte das Gebäude abgeriegelt. Die Ge­
gendemonstranten blockierten den Ein­
gang, so daß von den vereinzelt erschie­
nenen Rep-Interessenten nur ca. 10 in 
den Saal gelangten. Viel Beifall der Pro­
testierenden erhielten Redner, die dazu 
auffbrderten, die Auseinandersetzung 
um die Rep-Ausländerhetze an den 
Schuten und im Stadtteil zu verstärken 
z.B. mit einer Unterschriftensammlung 
und Wandzeitungen, um die weiteren 
drei angekündigten Veranstaltungen der 
Republikaner möglichst zu verhindern. 
Die GEW Stuttgart hatte sich am Vortag 
mit einer Presseerklärung gegen die 
Raumvergabe durch das Schulverwal­
tungsamt für die rassistische Rep-Propa- 
ganda gewandt. — (evo)

Kurdistan- 
Solidaritätsveranstaltung

Bielefeld. Auf der Konferenz diskutier­
ten 40 Leute in vier Arbeitsgruppen: In­
ternationale Solidarität, Rolle der BRD, 
Klassenkampfsituation in der Türkei 
und das neue Ausländergesetz. Die erar­
beiteten Resolutionen wurden gebilligt: 
Solidarität mit dem Hungerstreik gegen 
die Ausländergesetze, Grußadresse an 
die Union patriotischer Frauen Kurdi­
stans sowie gegen die Türkeihilfe der 
Bundesregierung und den Düsseldorfer 
Prozess. Der Angeklagte H. Celebi, be­
richtete über den Prozeß und den Volks- 
aufetand in Kurdistan. Veranstalter war 
der AK Freilassung der kurdischen Ge­
fangenen, unterstützt von Feyka, 
EKIM, AK Internationalismus, Rote 
Hilfe und BWK. — (stb)

Strafvollzug in Bayern: 
Lebenslänglich bis zum Tode?

München. Allein in Bayern gibt es zur 
Zeit sechs Gefangene, die sich seit drei­
ßig Jahren oder länger in Haft befinden, 
einer von ihnen sogar bereits seit 43 Jah­
ren, seit 1947, vor Gründung der BRD. 
1977 hatte das Bundesverfassungs­
gericht in einer Entscheidung über le­
benslange Freiheitsstrafen gefordert, 
daß es zu den Voraussetzungen gehöre, 
den zu lebenslanger Freiheitsstrafe Ver­
urteilten grundsätzlich eine Chance ein­
zuräumen, einmal wieder auf freien Fuß 
gesetzt zu werden. Seit 1982 sieht der 
Paragraph 57a des Strafgesetzbuches 
(StGB) vor, daß nach fünfzehn Jahren 
der Rest einer lebenslangen Freiheits­
strafe zur Bewährung ausgesetzt werden 
kann. Seit diesem Zeitpunkt haben 102 
Gefangene in Bayern eine Haftstrafe von 
fünfzehn Jahren überschritten, nur 25 
von ihnen sind später per Gerichtsent­
scheidung entlassen worden. 18 Gefan­
gene warten dagegen schon 21 bis 24 
Jahre auf den Tag ihrer Entlassung, wei­
tere 18 Verurteilte sitzen sogar schon 25 
Jahre und länger ein, wenn sie nicht gar 
in der Haft gestorben sind. Im Durch­
schnitt wird in Bayern erst nach einer 
Haftdauer von 23 Jahren Anträgen auf 
Entlassung aus lebenslanger Haft statt­
gegeben. Damit liegt die Haftdauer der 
zu lebenslänglich Verurteilten heute um 
zwei Jahre höher als vor fünfzehn Jah­
ren. Die Einführung des Paragraphen 
54a StGB hat damit in Bayern faktisch 
das Gegenteil erreicht. Vielleicht des­
halb, weil der, der auf seinen Rechten 
besteht, als verdächtig oder widerspen­
stig erscheint und deshalb erst recht ein­
gesperrt bleiben muß. Vor 1982 war 
vorzeitige Entlassung nur auf dem Gna­
denweg möglich. — (chl)

Westberlin. In der Woche vom 23.4. bis 30.4. organisierten das Bündnis gegen Fa­
schismus, Rassismus und Sexismus und die Aktionsplattform gegen das Ausländer­
gesetz zahlreiche Aktionen: 700 Teilnehmer hatte die Kundgebung gegen das Aus­
ländergesetz. 500 demonstrierten zur Unterstützung des kurdischen Aufstandes, 
1100 gegen die Tätigkeit von Shell in Südafrika. — (chk)

Stadt droht mit 
Räumung besetzter Wohnungen 
Stuttgart. Seit dreieinhalb Wochen sind 
zwei Wohnungen, die seit zwei bzw. 
fünf Jahren teer standen, besetzt. Zahl­
lose Mietversuche waren von den Besit­
zern abgewiesen worden. Jeweils etwa 
200 Leute demonstrierten am 16. und 
23. April, um den Forderungen nach 
Abschluß von Mietverträgen Nachdruck 
zu verleihen. Die Stadt droht jetzt auf 
Antrag der Eigentümer mit Räumung. 
Auf einer Veranstaltung am 27. April 
unterstützten etwa 100 Leute, darunter 
etliche Bewohner des von Umstrukturie 
rung stark betroffenen Stadtteils, die 
Forderungen der Besetzerinnen und 
Besetzer und verlangten von der Stadt. 
Obdachlosen, die seit neun Monaten 
unter einer Brücke hausen müssen und 
jetzt anläßlich eines optisch ungestörten 
Frühlingsfestes vertrieben werden sol­
len, Wohnungen zuzuweisen. — (evc)

Demonstration gegen 
REP im Nürnberger Rathaus

Nürnberg. Gegen 200 Antifaschisten, 
die den Einzug der Republikaner ins 
Nürnberger Rathaus am 2. Mai verhin­
dern wollten, hatte die Polizei altes her­
metisch abgeriegelt. Erstmalig waren 
Eintrittskarten für eine Ratssitzung ver­
geben worden. Drei der vier Republi­
kaner zwei Polizisten und ein Untemeh- 
mensberater, waren durch die Hintertür 
zur Sitzung geschlichen. Der vierte, der 
Richter Haindl, auch OB-Kandidat, war 
immer noch von den Ermittlungen we­
gen Wahlbetrugs so geschwächt, daß er 
nicht erschien. Entsprechend dem Auf­
ruf des DGB auf der 1. Mai-Kundge­
bung wurden die Ausschußsitze nach 
d’Hondt vergeben, die REP erhielten so 
keinen Fraktionsstatus. — (diw)

Aufklärung über Verbleib von NS-Akten gefordert Bündnis von SPD und Grünen
Landespolizeidirektion schaffte NS-Völkermorddokumente beiseite CSU kündigt Verschärfung staatlicher Aufsicht an

Karlsruhe. Anfang des Jahres stellte die SPD-Fraktion im 
Landtag von Baden-Württemberg einen Antrag gegen die 
Diskriminierung von Sinti und Roma. Die SPD unter­
stützte das Anliegen des Zentralrats der Sinti und Roma,

den Verbleib der im Faschismus angelegten „Zigeunerras­
seakten“ und anderer Völkermorddokumente aufzuklä­
ren. Die SPD verlangte weiter, die Diskriminierung der 
Sinti und Roma durch Landesbehörden zu unterbinden.

Die Anfrage forderte Auskunft, „wer 
die genannten NS-Akten nach 1945 in 
welcher Weise und zu welchem Zweck 
mit Kenntnis welcher Bundes- und Lan­
desbehörden verwendet hat, und warum 
sie trotz entsprechender Rechtslage und 
trotz der historischen und strafrechtli­
chen Bedeutung bisher nicht an das Bun­
desarchiv überstellt wurden.“

Bis mindestens Anfang der sechziger 
Jahre waren bei der Landespolizeidirek­
tion Karlsruhe von den Faschisten als 
„geheim" eingestufte Völkermordakten 
aufbewahrt und weitergeführt worden. 
Der Landespolizeipräsident erklärte, es 
habe sich „lediglich um Akten der ört­
lichen Kriminalpolizei gehandelt.“ 
Nach Auffassung des Zentralrats der 
Sinti und Roma werden so die vor Ort an 
der Organisation der Naziverbrechen 
beteiligten Beamten rehabilitiert. Doku­
mente, die über das „Verschwinden“ 
der Akten Aufschluß geben könnten, 
hält die Landespolizeidirektion unter 
Wochluß.

Die Landesregierung unterstützt: Es 
8*e keinerlei Anhaltspunkte, daß 
heute noch bei der Polizei einschlägige 

Akten vorhanden sind.“

Etliche in die Sache verstrickte Behör­
den dürften ein beträchtliches Interesse 
haben, daß die Akten, die nicht beseitigt 
werden konnten, nicht an die Öffentlich­
keit gelangen. Verbindungen vom ehe­
maligen Reichssicherheitshauptamt zu 
Behörden und Beamten des Landes wür­
den offengelegt: „Diese Akten aus dem 
Reichssicherheitshauptamt brachte 
SS-Oberführer Paul Werner bei Kriegs­
ende in die Landespolizeidirektion 
Karlsruhe, die er bis 1937 geleitet hatte. 
Diese Transaktion ist belegt durch einen 
Vermerk der Staatsanwaltschaft Frank­
furt aus dem Jahre 1960, wonach auch 
das Landeskrimmalamt in Stuttgart die­
se Akten und die NS-Vergangenheit da­
mit weiterbeschäftigter Beamter kannte. 
Bis 1945 war Werner als .ständiger Ver­
treter' des Einsatzgruppenleiters Arthur 
Nebe und als zeitweiliger Stellvertreter 
Heydrichs im Amt V des Reichssicher­
heitshauptamtes zuständig für die Erstel­
lung dieser Akten und die Organisation 
des Völkermords an den Sinti und Ro­
ma. Von 1952 bis zur Alterspensionie­
rung 1966 war er Ministerialrat im In­
nenministerium in Stuttgart“, stellt der

Zentralrat der Sinti und Roma in einer 
Erklärung fest.

Die SPD hatte die Vermutung geäu­
ßert, daß die diskriminierende Behand­
lung von Sinti und Roma durch die Poli­
zeibehörden des Landes auf die „unzu­
lässige Verwendung nationalsozialisti­
scher ,Zigeuner-Rasseakten' bei der Po­
lizei in den vergangenen vier Jahrzehn­
ten zurückzuführen ist.“

Gegen die Angriffe auf die Menschen­
würde der Sinti und Roma durch Richter 
und Staatsanwälte der Landesjustiz for­
derte die SPD, daß solche Verstöße 
„nicht geduldet und mit angemessenen 
Maßnahmen des Disziplinär- und Rich­
terrechts geahndet werden.“

Die Landesregierung wies den Antrag 
der SPD zurück und bestand z.B. da­
rauf, daß die Polizeibehörden weiterhin 
von ethnischen, rassischen und reli­
giösen Merkmalen bei der Verfolgungs­
tätigkeit Gebrauch machen, als soge­
nannte „personengebundene Hinwei­
se.“ Faschistische und reaktionäre Kräf­
te in den Behörden des Landes ermutigt 
die Antwort der Landesregierung zu 
verstärkter Unterdrückungstätigkeit ge­
gen Sinti und Roma. — (map)

München. Am 2. Mai 1990 begann die 
neue Amtsperiode des Münchner Stadt­
rats. Mit der Wahl von Christian Ude 
(SPD) und Sabine Csampai (Grüne) zu 
Bürgermeistern bestätigten die Stadt­
ratsmitglieder von der SPD und den 
Grünen ihr in den letzten Tagen verein­
bartes Bündnis. Rechtsanwalt Ude 
konnte 50 von insgesamt 81 Stimmen auf 
sich verbuchen — also auch die Stimmen 
von der FDP und von David gegen 
Goliath.

In dem Bündnispapier, das zwischen 
OB Kronawitter und den Fraktionen von 
SPD und Grünen über die Zusammen­
arbeit im Münchner Stadtrat beschlossen 
wurde sind u.a. folgende Forderungen 
und Zielsetzungen enthalten: Für Schu­
ten und Einrichtungen der Kinderbetreu­
ung sind mittelfristig Investitionen von 
rund einer Milliarde DM nötig. . . . Der 
Kulturhaushalt ist laufend aufzustocken, 
damit zusätzlich zu den vorhandenen 
Kultureinrichtungen mindestens zwei 
Bürgerhäuser geschaffen und die Halle­
kultur ermöglicht werden kann. ... 
Eine Linderung des Mangels an preis­
wertem Wohnraum ist nur möglich, 
wenn der Bund die Kappungsgrenze für 
Mieterhöhungen von 30 auf zehn Pro­
zent innerhalb von drei Jahren herab­
setzt, ein Verbot der Umwandlungs­
spekulationen mit gemeindlichen Ge­
nehmigungsvorbehalt erläßt und den 

Kündigungsschutz verbessert. ... In 
Riem wird ein ökologisch orientiertes 
Wohnviertel mit 6000 Wohnungen ent­
stehen. . . . Die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaftsregion München muß 
gesichert werden. .. . Angesichts des 
Münchner Wohnungsmarkts und der 
Verkehrssituation mit mehr als 250000 
Einpendlem pro Tag wird aber eine Er­
höhung der Zahl der Arbeitsplätze nicht 
angestrebt. . . .

Die ersten Reaktionen von der CSU 
lassen vermuten, daß die Konfrontation 
zwischen der Stadt und der von der CSU 
beherrschten Staatsregierung zunehmen 
wird. So erklärte der CSU-Vorsitzende 
Theo Waigel nach einer Sitzung des 
CSU-Landesvorstandes, daß dieses 
Münchner Bündnis nicht die Kraft auf­
bringen könne für die „wichtigen Ent­
scheidungen“. Der Münchner CSU- 
Vorsitzende, Innenstaatssekretär Gau­
weiler hat in einem Beitrag im Bayern­
kurier „Zukunft der Stadt München“ 
Maßnahmen der staatlichen Aufsicht 
angedroht, wenn die Fortentwicklung zu 
einer Weltmetropole ins Stokken kom­
men sollte: „... werden sich andere 
dieser für die Stadtgeschichte schicksal­
haften Aufgabe annehmen müssen.“ 
IHK und Handwerkskammer warnen 
auch — vor „dirigistischen“ Eingriffen 
und Änderungen in der Mietgesetzge­
bung. — (dil)
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Abmahnung nach Nebentätigkeit
Nazi und Geschäftsführung gegen Betriebsrat

Sterben die unteren Lohngruppen aus?
Tarifpolitik der IG Chemie koppelt die unteren Lohngruppen ab — Untersuchung in Hamburg

Heilbronn. Zu heftigen Auseinanderset­
zungen zwischen Betriebsrat und Ge­
schäftsleitung führte eine „strenge Ab­
mahnung“ bei der Dautel GmbH in 
Leingarten (ca. 400 Beschäftigte, Her­
steller von Fahrzeugaufbauten). Einem 
dort Beschäftigten wurde mit Kündi­
gung seines Arbeits- und Mietverhält­
nisses und Einbehaltung des Arbeitge­
berdarlehens gedroht, falls er eine Ne­
benbeschäftigung nicht sofort beende. 
Der Betriebsrat hat das Ansinnen des 
Herrn Dautel (Miteigentümer der Dautel 
GmbH und hauptamtlich Professor für 
Betriebswirtschaft an der Fachhoch­
schule Heilbronn), auch über die Frei­
zeit seiner Beschäftigten zu verfügen, 
zurückgewiescn und die Abmahnung als 
rechtswidrig eingestuft. In einem Aus­
hang an die Beschäftigten stellte der Be­
triebsrat dies klar, schrieb aber auch: 
.,... Neben dieser rechtlichen Seite gibt 
der Betriebsrat aber allen Beschäftigten 
mit Nebenarbeiten zu bedenken, daß 
Freizeit Erholzeit sein soll. Immer mehr 
Kollegen erreichen wegen vorzeitigem 
Verschleiß das Rentenalter nicht. Des­
halb sind wir auch für Arbeitszeitver­
kürzung.“

Dr. Dautel reagierte empört. Am 
schwarzen Brett konnten die Beschäftig­
ten lesen, was er vom Betriebsrat hält. 
Als doppelzüngig und zynisch bis zur 
Lüge beschimpfte er diesen und verlang­

te, „daß das Gerede über die zu vielen 
Überstunden bei Dautel und über die zu 
erwartenden sogenannten gesundheitli­
chen Schäden sofort eingestellt wird“. 
Auch von seinem rechtswidrigen Zu­
griff auf die Freizeit der Beschäftigten 
wollte er nicht lassen: „Die Geschäfts­
leitung wird daher weiterhin nur solche 
Nebentätigkeiten dulden und genehmi­
gen, die eindeutig die Tätigkeit bei Dau­
tel nicht benachteiligen und nicht genau­
so gut bei uns abgeleistet werden kön­
nen.“

In dieser Situation warf sich ein NPD- 
DVU Aktivist bei Dautel, bekannt als 
Nazi-Ewald, für seinen Herrn in die Bre­
sche. In einem Leserbrief bei der „Heil­
bronner Stimme“ wiederholte er Dau- 
tels Unterstellungen und Beschimpfun­
gen und sattelte noch einen drauf: „Aber 
die Gewerkschaftsgenossen reden und 
handeln eben mit gespaltener Zunge und 
zweierlei Maß. Aber das ist ja nichts 
Neues, denn sie wollen ja die Arbeitslo­
sigkeit abbauen, indem sie unter ande­
rem auch fordern, daß allen Ausländem 
eine uneingeschränkte Zuzugs- und Ar­
beitserlaubnis erteilt werden sollte.“ 
Die Richtigstellung, die der Betriebsrat 
von der „Heilbronner Stimme“ verlang­
te, erschien nach acht Tagen total ver­
kürzt.
Quelle: Kommunaler ALLtag 4 + 5/90 
— (jom)

Hamburg. Anträge auf besondere Anhebung der unteren 
Lohngruppen in den jetzt beginnenden Tarifverhandlungen 
für die chemische Industrie fanden in den Tarifkomissionen 
keine Berücksichtigung. Schon der Abschluß des Entgelt­
tarifvertrags 1988 vergrößerte den Abstand der unteren

Lohngruppen zu den Facharbeitergruppen um bis zu 40CL- 
DM. Die jetzt aufgestellten Tarifforderungen setzen die® 
Politik fort. In allen Tarifbezirken wurden Forderungen um 
10% aufgestellt. Ein Artikel in den Lokalberichten Ham­
burg setzt sich mit der Begründung auseinander.

Sterben die unteren 
Lohngruppen aus?

Diese Behauptung hält sich hartnäckig. 
Sie ist durch nichts bewiesen, beeinflußt 
aber die Tarifpolitik der IG Chemie ent­
scheidend. Die Kapitalisten hätten Inter­
esse an einem „ganzheitlich“ ausgebil­
deten Arbeiter, ist inzwischen in offi­
ziellen Verlautbarungen der IG Chemie 
zu lesen. Durch Weiterbildung könnten 
sich die Beschäftigten qualifizieren und 
so in höhere Entgeltgruppen aufsteigen. 
Diese Argumente gehen an der Wirk­
lichkeit vorbei und sollen nur rechtfer­
tigen, daß monotone und schwere kör­
perliche Arbeit als Argument nicht mehr 
in der Tarifpolitik vorkommt.

In der Verwaltungsstelle Hamburg der 
IG Chemie hat die Delegiertenkonferenz 
beschlossen, eine Erhebung über die 
Entgeltgruppenbelegung vorzunehmen. 
Die Ergebnisse liegen jetzt vor. Von 60 
Betrieben mit ca. 20000 Beschäftigten 
beteiligten sich 35 Betriebe mit rund 
15000 Beschäftigten. Hiernach befin­
den sich 33 Prozent aller tariflich Be­
schäftigten in den Entgeltgruppen E1 bis 

E4. Der /Anteil der Männer beträgt hier 
28 Prozent, während er bei den Frauen 
gar bei 42 Prozent liegt. In der untersten 
Entgeltgruppe El sind 17 Prozent der 
Frauen eingruppiert!

Bei den Hamburger Aluminiumwer­

ken (HAW), eine Firma ohne eigene 
Forschung und Entwicklung, sind 53 
Prozent in den unteren Lohngruppen El 
bis E4 eingruppiert.

Also vom Aussterben der unteren 
Gruppen keine Spur I — (güt)

I
I

Wamsler: Lothar Steinert wieder 
„eingestellt“ — jetzt beurlaubt!

München. Am 24. April war jetzt Ent­
scheidungstermin beim Arbeitsgericht. 
Der Wamsler-Geschäftsführer Heider 
brachte in Zusammenhang mit seinem 
Auflösungsantrag für das Arbeitsver­
hältnis tatsächlich vor, trotz Stellenaus­
schreibung würde sich bei der Firma 
Wamsler niemand mehr bewerben — 
natürlich nicht wegen der schlechten 
Arbeitsbedingungen, sondern wegen der 
rufschädigenden Arbeit des Solidaritäts­
komitees für Lothar Steinert. Das Ge­
richt wies den Auflösungsantrag ab, 
Wamsler muß den Lohn nachzahlen und 
Lothar Steinert wiedereinstellen. Am 
25.4. erhielt Lothar nun seine 2. Kündi­
gung und wurde beurlaubt wegen „Ge­
schäftsschädigung“ und „Störung des 
Betriebsfriedens“. Wamsler zielt damit 
gegen die Arbeit des Unterstützungs­
komitees für Lothar Steinert. — (chl)

Warnstreiks 
gegen Spätöffnung

Westberlin. Der Berliner Einzelhan­
delsverband lehnte im Januar dieses Jah­
res einen von den Gewerkschaften vor­
gelegten Lösungsweg zur tariflichen 
Absicherung des Feierabends ab. Mit 
diesem Vorschlag sollte die Laden­
schlußzeit 18.30 Uhr auch für den Don­
nerstag festgeschrieben werden. HBV 
und DAG wollen nun nach erfolgten Ur­
abstimmungen mit gutem Ergebnis 
stadtweite Arbeitskampfmaßnahmen 
gegen die Spätöffnung durchführen. 
Ende April fanden erste Warnstreiks bei 
Wertheim und Karstadt im Bezirk Steg­
litz statt. Trotz 70 und 50% Beteiligung 
konnten beide Betriebe jedoch einge­
schränkt geöffnet bleiben. — (mam)

Köln. Vier Streckenbahnarbeiter der Bundesbahn und einer Leihfirma wurden in den 
letzten zwei Wochen bei drei Unfällen im Kölner Raum getötet. Ein weiterer Arbeiter 
wurde vom Lufthansa-Airport-Express schwer verletzt. Ermittlungen der Staats­
anwaltschaft dauern an. Die enorme Rationalisierung bei der Bundesbahn ist dafür 
verantwortlich. — (jöd)

VG verhängt Berufsverbot 
gegen Lehrerin Gabi Sonntag

Stuttgart. Das Verwaltungsgericht 
Stuttgart (VG) hat jetzt die Entlassung 
der 37jährigen Lehrerin Gabi Sonntag 
durch das Oberschulamt Stuttgart (OSA) 
für rechtens erklärt (Az: 17 K 725/88). 
Frau Sonntag unterrichtete seit Septem­
ber 1985 an einer Sonderschule für 
Lernbehinderte. Ausgangspunkt der 
behördlichen Verfolgung war, daß ihre 
Anschrift als Kontaktadresse in der 
„Roten Fahne“ Nr. 30 und 32/1986 an­
gegeben war. Das OSA setzte daraufhin 
Gesinnungsverhöre an, welche die 
Lehrerin mit einer umfassenden Aussa­
geverweigerung beantwortete. Weil sich 
die solchermaßen Verfolgte nicht von 
der MLPD distanziert und weil sie sich 
der Ausforschung ihrer Gesinnung nicht 
in der verlangten Weise unterworfen 
hatte, entließ sie die Behörde Ende 
1987. Das VG folgt in seinem jetzt 
schriftlich vorliegenden Urteil in allen 
Punkten der Behörde und beruft sich bei 
der Stigmatisierung der MLPD als 
„verfassungsfeindlich“ auf die baden- 
württembergischen Staatsschutzberichte 
und den Disziplinarhof beim VGH in 
Mannheim. Dieser hatte in seinen Be­
rufsverbotsurteilen gegen die Lehrkäfte 
Inge Dressier und Wolfgang Serway 
wegen Parlamentskandidaturen für die 
MLPD deren Zielsetzung als „mit der 

freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung im Sinne des Grundgesetzes 
nicht zu vereinbaren“ erklärt. Darüber- 
hinaus stellt das Gericht fest, die Lehre­
rin sei aufgrund der „verwertbaren Tat­
sache“ Kontaktadresse verpflichtet ge­
wesen, auf den umfänglichen Fragenka­
talog des Oberschulamtes zu antworten. 
Nachdem Frau Sonntag auf eine Beru­
fung verzichtet hat, ist das Urteil rechts­
kräftig. — (zem)

Geha/Pelikan: 
gemeinsame Betriebsratswahl

Hannover. Das Landesarbeitsgericht 
entschied am 23. April gegen den 
Spruch des Arbeitsgerichts Hannover, 
daß die 3500 Beschäftigten einen ge­
meinsamen Betriebsrat wählen sollen. 
Der Kaufhof/Metro-Konzem hatte dies 
durch Aufteilung der Werke in sieben 
Einzelgesellschaften versucht zu ver­
hindern. Dagegen gab es von den Be­
legschaften heftigen Widerstand, der 
vom Betriebsratsvorsitzenden organi­
siert wurde. Daraufhin wurde ihm die 
Kündigung ausgesprochen.

Das Landesarbeitsgericht ging jedoch 
von einer einheitlichen Firmenleitung 
aus. Der Konzern kündigte an, die 
Wahl anzufechten und vor das Bundes­
arbeitsgericht zu gehen. Trotz massiven 
Protestes hat er auch die fristlose Kün­
digung des Betriebsratsvorsitzenden 
nicht zurückgenommen. — (rec)

Untersuchungen gegen 
Liste „Alternative“ bei BMW

München. Bei den diesjährigen Be­
triebsratswahlen bei BMW kandidierte 
nicht nur die offizielle IG Metall-Liste, 
sondern noch eine zweite, auf die sich 
vorwiegend IG Metall-Mitglieder aus 
dem Arbeiterbereich gesetzt hatten. Im 
Programm der Liste „Alternative“ heißt 
es: „Insbesondere wollen wir durch un­
sere Kandidatur eine bessere Vertretung 
von Akkordarbeitern und ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen erreichen .. . 
Hunderte Arbeitsplätze sind schon von 
München weggelagert oder wegrationa­
lisiert worden. Ein beträchtlicher Teil 
der Beschäftigten ist mit Arbeitsbedin­
gungen, Betriebsklima und der Arbeit 
der Mehrheit des bisherigen Betriebsrats 
sehr unzufrieden.“ Die „Alternative“ 
erreichte 9,2 %. Die Münchner IG Me­
tall-Verwaltung hat auf Antrag der offi­
ziellen IG-Metall-Liste gegen die Kandi­
daten der „Alternative“ ein „Unter­
suchungsverfahren“ eingeleitet. Bei 
Vertrauensleuten ruht die Funktion.
— (chh/mu)

1500 protestieren gegen 
Blutmai in türkischen Städten

Nürnberg. Mit Maschinenpistolen und 
Knüppeln bewaffnete Militärs haben am 
1. Mai Demonstrationen in vielen 
Städten der Türkei zerschlagen. Nach 
offiziellen Angaben des Istanbuler Pö- 
lizeichefs gab es allein in dieser Stadt 
3 304 Festnahmen und 50 Verletzte. Der 
Nürnberger DGB-Vorsitzende Weiniger 
protestierte „aufs Schärfste“ auf der 
DGB-Maikundgebung. Nach der Kund­
gebung demonstrierten ca. 1500 Leute 
zum türkischen Konsulat und verlangten 
eine Stellungnahme des Konsuls. Nach 
heftigen Diskussionen mit der Polizei 
konnte ein Gedenkkranz vor dem Ge­
bäude niedergelegt werden. Die Demon­
stration ging dann wieder geschlossen 
zum Ausgangsort. — (mak)

„World Expo“ 2000
Für Wirtschaft und Regierung ein nationales Projekt in Hannover

Hannover. Unter dem Motto „Mensch 
— Natur — Technik“ soll im Jahre 2 000 
die Weltausstellung in Hannover statt­
finden. Betrieben wird das Projekt be­
reits seit 1987 von der „Deutschen Mes­
se AG“. Anfangs waren es die klar ge­
nannten Überlegungen des Vorstandes 
der Deutschen Messe AG, anläßlich 
„des 50jährigen Bestehens der Messe- 
Gesellschaft“ (1998) nach Möglichkei­
ten zu suchen, „um über den normalen 
Rahmen des geschäftlichen Handelns 
hinaus Zeichen zu setzen, die geeignet 
sind, zusätzliche Infrastruktur für diesen 
Standort zu schaffen . . . die den Veran­
staltungen der Messe AG zugute kom­
men, um so die Wettbewerbsfähigkeit 
des Messestandorts Hannover über das 
Jahr 2000 hinaus zu sichern“.

Auf Betreiben der CDU/FDP-Landes- 
regierung beschließt das Bundeskabinett 
im Oktober 1988, Hannover als Ort der 
Weltausstellung beim „Weltausstel­
lungsbüro“ anzumelden. Im November 
folgt, gegen die Stimmen der GABL, die 
Zustimmung durch den SPD-gefuhrten 
Rat der Stadt Hannover. Das Land Nie­
dersachsen übernimmt die Trägerschaft, 
Bund, Land und Stadt tragen das „finan­
zielle Risiko“. Ein „Lenkungsaus­
schuß“ unter Vorsitz der niedersächi- 
sche Finanzministerin Breuel wird ge- 
büdet.

Die öffentliche Meinung wird für die­
se „geistige Auseinandersetzung“ mit 
der „Zukunft“ mobilisiert. Ein „Ideen­
symposium“, im September 89 instal­
liert, mit „namhaften Vertretern“ aus 
Wirtschaft, Politik, Kirche, Bildung, 
Kunst und Architektur, soll „Optionen 
für die Gestaltung der Zukunft aufzei­
gen“.

Beschlossen wird, ab 1990 bis zum 
Jahr 2000, jährlich zur Hannover-Mes­
se „internationale wissenschaftliche Fo­
ren“ abzuhalten. Das diesjährige, vom 
07.-09.05., findet unter Schirmherr­
schaft von Bundespräsident v. Weiz­
säcker statt, gleich zum zukunftsträchti- 
gen Thema „West-Ost“, wozu Wissen­
schaftler und Vertreter von Industrie 
und Banken in die evangelische Akade­
mie Loccum geladen sind. Mehr am 
Rande erfährt die Öffentlichkeit, was 
neben den „Visionen“ handfest für ihre 
Zukunft geplant ist. Da sollen nicht nur 
viele große „Spitzenhotels“ errichtet, 
das Straßennetz zum Ausstellungsgelän­
de auf Millionen Besucher angepaßt und 
der Flughafen mit der Messe durch eine 
S-Bahn verbunden werden, die „Stadt 
braucht auch ein repräsentatives En­
tree“. Dem Stadtbaurat schweben glas­
überdachte Fußgängerzonen, Luxuspas­
sagen und „Dienstleistungsbetriebe wie 
Hotelinformation, Reisebüros oder Bü­
ros von Fluggesellschaften“ vor.

Die Landesregierung flankiert diese 
Zukunft dann noch mit dem Ausbau des 
Flughafens Hannover als interkontinen­
tales „Luftkreuz des Nordens“ und dem 
Transrapid-Projekt. Mit „Blick auf den 
EG-Binnenmarkt“ soll sich Hannover 
„zur Drehscheibe Ost/West ent­
wickeln“, so Breuel.

Damit die „Generalversammlung des 
Bureau International des Expositions“ 
am 14. Juni in Paris auch Hannover die 
Weltausstellung gibt, hat das Auswär­
tige Amt Mitte April Sonderbotschafter 
in die 42 weiteren Mitgliedsstaaten ent­
sandt. Die Bundesregierung macht die 
nationale Bedeutung geltend, denn „in 
einem vereinigten Deutschland und in­
mitten des sich einigenden Europas" 
wird die Ausrichtung einer Weltausstel­
lung eine „besondere Herausforderung 
und Chance für Deutschland“ sein. Er­
innert wird auch gleich, daß das „Deut­
sche Reich“ 1928 zu den „Gründungs­
mitgliedern dieser Internationalen Orga­
nisation“ gehörte, und es in „Deutsch­
land“ bisher noch keine Weltausstellung 
gegeben habe.

Gegen die EXPO 2000 formiert sich 
seit Mitte 1989 in einem Aktionsplenum 
lokaler Widerstand, der mit Aktionen 
und Informationsveranstaltungen an die 
Öffentlichkeit tritt. Anläßlich der Loc- 
cum-Tagung ruft das Aktionsplenum am 
08.05.90 zu einer Demonstration gegen 
die EXPO 2000 auf.

In dem Aufruf, der von 39 Initiativen 
und Gruppen unterzeichnet ist, wirt 
Kritik an der Ratspolitik geführt, so 
u.a.: „Mit kostenlosen Infrastrukturier- 
stungen werden innovative Unterneh­
men angelockt. Beispiele sind die Ein­
richtung des Medical-Parks an der 
MHH, die kostenlose Entseuchung des 
Varta-Geländes . . Während die Stadt 
viel Geld in die Wirtschaftsförderung 
investiert, für eine Kapitalerhöhung der 
Deutschen Messe AG problemlos 50 
Millionen Mark hinblättem kann, wirt 
bei der Unterbringung Obdachloser um 
jede Mark gefeilscht, werden Stellen in 
Kinderläden gestrichen, die Zahl der Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen gekürzt 
u.a. . . . Erste Folgen der Neuortnuag 
sind schon zu sehen: Geschäftsstnta 
und Wohngebiete am Rande der Inao- 
stadt geraten unter enormen Aufwer- 
tungsdruck. Der Bau des „neuen Steia- 
tors“ hat zur Steigerung der Mieten 
geführt“. Bisher nicht gelungen ist es. 
daß diese Kritik im Stadtrat LntersÄ- 
zung erfährt, die GABL fordert • 
öffentliche InformationsveranstaiBm^ 
über „Vor- und Nachteile aas 
EXPO“. Ohne daß die Ansprüche dB 
Lohnabhängigen an kommunale Lö­
stungen in der Kritik der Ratspobdkf’ 
stärkt werden, wird der Widersaad^B 
schwach bleiben. — (gec)
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Stuttgart. Ca. 200 Eltern und Erzieher beteiligten sich mit einem eigenen Block an 
dar DGB-Demonstration zum 1. Mai, um ihre Forderungen nach Verbesserungen der 
Situation in den Kindertagesstätten auf die Straße zu tragen. Die ÖTV-Betriebs- 
gruppe Kindertagesstätten des Jugendamts, verstärkt durch Beschäftigte der katho­
lischen Trager, und der Gesamtelternbeirat mit der Elterninitiative „Pro Kind“ hatten 
dazu aufgerufen. — (mok)

Aus I— änder*n und Gemeind

Antifaschistische Kritik verstärken
12. Antifaschistische Landeskonferenz NRW in Düsseldorf durchgeführt

Ärztekammer gegen 
Ausbau der Kernernergie

Hannover. Der Vorstand der Ärzte­
kammer Niedersachsens (ÄKN) hat 
erstmals vor einem weiteren Ausbau der 
Kernenergie gewarnt. Neuere wis­
senschaftliche Untersuchungen zeigten, 
daß die Gefahren der Strahlenbelastung 
auch bei niedriger Dosis bislang unter­
schätzt worden seien, erklärte der 
Präsident der AKN, Eckel. Radioaktive 
Strahlung könne Mißbildungen er­
zeugen, Mutationen und Krebs auslö­
sen. Ein erhebliches Gesundheitsrisiko 
sei sowohl durch Niedrigstrahlung in 
der Umgebung kemtechnischer Anlagen 
als auch durch Reaktorunfalle nicht 
auszuschließen. Die Erfahrungen von 
Harrisburg, Tschernobyl und Sellafield 
würden zeigen, daß es keine sichere 
Kemenergietechnik gebe. Die Risiken 
eines möglichen Reaktorunfalls ständen 
zudem in keinem Verhältnis zu den 
Vorteilen der Energiegewinnung durch 
Kernreaktoren. Aus diesen Gründen sei 
aus ärztlicher Sicht ein weiterer Ausbau 
der Kernenergie problematisch, sagte 
Eckel, und verwies auf einen ent­
sprechenden Beschluß des Vorstands. 
Umweltfreundlicher Energie sei in je­
dem Fall der Vorzug zu geben. — (mpu)

ÖTV fordert Einfluß auf 
Krankenhausbedarfsplanung

Karlsruhe. Der im November 1989 von 
der Landesregierung BaWü beschlosse­
ne Krankenhausplan sieht einen Betten­
abbau um 5,4 % bis 1995 vor. Das So­
zialministerium will in jedem Kreis ein 
„Gespräch“ zur Umsetzung führen, zu 
dem der OB bzw. Landrat, Kranken­
hausträger und Kassen, nicht aber Per­
sonalräte und Gewerkschaften geladen 
werden sollen. Auf den Protest der ÖTV 
antwortete Ministerin Schäfer frech, die 
Beschäftigten seien durch die Kliniklei­
tungen vertreten. Darauf rief die ÖTV 
ihre Vertrauensleute auf, sich in diese 
Gespräche einzuschalten. Der VLK des 
Stadt. Klinikums Karlsruhe beschloß, in 
einem Brief an den OB Auskunft über 
den Termin des Gesprächs und den Bet­
tenplan zu verlangen. — (wjw)

Daimler will 
Potsdamer Platz

Westberlin. Am 10. April lag dem Senat 
ein Option-Vertrag mit Daimler Benz 
zur Verabschiedung vor. Der Vertrag 
sah vor, ein 62000 qm großes Dienst­
leistungszentrum auf dem Potsdamer 
Platz mit 8000 Arbeitsplätzen zu schaf­
fen. Während die Mehrheit der SPD im 
Senat das Daimler-Projekt befürworte­
te, hat die AL sich gegen eine Options­
vergabe vor dem Ergebnis des städte­
baulichen Wettbewerbs ausgesprochen. 
Ca. 100 protestierten mit einer Platz­
besetzung am 30.4. und 1. Mai gegen 
die Ansiedlung. Die Bürgerinitiative 
Westtangente fordert eine Grüntangen­

te. Eine gemeinsame Tagung der Land­
schaftsarchitekten aus Berlin und West­
berlin sprach sich für ein Moratorium 
zum Wsttbewerb ,,Potsdamer und Leip­
ziger Platz“ aus. Parteien aus der DDR 
wandten sich gegen Daimler-Benz über­
haupt. weil es der viertgrößte Rüstungs- 
Vonzem der Welt sei und schon in der 
Nazi-Zeit der größte deutsche Rüstungs- 
ronzem gewesen sei. Berlin dürfe nicht 
nun Symbol deutscher Hochriistung 
•erden, erklärte die Grüne Partei der 
DDR. — (ann)

Bosch-Betriebsrat 
zu Kindertagesstätten

Stuttgart. Der Gesamtbetriebsrat der 
Robert Bosch GmbH hat die Geschäfts­
führung aufgefordert, mehr für die 
Unterstützung von Kindertagesstätten 
kommunaler und sonstiger Träger zu 
tun. Als Gegenleistung sollten von die­
sen Institutionen Tagesplätze für Kinder 
von Bosch-Mitarbeitern bereitgestellt 
werden. Die Geschäftsführung sagte 
eine Prüfung der Forderung zu. Außer­
dem sagte'die Geschäftsführung zu, den 
Gesamtbetriebsrat über die von der Ro­
bert Bosch GmbH betriebenen bzw. un­
terstützten Kinderbetreuungseinrichtun­
gen zu informieren.
Quelle: Anti&sch. Kommunalp. 10/90 — (ros)

Islamische Demonstration 
gegen neues Ausländergesetz

Köln. Am 5.5. demonstrierten in Köln 
knapp 2000 konservative Türken (zum 
großen Teil mohammedanisch orien­
tiert) gegen das neue Ausländergesetz, 
mit der Parole „Auch wir sind das 
Volk!“. Türkische Linke waren nicht 
erkennbar vertreten (geschweige denn 
westdeutsche Linke), abgesehen von 
Genossen von TKP/ML-Hareketi, die 
mit ihrem Flugblatt zum 1. Mai in der 
Türkei keinen leichten Stand hatten. 
Viele Demonstranten verwendeten den 
türkischen Halbmond auf Transparenten 
oder als Fahne. In der Lokalpresse wur­
de der Demoblock islamisch verschlei­
erter Frauen abgebildet. — (zwk)

Gemeinsame Erklärung 
von DGB und Mieterbund

Hannover. DGB und Mieterbund stell­
ten auf einer Pressekonferenz überein­
stimmend fest, daß die Lösung der Woh­
nungsfrage derzeit das wichtigste kom­
munal- und innenpolitische Ziel sei. 
„Bundesweit fehlen rund 800000 Woh­
nungen — in Niedersachsen 90000 und 
in Hannover rund 10000 Wohnungen — 
mit steigender Tendenz ... Es ist eine 
Illusion, zu glauben, die große und wei­
ter anwachsende Angebotslücke könne 
über den freien Markt geschlossen wer­
den. Was fehlt, ist erschwinglicher 
Wohnraum für Durchschnittsverdiener 
und einkommensschwache Bürger. Die­
sen Wohnraum kann der freie Markt 
weder kurz- noch mittelfristig schaf­
fen.“ Folgende Forderungen wurden 
auf der Pressekonferenz erhoben: „Bis 
zum Jahr 2000 werden jährlich mind. 
400000 Neubauwohnungen im Bundes­
gebiet benötigt, auf Landesebene 35000 
Wohnungen und im hannoverschen 
Stadtgebiet ca. 3500 Wohnungen. Min­
destens ein Drittel davon ist im sozialen 
Wohnungsbau zu errichten ... Im öf­
fentlich geförderten Wohnungsbau ist 
die Schaffung von dauerhaften gesetz­
lichen Bindungen unabdingbar . . . Die 
vorzeitige Rückzahlung der öffentlichen 
Darlehen darf es nicht geben . . . Durch 
Einführung einer Verordnung nach § 5 a 
Wohnungsbindungsgesetz ist allen 
Kommunen mit besonderem Wohnungs­
bedarf das Belegungsrecht an möglichst 
vielen Sozialwohnungen einzuräumen 

. . . Die Anforderungen an den Kündi­
gungsgrund ,Eigenbedarf sind zu La­
sten der Vermieter zu verschärfen . . .“
— (rec)

Düsseldorf. Am 5.5.1990 fand die 12. 
landesweite Konferenz antifaschisti­
scher Initiativen und Organisationen in 
NRW in Düsseldorf statt. Erfreulich, 
daß sich die autonome Antifa-Aktion 
Düsseldorf und die Jusos an der Aus­
richtung der Konferenz beteiligten. Der 
Konferenz voraus ging eine Demonstra­
tion gegen die Beteiligung der Republi­
kaner an der am 13.5.1990 stattfinden­
den Landtagswahl NRW, an der rund 
700 Leute teilnahmen — eine angesichts 
mehrerer zeitgleicher Demonstrationen 
ganz gute Beteiligung. Kundgebungs­
beiträge richteten sich gegen die Kandi­
datur der REP (Widerstandskämpferin 
aus der VVN/BdÄ), die versuchte An­
näherung der REP an christliche Kreise 
(Kath. Arbeiterbund), Kurden-Prozeß 
Düsseldorf (H. Celebi, einer der Ange­
klagten), das neue REP-Parteipro- 
gramm (Volksfront), Zusammenhang 
Faschismus und Ökonomie (Antifa- 
Aktion); die Vertreterin des Juso-Lan­
desvorstandes sprach sich in ihrem Bei­
trag gegen eine Anschlußpolitik auf­
grund Art. 23 GG und gegen das neue 
Ausländergesetz aus.

Die Konferenz selbst war am Nach­
mittag mit rund 200 Teilnehmern nicht 
sehr gut besucht. Antifaschistische Poli­
tik ist unter Druck geraten: durch die 
Tatsache, daß REP-Faschisten relativ 
ungeschoren in den Kommunalräten sit­
zen bzw. ihre Wahlkämpfe absolvieren 
können ebenso wie durch die rasante 
Restauration des deutschen Nationalis­
mus. Es gibt Zweifel, ob Kritik an fa­
schistischer Ideologie wichtig ist, oder 
ob dip REP angesichts der Übernahme 
nationaler Politik durch die etablierten 
Parteien eher bedeutungslos werden und 
antifaschistische Kritik ihren Stellen­
wert dadurch einbüßen würde. Die Re­
publikaner werden ihre Funktion als

Auf der Kundgebung sprach ein Vertreter der angeklagten Kurden.

Augsburg. Während die Staatsregierung 
bisher davon ausging, daß mit Hilfe der 
CSU-Mehrheit im Landtag die geplan­
ten 16 Müllverbrennungsanlagen durch­
zupauken sind, muß sie sich nach den 
Kommunalwahlverlusten vieler Ver­
brennungsbefürworter und nach dem 
unerwarteten Entscheid des Bayer. Ver­
fassungsgerichtshofs für die Zulassung 
des Volksbegehrens „Das bessere Müll­
konzept“ neu orientieren. Wohin, ist 
noch nicht ausgestanden.

Die CSU hat in den letzten Wochen 
die SPD-Landtagsfraktion im Umwelt­
ausschuß nicht nur zu einem gemeinsa­
men Gesetzentwurf, sondern zusätzlich 
zu der täuschenden Propaganda bringen 
können, daß dieser Entwurf alle Forde­
rungen des Volksbegehrens-Entwurfs 
aufgenommen hätte. Beide Parteien ver­
stiegen sich sogar zu einer „Garantie“, 
daß ihr Gesetzentwurf genauso im Land­
tag durchginge.

Die Müllinitiativen ließen sich davon 
nicht beeindrucken. 259 der 275 Dele­
gierten stimmten auf ihrer Versamm­
lung am 28729. April für die Durchfüh­
rung des Volksbegehrens.

Einpeitscher reaktionärer Politik jedoch 
nicht verlieren, auch wenn sie Prozente 
an CDU und CSU abgeben sollten. Sie 
sind herrschender Politik als diejenige 
politische Kraft äußerst nützlich, die als 
faschistischer Flügel ein Terrain vorbe­
reitet, das dann die konservative Haupt­
streitmacht einnimmt. Der antifaschisti­
sche Widerstand kann sich gegen diese 
faschistischen Vorstöße nicht ausrei­
chend formieren, wenn er nur unzurei­
chende Argumentation gegen die faschi­
stische Propaganda entwickelt.

Wichtig wird es deshalb in nächster 
Zeit sein, die antifaschistische Zusam­
menarbeit in NRW zu festigen. Es gab 
den Vorschlag, die Landeskonferenz 
deshalb auszuweiten zu einer europa­
weiten Regionalkonferenz, zu der anti­
faschistische Gruppen aus dem europäi­
schen Ausland eingeladen werden soll­
ten sowie zu einigen Treffen bundesweit 
einzuladen. Wir glauben eher, daß es 
wichtig ist, die örtlichen Initiativen und 
die Zusammenarbeit innerhalb der Lan­
deskonferenz zu festigen. Maßnahmen, 
die dabei helfen könnten, sind z.B.: Die 
Konferenz-Arbeitsgruppe Antifaschisti­
sche Kommunalpolitik beschloß, ge­
meinsam eine Broschüre zu erstellen 
über die Erfahrungen mit den REP- 
Fraktionen in NRW-Kommunalparla- 
menten und der Möglichkeit der Entfal­
tung antifaschistischer Politik dagegen. 
In einer anderen AG wurde besprochen, 
den örtlichen Initiativen ein- oder zwei­
mal im Jahr antifaschistische Landessei­
ten für die örtliche antifaschistische Pu­
blizistik zur Verfügung zu stellen, ge­
stützt auf Berichte und Meldungen aus 
den Orten. Beschlossen wurde außer­
dem, etwa zweimonatlich ein Koordina­
tionstreffen in Düsseldorf durchzufüh­
ren. Im September soll eine landesweite 
Konferenz in Detmold mit dem Schwer­

Volksbegehren vom 15.-28. Juni
„Das bessere Müllkonzept“ ist unterstützenswert

Was unterscheidet die Entwürfe? Vor­
rang der Müllvermeidung und -Verwer­
tung und das Subventionsverbot für 
Müllverbrennungsanlagen stehen in bei­
den. Der Volksbegehrensentwurf for­
muliert die Ziele der Abfallwirtschaft 
jedoch als verbindliche, während die 
Koalition verwaschene Begriffe wie 
„setzt sich ein“ benutzt. Zuckerstück 
des Koalitionsentwurfs ist, daß nun 12 
Müllverbrennungsanlagen nicht mehr 
gebaut werden. Auf die vier Anlagen in 
Augsburg, Burgkirchen, Schweinfurt 
und Weißenhom besteht aber das staats­
tragende Bündnis, angeblich, weil diese 
bereits Zuschußzusagen erhalten hätten. 
Tatsächlich liegen keine schriftlich vor, 
was zeigt, daß hier wirtschaftliche Inter­
essen entschieden.

Die Müllinitiativen fordern Beendi­
gung des Diktats der Staatsregierung 
durch Entwicklung einer Müllpolitik 
von unten. Daten und eigene Pläne der 
Kommunen sollen Grundstock für einen 
Landesabfallplan sein und nicht umge­
kehrt. Entsprechend erhalten die Bevöl­
kerung und Verbände stärkere Ein­
spruchs- und Mitwirkungsrechte sowie 

punktthema „Anschlußpolitik, Natio­
nalismus und Konsequenzen für antifa­
schistische Politik“ stattfinden, die 
nächste reguläre Landeskonferenz soll 
Anfang 1991 in Aachen sein.

Mehrere Anträge wurden in den elf 
Arbeitsgruppen beraten und im Plenum 
beschlossen. Trotz konträrer Diskussion 
konnte sich die Konferenz auf eine Reso­
lution einigen, die einen Anschluß der 
DDR nach Art. 23 GG und den der DDR 
aufgezwungenen Staatsvertrag ablehnt 
und die Anerkennung der Nachkriegs­
grenzen fordert. Ein Brief an Minister­
präsident Rau wurde verabschiedet, in 
dem die SPD-Landesregierung aufge­
fordert wird, gegen das neue Ausländer­
gesetz zu stimmen und endlich in NRW 
für das kommunale Wahlrecht für Aus­
länder initiativ zu werden. Ein Beschluß 
zum Kurdenprozeß wurde verabschie­
det; eine Spendensammlung für den na­
tionalen Befreiungskampf Kurdistans 
ergab 160 DM. In einem weiteren Be­
schluß wird die Bundestagsfraktion der 
Grünen aufgefordert, sich zur weiteren 
Mitgliedschaft ihres MdB Alfred Mech- 
tersheimer und der Parteivorstand der 
SPD, sich zu ihrem Bildungsreferenten 
Tilman Fichter zu äußern. Beide unter­
halten Kontakte zu Nationalrevolutionä­
ren. Weitere Entschließungen befaßten 
sich mit der „Deutschen Liga für das 
Kind“ und der „Deutschen Unitarier 
Religionsgemeinschaft“. Die Beschlüs­
se werden auszugsweise in der naäch- 
sten Ausgabe der Antifaschistischen 
Nachrichten der Volksfront dokumen­
tiert.

Ein Landeskoordinationsausschuß 
wurde bestimmt, an dem Mitglieder von 
VVN, Jusos, Grünen, Kath. Arbeiter­
bund, fantifa, Antifa-Aktion Düssel­
dorf, Volksfront u.a. beteiligt sind. 
— (ads)

Kontrollmöglichkeiten durch zugängli­
che Daten. Nach dem Koalitionsentwurf 
bleibt die Staatsregierung am Drücker. 
Nur sie kann Dateneinsicht und Versor­
gungsnachweise verlangen, sie kann 
Kommunen zur Zweckverbandsbildung 
und zur Änderung ihrer Gebührenpolitik 
zwingen, wenn sie es wirtschaftlich für 
angebracht hält. Präzise Festlegungen 
über die Abfallvermeidung und über 
umwelt-und gesundheitsverträgl ichen 
Betrieb der Entsorgungsanlagen unter­
bleiben. Dadurch bleibt der „Restmüll“ 
groß, und die Verbrennung wird als un­
umgehbare Ausnahme wieder ermög­
licht.

Das Volksbegehren wird vom 15. bis 
28. Juni 1990 in Bayern stattfinden. In 
dieser Zeit müssen sich 850000 Wahl­
berechtigte in Listen bei Volksbegeh­
renslokalen eintragen. Erst wenn diese 
große Hürde geschafft ist — Pressekom­
mentare rufen seit dem CSU/SPD-Pakt 
zum Aufgeben auf — kann der Volksent­
scheid stattfinden. Die Initiativen wollen 
Anträge in Stadt- und Gemeinderäten 
zur Unterstützung des Volksbegehrens 
einbringen. — (bat)
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Warum wählen Arbeiter in der DDR christlich? 
Anhaltspunkte aus der Volkskammerwahl 
Krise des Realsozialismus: Hierarchie- und Leistungsdenken scheinen ursächlich

Aus der Infas-Analyse zur Kommunalwahl

Inzwischen liegen ausführliche Daten 
über die Stimmabgabe bei den Volks­
kammerwahlen in der DDR vom 18. 
März in einer Auswertung durch die 
Forschungsgruppe Wahlen vor, aus der 
wir einige Tabellen dokumentieren. Die 
Kommunalwahlen vom 6. Mai bestäti­
gen, wie der in Auszügen dokumentier­
ten Infas-Analyse zu entnehmen ist, — 
mit gewissen interessanten Abweichun­
gen —, das Stimmverhalten bei den 
Volkskammerwahlen.

Die nach Religion, Berufszugehörig­
keit, Alter und Geschlecht aufgeschlüs­
selte Darstellungen der Stimmabgabe, 
wie wir sie in den Tabellen wiedergege­
ben haben, beruhen auf einer Befragung 
von über 10000 Wählern; sie sind im 
großen und ganzen so eindeutig, daß 
eventuelle statistische Mängel nicht ins 
Gewicht fallen können. Daraus bieten 
sich einige Anhaltspunkte zum besseren 
Verständnis der Krise des Realsozialis­
mus. Folgende Tatbestände halten wir 
für besonders wichtig:
— Das Abstimmungsverhalten hing 
ganz wesentlich mit der Religionszuge­
hörigkeit zusammen.
— Die PDS hatte bei den Arbeitern ein 
schlechtes, bei der Intelligenz und dem 
Management aber ein gutes Ergebnis.
— Ferner haben Faktoren wie das Alter 
oder das Geschlecht keine große Rolle 
gespielt.
— Ferner hat die PDS in den Zentren 
des alten Preußentumes besser abge­
schnitten — das mag daran liegen, daß 
die Revolution in der DDR sich in jenen 
Gebieten widerstandskräftiger gezeigt 
hat, in denen vorher der Junker herrsch­
te bzw. der preußische Hof- und Mili­
tärstaat.

Über die große Bedeutung von Kirche 
und Religion bei den Umwälzungen in 
der DDR wird meist gesagt, der Kirche 
sei im realsozialistischen Regime die 
Rolle der Opposition zugefallen. Sie sei 
die einzige durchorganisierte Kraft in 
der Gesellschaft der DDR gewesen, die 
der Opposition offen stand. Dieses Ar­
gument betont wahrscheinlich die orga­
nisatorische Seite zu stark.

In unseren Publikationen ist mehrfach 
die Ansicht vertreten worden, die real­
sozialistischen, leninistischen, stalinisti­
schen Gesellschaften seien als ein sozia­
les Bündnis von Arbeitern und Bauern 
mit der Intelligenz zu verstehen, dessen 
Inhalt die Entwicklung der Industrie ent­
sprechend dem Staatsplan gewesen war. 
Wenn diese Beurteilung zugetroffen hat, 
dann zeigen die Wahlen in der DDR vor 
allem, daß dieses Bündnis sich aufgelöst 
hat. Die realsozialistischen Institutionen 
haben ihr Ansehen verloren. Auch die 
politischen Richtungen, die durch dieses 
Bündnis herrschten, nehmen die Auflö­
sung der politischen und wirtschaftli­
chen Einrichtungen hin.

Wir suchen nach einer Erklärung für 
den Zerfall, die Auflösung, den Anse­
hensverlust dieses Bündnisses. Dabei 
wäre auch zu erklären, wieso die soziali- 
stische Ideologie durch die christliche 
Ideologie dermaßen in Bedrängnis ge­
bracht werden konnte, wie es ja offen­
sichtlich geschehen ist.

Als erstes wäre dabei die Frage zu be­
antworten, ob diese Gesellschaften, be­
sonders die DDR, über die wir inzwi­
schen noch am meisten wissen, in die 
Krise geraten sind, weil sie von bekann­
ten Erkenntnissen und Lehren der sozia­
listischen Theorie aus irgendwelchen 
opportunistischen Gründen abgewichen 
sind, oder ob sich, wie wir annehmen, 
ihre Schwierigkeiten aus Mängeln der 
sozialistischen Theorie ergaben, deren 
Überwindung um so dringlicher gewe­
sen wäre, je weiter die Entwicklung der 
Gesellschaft vorangeschritten war.

In der von Marx nachgelassenen, also 
nicht veröffentlichten Schrift „Kritik 
des Gothaer Programmes“ wird ein „so­
zialistisches Verteilungsprinzip“ im 
Unterschied zum kommunistische Ver­
teilungsprinzip dargelegt.

,,In der höheren Phase der kommuni­
stischen Gesellschaft, nachdem die 
knechtende Unterordnung der Individu­
en unter die Teilung der Arbeit, damit 
auch der Gegensatz geistiger und kör­
perlicher Arbeit verschwunden ist; 
nachdem die Arbeit nicht nur Mittel zum 
Leben, sondern selbst das erste Lebens­
bedürfnis geworden; nachdem mit der 
allseitigen Entwicklung der Individuen 

auch die Produktionskräfte gewachsen 
sind, alle Springquellen des genossen­
schaftlichen Reichtums voller fließen — 
erst dann kann der enge bürgerliche 
Rechtshorizont ganz überschritten wer­
den und die Gesellschaft auf ihre Fahnen 
schreiben: Jeder nach seinen Fähigkei­
ten, jedem nach seinen Bedürfnissen!“

(Marx, Kritik des Gothaer Pro­
gramms, Einzelausgabe Peking, 1971, 
Seite 16)

Das sozialistische Verteilungsprizip 
lautet im Unterschied dazu: „Jeder nach 
seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner 
Leistung.“ Diesem Prinzip ist die DDR 
gefolgt. Dabei hat sich als Problem er­
geben, daß sie weder in Bezug auf die 
„Fähigkeiten“ noch in Bezug auf die 
„Leistung“ zu einer Neubestimmung 
gekommen ist, sondern darunter Merk­
male verstanden wurden, wie sie in 
einem kapitalistischen Arbeitsmarkt­
geschehen zur Bestimmung der Stellung 
des einzelnen in der Hierarchie und 
Laufbahn entwickelt werden.

Besonders problematisch ist dabei der 
Begriff der Fähigkeit. Ein Blick auf das 
Kulturgebiet des Sportes läßt vermuten, 
daß man in der DDR daraus die Talent­
suche und die Verpflichtung der Gesell­
schaft zur Entwicklung von Talenten 
folgerte. Dem durch die Gesellschaft 
ausgebildeten Talent kommt es hernach 
zu, Loyalität und Dankbarkeit zu zeigen 
und der Gesellschaft eine hohe Leistung 
zurückzugeben. Die Gesellschaft wie­
derum belohnt ein solches Verhalten. Es 
führt auf die Laufbahn der „Leiter“ und 
damit zu dem heiklen Begriff der 
Leistung.

Unter Leistung verstehen sich ganz 
verschiedene Sachen. Die Leistung 
einer einzelnen Arbeitsperson ist durch 
die Kraftanstrengung zu messen, die für 
diese Arbeit durchschnittlich nötig ist. 
Die Leistung eines Arbeitskollektivs, 
eines Betriebes ist durch das Produk­
tionsergebnis im Verhältnis zum Mate­
rial- und Zeitaufwand zu messen. Im 
Realsozialismus versuchte man, die Lei­
stung durch den Grad der Planerfüllung 
zu messen.

Damit war die Möglichkeit geschaffen 
für einen tiefen moralischen Riß: Der 
Einsatz der einzelnen Arbeitspersonen 
mußte nicht notwendig zu einem guten 
Arbeitsergebnis führen. Desorganisa­
tion, Mißwirtschaft, auch Sabotage und 
vieles andere mehr können dazu führen, 
daß eine Belegschaft, in der alle einzel­
nen sich mühen und plagen, gesell­
schaftlich gesehen nichts leistet. Mit 
dem Fortschreiten der Trennung von 
Handarbeit und Kopfarbeit wird dieses 
latente Problem akut. Denn die schwer 
arbeitenden Massen können zur Lei­
stung des Betriebes dadurch, daß sie 
mehr oder schneller usw. arbeiten, nicht 
wesentlich beitragen.

Im Kapitalismus, beispielsweise der 
BRD, ist die Trennung von Handarbeit 
und Kopfarbeit ebenso, ja weiter ent­
wickelt; Institutionen großer Mitwir­
kung, die der Realsozialismus kennt, 
fehlen fast ganz. Der individuelle Ar­
beitslohn jedoch verknüpft für alle Ein­
zelnen die Arbeitsanstrengung mit der 
Entlohnung. Wir wissen zwar ganz ge­
nau, daß die Arbeitsanstrengung um so 
niedriger wird, je höher die Stellung in 
der Arbeitshierarchie ist. Aber den Mit­
gliedern der kapitalistischen Gesell­
schaft ist genauso eingefleischt, daß bei 
einem einmal gegebenen Platz in der 
Arbeitshierarchie die Leistung ent­
scheidet.

Die Abwendung der arbeitenden Mas­
sen vom Realsozialismus fände nach die­
sen Überlegungen einen Grund in der 
Tatsache, daß sie immer mehr auf die 
persönliche Arbeitsleistung reduziert 
wurden und durch persönliche Arbeits­
leistung immer weniger bewirken konn­
ten. Die moralische Zersetzung, die ent­
steht, wenn große Arbeitsanstrengung 
durch irgendwelche Desorganisation 
verpufft und dann noch in persönliche 
Einkommensverluste umschlägt, ist um 
so größer, je weniger Einfluß auf das 
Arbeitsgeschehen vorhanden ist. Dies 
macht erklärlich, wieso in den realsozia­
listischen Ländern kapitalistische Lohn­
findungssysteme, die zwar von einer 
Hierarchie ausgehen, aber im Einzelfall 
die Anstrengung vergleichen, populär 
wurden. Durch individuelle Anstren­
gung zum individuellen Glück, das 

scheint eine so breite Strömung zu sein, 
daß sich die PDS in der Lage sah, die Pa­
role aufzunehmen, Leistung solle sich 
wieder lohnen.

Damit verbunden sehen wir ein Hin­
strömen arbeitender Massen zur Reli­
gion, zur Kirche. Die Religion, nicht nur 
die christliche, stellt zu Konkurrenz und 
triebhafter Bereicherung ein Gegenprin­
zip auf: Nächstenliebe und Almosen. 
Die Kirche kann also einen sozialen An­
spruch entwickeln. Sie kann mit ihrer 
Ideologie spontanen Bedenken gegen die 
allgemeine Glücksritterei eine Richtung 
geben, sie beruhigen.

Besonders weil das Christentum in der 
Ideologie nicht nach den Fähigkeiten 
fragt, hat es als Ideologie Aussichten bei 
den schwer arbeitenden Massen der 
DDR. Das Ausleseverfahren, das sich 
aus der Suche nach den Fähigen ergibt, 
macht die schwere Arbeitsanstrengung 
zu einer gesellschaftlichen Strafe, zu 
einem Ausweis, daß es den Betroffenen 
an etwas mangelt, nämlich den Fähig­
keiten. Eine solche brutale Rücksetzung 
hat in der realsozialistischen Gesell­
schaft das tägliche Leben von Millionen 
vergiftet. Mit der Verfestigung des Zu­
standes verliert auch das Angebot zur 
ausgleichenden politischen Mitwirkung 
an Reiz und Sinn.

So werden Gründe erkennbar, warum 
in den realsozialistischen Ländern nie­
mand zum früheren Zustand zurück 
will.

In der DDR sind die schwer arbeiten­
den Klassen die Unbekannte in allen po­
litischen Gleichungen. Wie die vorher­
gegangene Entwicklung in Polen gezeigt 
hat, ist dies nicht so sehr ein Problem der 
Organisation, sondern der politischen 
Perspektive. Am gegenwärtigen Tief­
punkt der proletarischen Bewegung er­
geben sich Aussichten aus der in der 
ganzen industriellen Welt anzutreffen­
den Kritik am Arbeitsleben, an der hier­
archischen, auf Überordnung und Un­
terordnung, auf Herrschaft und Knecht­
schaft zielenden Arbeitsteilung zwi­
schen den Regionen des Erdballs und der 
gleichen Arbeitsteilung in jedem noch so 
kleinen Kleckerbetrieb.

Wenn auch in der DDR das Ansehen 
der politischen Einrichtungen, die brei­
ten Massen eine Teilnahme am öffent­
lichen Leben ermöglicht haben, bis hin 
zum Zerfall gesunken ist, so sind doch 
die Menschen da, für die eine völlige 
Ausschaltung aus dem politischen und 
dem Wirtschaftsleben neu und nicht hin­
zunehmen sein wird.

Wir erwarten, daß sich in der DDR 
eine gesellschaftlich verankerte Opposi­
tion bildet, deren Basis außerhalb der 
parlamentarischen Einrichtungen liegt. 
Wir erwarten,, daß sich eine Arbeiter­
bewegung formiert, die sich nicht auf 
Ansprüche des einzelnen Beschäftigten 
an den Lohngeber reduzieren läßt, son­
dern auf den gesellschaftlichen Ansprü­
chen eines jeden besteht. Wir erwarten 
auch, daß in der sozialistischen Diskus­
sion, besonders der der PDS, eine kriti­
sche Auseinandersetzung mit dem soge­
nannten sozialistischen Leistungsprin­
zip, den möglichen und den real gewor­
denen Auslegungen und der entsolidari- 
sierenden Wirkung beginnen wird. 
Forschungsgruppe Wahlen Mannheim, Wahl in 
der DDR, Bericht Nr. 56 — (alk, maf)

Zusammenhang von Parteianteilen und sozialen Merkmalen (Korrelationsmatrix)

Wahl­
bet. CDU DA DSU

BFr
Demo SPD

Grü
Frau

Bünd
'90 PDS

Indu 
strie

Land­
wirt

Non 
Prod

a»
2000

Wahlbeteiligung 100 51 -8 10 3 -36 -47 -63 -43 13 38 -40 51
CDU 51 100 6 6 8 -69 -62 -76 -81 42 28 -61 57
DA -8 6 100 14 -3 -14 24 18 -9 8 -23 8 -18
DSU 10 6 14 100 14 -55 -17 4 -29 40 -31 -22 -17
Bund Freier Demokraten 3 8 -3 14 100 -18 -10 -1 -28 18 -19 -10 -15
SPD -36 -69 -14 -55 -18 100 50 45 47 -40 -1 42 -26
Grüne/Frauen -47 -62 24 -17 -10 50 100 63 52 -28 -37 53 -50
Bündnis 90 -63 -76 18 4 -1 45 63 100 58 -20 -50 59 -e»
PDS -43 -81 -9 -29 -28 47 52 58 100 -47 -21 65 -48
Anteil der Industrie 13 42 8 40 18 -40 -28 -20 -47 100 -48 •59 -15

der Landwirtschaft 38 28 -23 -31 -19 - 1 -37 -50 -21 -48 100 -19 09
der Nichtproduktion -40 -61 8 -22 -10 42 53 59 65 •59 -19 100 -48

Unter 2000 Einwohner 51 57 -18 -17 -15 -26 -50 -64 -43 -15 86 -40 18»

Mittelwert 93,2 40,9 0,9 6,3 5,3 21,8 2,0 2,9 16,3 36,9 11,6 21,8 235

Zur Erläuterung: Die Werte in der Tabelle geben an, wie stark die verschiedenen Anteile miteinander „korrelieren“, d.h. gleichzeieg 
oder nicht. So bedeutet z.B. die Ziffer 65 in der Zeile PDS-Stimmanteile und Spalte Anteil des Nichtproduktionssektors, daß hohe POS-Sa— 
zahl mit hohem Anteil des Nichtproduktionssektors zusammentrifft. Umgekehrt bedeutet eine negative Zahl wie z.B. -47 bei PDS/Ind«»—MM- 
daß die PDS bei hohem Industrieanteil ihre niedrigen Stimmergebnisse hatte.

Ein einschneidender Faktor für die 
Veränderung im Wahlverhalten war 
die gegenüber dem 18. März deutlich 
gesunkene Wahlbeteiligung. Die 
CDU erlitt durch mangelnde Mobili­
sierung besonderen Schaden. Rund 
eine Million Wähler, die am 18. März 
noch die Christdemokraten gewählt 
hatten, blieben diesmal den Urnen 
fern. Mobilisierungsverluste erklären 
jedoch die Einbußen der CDU nur zu 
etwa zwei Drittel. Fast eine Million 
wanderte zu anderen Parteien ab: Ins­
besondere in den ländlichen Regionen 
wechselten viele zur Demokratischen 
Bauernpartei Deutschlandes und zum 

Regionale Unterschiede: PDS im alten Preußen stark

Wahlkreis Wahl­
bet.

Allianz für Deutschland Bund Grüne Bünd- Son- 
*8»CDU DA DSU SummeFrDem SPD FrauV nis 90 PDS

Berlin 90,8 18,3 1,0 2,2 21,5 3,0 34,9 2,7 6,3 30,2 1,4
Gebiet Mecklenburg
Neubrandenburg 93,7 36,0 0,5 2,1 38,6 3,0 21,2 1,8 1,6 25,8 8,0
Rostock 92,0 34,3 0,7 2,8 37,8 3,4 24,8 1,9 2,7 23,2 6,3
Schwerin 93,6 39,8 0,6 2,0 42,3 4,6 25,4 2.4 2,5 17,8 5.0
Gebiet Brandenburg
Cottbus 93,2 42,8 0,8 4,8 48,3 5,2 19,3 2,0 2,7 17,9 4,6
Frankfurt 93,2 27,8 0,7 3,5 32,0 4,2 31,9 2,2 3,2 22,1 4,4
Potsdam 93,8 31,2 0,8 2,9 34,9 4,9 34,4 2,2 3,8 16,6 3.2
Gebiet Sachsen-Anhalt
Halle 93,5 '45,1 0,6 2,8 48,4 10,0 20,8 1,6 2,4 13,8 3,0
Magdeburg 93,5 44,2 0,7 2,0 46,9 4,4 27,5 2,0 2,0 14,2 3,0
Gebiet Thüringen
Erfurt 94,0 56,3 1,9 2,5 60,7 4,5 18,7 2,1 1,8 9.9 2,3
Gera 94,4 48,9 1,7 8,2 58,8 5,1 16,5 2,1 2,6 12,6 2,3
Suhl 95,8 50,6 1,0 8,9 60,4 4,1 16,1 2,3 1,9 12,6 2,6
Gebiet Sachsen
Dresden 93,4 45,0 1.1 13,8 59,9 5,6 9,7 1,8 3,7 14,8 4,5
Karl-Marx-Stadt 94,6 45,0 1,0 14,8 60,7 6,0 15,6 1,6 2,1 11,3 2,7
Leipzig 92,6 39,6 0,7 10,1 50,4 5,4 21,5 1,9 3,3 14,5 3,0

DDR gesamt 93,4 40,8 0,9 6,3 48,0 5,3 21,9 2,0 2,9 16,4 3,5

Wahlverhalten nach Beruf: PDS stark bei der Intelligenz

Beruf Allianz für Deutschland Bund Grüne Bund- Son-
CDU DA DSU SummeFrDem SPD FrauV nis 90 PDS DBD stige

Arbeiter 47,4 0,8 7,2 55,4 3,7 22,2 1,5 1,6 11,9 2,6 1,1
Angestellte 38,5 1,0 5,5 45,0 6,1 20,6 2,4 3,6 19,2 1,9 1,2
Leiter 37,3 0,2 6,8 44,3 6,1 21,6 0,8 2,3 20,2 3,5 1,2
Intelligenz 22,1 0,8 4,9 27,8 6,7 22,7 3,2 6,4 31,0 1.3 0,9
Selbständige 53,5 0,7 10,3 64,6 71,5 12,8 0,2 2,5 4,7 2,4 1,4
Stud./Schüler 28,5 1,1 4,8 34,5 5,9 17,4 8,7 6,2 19,7 2,0 5,7
gesamt 40,9 0,9 6,3 48,1 5,3 21,8 2,0 2,9 16,3 2,2 1,4

Wahlverhalten nach Religion: Christen wählen Allianz

Kontos- Allianz für Deutschland Bund Grüne Bünd- Son-
sion CDU DA DSU SummeFrDem SPD FrauV nis 90 PDS DBD stige

katholisch 66,3 1,2 6,0 73,4 4,6 12,1 1,6 1,9 4,5 0,7 1,1
evangelisch 53,7 1,4 6,7 61,8 5,8 20,9 1,1 2,5 4,9 2,0 1,0
keine 30,3 0,5 6,1 36,9 5,2 23,5 2,6 3,3 24,6 2,4 1,5

Wahlverhalten nach Geschlecht: keine großen Unterschiede

Geschlecht Allianz für Deutschland Bund Grüne Bünd- Son-
CDU DA DSU SummeFrDem SPD FrauV nis 90 PDS DBD stigs

männlich 41,3 0,8 7,0 49,2 5,3 22,3 1,5 2,6 15,7 2,1 1.4
weiblich 40,0 1,0 5,6 46,6 5,3 21,4 2,5 3,3 17,2 2,3 1.4

neugegründeten Bauernverband.
Obwohl in der Opposition, hat die 

Nachfolgerin der ehemaligen Staats­
partei SED, die PDS. Stimmen verlo­
ren. Je stärker der PDS-Anteil am 18. 
März, um so mehr büßte die Partei am 
6. Mai an Wählern ein. Bemerkens­
wert sind Veränderungen in den sozia­
len Schwerpunkten der PDS. Mit drei 
Prozentpunkten hat sie am stärksten in 
den städtischen Dienstleistungsaen- 
tren verloren. Noch zählen diese Re­
gionen mit 16,9 Prozent zu den Hoch­
burgen der früheren SED. Aber offen­
bar ist die alte Klientel dabei, sich vom 
früheren Machtapparat zu lösen.
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Wirtschaftsrecht der DDR-Kommunen in Gefahr
Einführung der „kommunalen Selbstverwaltung“ in der DDR von der Reaktion erwünscht

■etliche Politiker aus den großen bürgerlichen Parteien der 
}RDfordern von der DDR, die kommunale Selbstverwaltung der 
BRD zu übernehmen. Sie behaupten, diese bringe echte Demokra­
ne und die große Freiheit. Wir wissen aus unseren Erfahrungen, 
jjÄ dies nicht stimmt. Es gibt viele Beweise, daß die BRD-Kom- 
-saen immer stärker Land und Bund gehorchen müssen, Kapita­
ls» statt Bedürftige unterstützen und Spezialisten statt Betrof­

fene zu Rate ziehen sollen. Kommunale Selbstverwaltung ist laut 
Bundesverfassungsgericht ein Auftrag an die Kommunen: Er ver­
langt von ihnen, die „örtlichen Gemeinschaft“ zu fördern. Das 
heißt, die kommunalen Organe müssen die besitzlose Bevölke­
rung daran hindern, Nöte und Forderungen vorzubringen und 
den Besitzenden das geben, was sie fordern, ohne daß es zum 
Krach kommt. Wir fordern Ausbau der kommunalen Rechte 

gegenüber Land und Bund, kommunales Recht auf eigene Wirt­
schaftstätigkeit entsprechend dem örtlichen Bedarf und mehr 
Rechte für alle Einwohner unabhängig von Einkommen und 
Nationalität. Nachdem wir versucht haben herauszufinden, 
warum bürgerliche Kräfte der BRD die kommunale Selbstverwal­
tung der DDR überstülpen wollen, sind wir uns um so sicherer, 
daß diese Förderungen richtig und nötig sind.

neugliederung in Umlauf bringen. Da­
nach gehen die Gebietsreformpläne wei­
ter: Nach diesem Plan würde „ein ver­
einigtes Deutschland“ aus sieben Bun­
desländern bestehen, fünf in der BRD 
und zwei in der DDR. Damit wäre die 
derzeit diskutierte Anschlußvorausset­
zung, daß die DDR die alten Länder (an­
geblich zur Rettung des Heimatgedan­
kens) wieder herstellen muß, schon 
überholt.

Die sieben Länder hätten jeweils eine 
Einwohnerzahl von etwa zehn Millionen 
Menschen. Eine Regelung der Lebens­
verhältnisse durch Rätetätigkeit wäre 
somit noch unmöglicher gemacht. 
Darum sind reaktionäre Kräfte so scharf 
darauf, die kleinräumigen Strukturen in 
der DDR zu beseitigen.

Die DDR begründete 1952 die Ab­
schaffung der Länder so: „Das noch 
vom kaiserlichen Deutschland stam­
mende System der administrativen Glie­
derung in Länder mit eigenen Landes­
regierungen sowie in große Kreise ge­
währleistet nicht die Lösung der neuen 
Aufgaben unseres Staates. Der Staat des 
alten Deutschland hatte nichts mit der 
Leitung der Wirtschaft zu tun, da die 
Fabriken, Werke und Gruben sowie die 
Banken einzelnen Großkapitalisten ge­
hörten, die Profite aus der Ausbeutung 
der Werktätigen zogen . . . Der territo­
riale Wirkungsbereich der örtlichen Or­
gane der Staatsgewalt muß deshalb so

vinMn soll die kommunale Selbstver- 
ätuiig in der DDR eingeführt werden? 

v® soll dafür beseitigt werden?

Riteetrukturen könnten eine 
Politik für Besitzende verhindern
In der nebenstehenden Statistik über die 
örtlichen Volksvertretungen und stän­

digen Kommissionen“ in der DDR kön- 
ren wir lesen, daß 206252 Abgeordnete 
inden Vertretungen und 245882 zusätz­
liche Mitglieder in den Kommissionen 
tätig sind. D.h. in den staatlichen Orga­
nen. die als örtlich bezeichnet werden 
lalle außer Volkskammer) wirken rund 
452134 Menschen. Bei 12,4 Millionen 
Vrhhlberechtigten sind das 3,7 %, das 
bedeutet jeder 27. Mensch ist nach die­
ser Statistik beteiligt. (1)

Dieses räteähnliche System ist viel­
leicht auch eine Erklärung dafür, wieso 
soviele Menschen über Monate hinweg 
ihre Forderungen auf der Straße verbrei­
teten. Wieso sich dabei reaktionäre 
Kräfte durchsetzten, können wir nicht 
beurteilen. Vielleicht spielt dabei eine 
Rolle, daß die vielen Beteiligten zwar 
erhebliche Rechte zur Beratung haben, 
aber wenig wirksame Entscheidungen 
treffen können (dazu weiter unten).

In der BRD haben wir noch keine ver­
gleichbare Statistik zusammenstellen 
können. Grob überschlagen gibt es ca. 
145600 Mandatsträger in Kreisen, Städ­
ten und Gemeinden und 1404 Abgeord­
nete in den Landtagen. Bei rund 45 Mil­
lionen Wahlberechtigten ergäbe sich, 
daß nur jeder 306. Mensch in der BRD 
an Entscheidungen unterhalb der Bun­
desebene mitwirkt. Das Argument der 
breiteren Demokratie in der BRD ist also 
verlogen.

Interessant ist aber auch die Zusam­
mensetzung der Beteiligten. Wie aus der 
DDR-Statistik hervorgeht, setzen sich 
die örtlichen Volksvertretungen insge­
samt aus 37,8 % Frauen zusammen,
50.5 % sind Arbeiter. In der BRD haben 
wir keine vergleichbaren Zahlen zur 
Hand, zur Kenntnis nur diese: Der Frau­
enanteil in den Landtagen beträgt
16.5 %. der Arbeiteranteil im Bundestag 
2,1 %. Die herrschenden Kräfte hier 
sind nicht interessiert daran, entspre­
chende Zahlen zu verbreiten. Sie wollen 
solche Strukturen in der DDR unbedingt 
verändern, und damit man dies nicht 
faßbar machen kann, sprechen sie wenig 
von den derzeitigen in der DDR. In der 
BRD wird seit langem über solche The­
men wie „moderne Verwaltungsfiih- 
rung“. „Kommunalmanagement“ u.ä. 
dahin gedrückt, daß nur noch sog. Spe­
zialisten. d.h. dem Zentralstaat und den 
Großbetrieben zugeneigte Fachleute, 
kommunale Politik gestalten. Eine Zu­
sammensetzung, wie sie aus der DDR- 
Statisük hervorgeht, steht dem ganz im 
Wege.

Kleinräumige Strukturen 
behindern Konzernpolitik

In der BRD ist den Kommunen unter­
sagt, eigene Wirtschaftsbetriebe zu or­
ganisieren, wenn private Unternehmen 
den Bedarf decken können. Hätten die 
Einwohner in der BRD die Möglichkeit, 
ihren Bedarf anzumelden und hätte die 
Kommune das Recht, eigene Wirt­
schaftsbetriebe entsprechend diesem 
Bedarf zu organisieren, würden die Ver­
einnahmungsmaßnahmen der Konzerne 
behindert und ihrer Expansionspolitik 
Steine in den Weg gelegt. Die Konzerne 
woßen aber expandieren. In der BRD 
und in die DDR hinein. Für ihre Expan­
sionspolitik haben sie in der BRD zwi­
schen 1968 und 1978 eine Gebiets­
reform gezimmert bekommen, bei der 
190 Kreise, 15764 Gemeinden und 47 
Städte aufgehoben wurden, so daß die 
Großbetriebe mit größeren staatlichen 
Einheiten kooperieren können. Damit 
wurden 91658 kommunale Mandate ge­
strichen, das waren 38,6 % der bisheri­
gen Interessensvertretungen (2). Dies ist 
ein Beispiel für zunehmende Zentralisie­
rung in der BRD und ein Gegenbeispiel 
zur Behauptung der besonders demokra­
tischen kommunalen Selbstverwaltung.

Soll dieser Prozeß nun auch die DDR 
erfassen? Der Hamburger Senator 
Gobrecht ließ vor kurzem eine Länder­

Örtliche Volksvertretungen und ständige Kommissionen
örtliche
Volks­
vertretungen 
Insgesamt

darunter 
Bexlrkitoge

Stadtverord­
netenversamm­
lungen der 
Stadtkreise

Stadtbezirks­
versammlungen 
In Berlin

Kreistage Stadtbexlrks- 
versammlg. In 
Stadtkreisen

Stadtverord­
netenversamm­
lungen krels- 
angeh. Städte

Oemelnde- 
' Vertretungen

Anzahl örtlicher 
Volksvertretungen 7811 15 27 11 191 25 615 6 927
Anzahl der Abgeordneten 206 252 3 235 5 087 2 230 20 466 4 175 26 199 144 860
darunter 
Frauen 77 877 1 312 2 145 842 8 847 1 722 10 529 52 480

37.8% 40.6% 42.2 % 37.8% 43,2% 41.2% 40.2 % 36.2 %

Junge Abgeordnete: 
18 bis unter 25 Jahre 33 080 652 1 132 420 4 594 950 4 759 20 573

16,0 •/• 20,2% 22.3% 18.8’/, 22.5% 22.8»/, 12.2 % U.2 %

25 bis unter 31 Jahre 22 259 322 585 268 2 317 579 2 965 15 223
10.8% io.o% 11.5% 12.0% 11.3% 13,9% 113’/. 10.5%

Soziole Stellung: 
Arbeiter 104 194 1 743 3 187 1374 11 889 2 781 15 279 67 941

30.3% 53,9% 62.6 % 61.5% 58,1 % 66.6 % 58.3 % 46.9%
Mitglieder von LPO. GPG. 
FPG und PGB 46 893 410 83 27 3 363 24 2 334 40 652

22.7% 12.7% 1.6% 1.2% 16,4 % 0.6 % 8.9% 28.1 %
Abgeordnete 
mit Hochschulabschluß 28 434 1 344 1 562 698 5 834 1 053 4 150 13 793

13.8% <1.5% 30.7 % 31.3% 28.5 % 25.2 % 15.8% 9.5%
Fachschulabschluß 55 410 721 1 285 603 5616 1 131 8 457 37 597

26.9 % 22.3 % 25.3 % 27.0% 27.4 % 27,1 % 32.3 % 26.0 %
Ständige Kommissionen 51 801 245 384 152 2 495 324 5 778 42 423
Gesamtzahl 
der Mitglieder 410 045 6 296 9 082 3 118 38 686 7 227 61 613 284 023
darunter
Abgeordnete 164 163 2 837 4 602 1 965 17 174 3 720 21 061 112 804
Nachfolgekandidaten 59 574 1 055 1 530 646 6 089 1 230 7 742 41 282
Berufene Mitglieder 186 308 2 404 2 950 507 15 423 2 277 32 810 129 937

45,4 % 38,2 % 32.5 % 16.3% 39.9 % 31.5% 53.3% <5.7 %
Stand: 1984/1986 (Bezirkstage)

schen Aufgaben wirken die örtlichen 
Volksvertretungen mit den Betrieben, 
Betriebsteilen, Genossenschaften und 
Einrichtungen zusammen. Die Betriebe, 
Betriebsteile, Genossenschaften und 
Einrichtungen sind verpflichtet, ihre 
Möglichkeiten für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bürger zu nutzen und zur Förderung der 
massenpolitischen Arbeit in den Wohn­
gebieten beizutragen. Das betrifft Maß­

Entwicklung der örtlichen Haushalte 1973 bis 1987 (in Mio Mark)

1973 1980 1984 1986 1987

34 575,7 46 250,3 51 137,5 53 064,4

20 768,9 24 231.1 19 435,9 19 501,0

13 806,8 22 019,2 31 701,6 33 563,4

7 213,0 10 599,9 17 006,9 18 417,7

3 012,8 3 545,2 3 852,9 4 009,1

7052,4 11 110,2 15 370,7 15 834,5

7 958,6 9 469,9 10 102,8 10 609,8

6 963,2 8 649,7 9 618,1 10 337,0

1 374,0 1 432,3 2 128,8 2 222,6

1. Houshaltsvolumen lt.
Beschluß der Volkskammer 19 763,8 
darunter
9 Anteile an den Gesamt­

einnahmen des 
Staatshaushaltes 9 553,4

# Erwirtschaftung eigener 
Einahmen 10 210,4
darunter
— örtl.ve-Wirtschaft 4 992,9
— Steuereinnahmen der 

Räte der Bezirke und
Räte der Kreise 2 772,7

2. Wichtige Ausgaben
a) Zuwendungen aus dem 

Staatshaushalt für das 
Wohnungswesen
Insgesamt 2 999,0

b) Ausgaben für dos
Bildungswesen 5 489,1

c) Ausgaben für das Ge- 
sundheits- und Sozial­
wesen 4 359,3

d) Ausgaben für die Instand­
setzung und Unterhaltung
der Verkehrswege 1 729,6

bestimmt werden, daß diese Organe die 
Leitung des wirtschaftlichen und kultu­
rellen Aufbaus voll verwirklichen kön­
nen. Die wirksame Anleitung und Kon­
trolle der unteren Organe durch die 
übergeordneten sowie durch das Volk 
selbst müssen gesichert werden.“ (3)

Die von der DDR gebildeten 15 Bezir­
ke haben jeweils eine Bevölkerungszahl 
zwischen 550 Tausend und 1,9 Millio­
nen Menschen. Damit gibt es noch 
Strukturen, die eine Regelung des Wirt­
schaftens durch die Produzenten selbst 
ermöglichen könnte. Welche Rechte 
würden den Kommunen durch die BRD- 
Pläne genommen?

Kontrolle des Wirtschaftens 
ist der Hauptangriffspunkt

§ 4 des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen vom 4. Juli 1985 ist 
einer der Hauptangriffspunkte, der mit 
der importierten kommunalen Selbst­
verwaltung beseitigt werden soll. Darin 
heißt es:
„§ 4, (1) Die örtlichen Volksvertretun­
gen arbeiten mit den Kombinaten, Be­
trieben, Genossenschaften und Einrich­
tungen mit dem Ziel zusammen, alle ter­
ritorialen Ressourcen für die Leistungs­
und Effektivitätsentwicklung der Volks­
wirtschaft zu erschließen, eine mit den 
Zweigen und Bereichen abgestimmte 
ökonomische, soziale und geistig-kultu­
relle Entwicklung im Territorium zu 
gewährleisten und die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Bürger weiter 
zu verbessern .. .
(3) Zur Erfüllung ihrer kommunalpoliti-

nahmen zur Verbesserung der Arbeiter­
versorgung und der Wohnbedingungen, 
der altersgerechten Schüler- und Kin­
derspeisung, des Berufs- und Schüler­
verkehrs, der Aus- und Weiterbildung, 
der Entwicklung des polytechnischen 
Unterrichts, der Kinderbetreuung, der 
Reparatur- und Dienstleistungen, der 
medizinischen und sozialen Betreuung, 
des Schutzes der Natur und der Verschö­
nerung der Wohngebiete, des Ferien- 
und Erholungswesens und des geistig­
kulturellen und sportlichen Lebens. So­
fern davon Rechte der Gewerkschaften 
berührt werden, sind die Maßnahmen 
mit den zuständigen Vorständen und 
Leitungen der Gewerkschaften abzu­
stimmen.
(4) Die örtlichen Volksvertretungen sind 
berechtigt, über die Durchführung der 
von ihnen getroffenen Entscheidungen 
und über die Erfüllung abgeschlossener 
Verträge und Vereinbarungen von den 
Leitern der Betriebe und Einrichtungen 
sowie den Vorständen der Genossen­
schaften Rechenschaft zu fordern. Im 
Falle der Nichtdurchführung von Ent­
scheidungen können sie von den zustän­
digen Organen entsprechende Maßnah­
men verlangen.“ (4)

Die Betriebe sind demnach verpflich­
tet, mit den örtlichen Staatsorganen zu­
sammenzuarbeiten. Mit allen Betrieben, 
die nicht volkseigene Betriebe unter 
eigener Leitung sind, schließt der Ort 
Kommunalverträge ab, in denen die o.g. 
Aufgaben geregelt werden. Mit diesen 
Verträgen wird festgehalten, wer was 
braucht und welchen Anteil von Arbeits­

zeit und Kosten wer für die jeweilige 
Einrichtung aufbringt.

Diese konkreten Verträge will die 
BRD durch die Gewerbesteuer ersetzt 
sehen. Mit einem solchen Steuerbetrag 
wären sämtliche Einblicksrechte der 
Kommune in das Wirtschaften, sämt­
liche Möglichkeiten, die Betriebe zu be­
stimmtem Wirtschaften anzuhalten, und 
sämtliche Möglichkeiten, sie an Repro­
duktionsleistungen zu beteiligen, „ab­
gegolten“, d.h. beseitigt. Der Steuer­
betrag wäre ein mieser Ausgleich für die 
Beseitigung der kommunalen wirt­
schaftlichen Rechte.

Die Kommunalverträge regeln die ört­
liche Umsetzung zentraler Pläne. Bei 
der Aufstellung dieser Pläne werden die 
Ergebnisse aller Orte hinzugezogen. 
Eigene Pläne können die Orte nicht er­
stellen. Die Einordnung in zentrale Ent­
scheidungen hat bereits früher zu Aus­
einandersetzungen geführt, die sich 
auch in den Diskussionen um das Kom­
munalrecht niedergeschlagen haben. So 
gab es Überlegungen, mehr Zustim­
mungsrechte statt Informationsrechte 
festzulegen.

Versorgungsprobleme bestehen of­
fensichtlich. Eine Ursache dafür könnte 
sein, daß die Orte nur im Rahmen des 
zentralen Plans handeln dürfen. Eine 
weitere könnte sein, daß sie bei Be­
schwerden sich an die nächst höhere 
Ebene wenden können, doch kein ein­
klagbares Recht da ist, das sie vor Ge­
richt durchsetzen könnten. Eine wich­
tige Ursache könnte sein, daß sie mit 
einer Wirtschaftshierarchie konfrontiert 
sind, die nicht direkt zu beeinflussen ist. 
Gemeinden, Städte und Kreise unterhal­
ten volkseigene Betriebe für hauswirt­
schaftliche Dienstleistungen und Repa­
raturen (siehe Tabelle); für Textilreini­
gung; für Stadt- und Gemeindewirt­
schaft (Strom, Gas, Wasser, Bauhöfe, 
Nahverkehr, Schulgaststätten, Stadt­
küchen, Molkereien, Schlachthöfe, klei­
nere Poduktionsbetriebe wie Lebens­
mittelindustrie und industrielle Kon­

Hauswirtschaftliche Dienstleistungen
Leistungsentwicklung Mio M 1980 1986

Dienstleistungen und
Reparaturen für die
Bevölkerunginsgesamt 3 084,3 4 309,1

1987 (Plan)

4466,1

Leistungsanteil
VEB
PGH
priv. Handwerk

25,2 %
28,1 %
46,7 %

Struktur der Betriebe
433 VEB für hauswirtsdiaftlidie und stadtwirtsdiaftlidie Dienstlei

stungen
davon

14 bezirksgeleitete Kombinate mit
6 bezirksgeleitete Betriebe

307 kreisgeleitete Betriebe
1 387 PGH

60 037 private Handwerksbetriebe 

Struktur der Kundendiensteinriditungen
238 Häuser der Dienste
237 Auftragszentralen
918 Wäsdieserviceräume

sumgüterherstellung, Beherbergungs­
stätten etc.). Sämtliche Großbetriebe 
und Kombinate der Industrie werden 
aber zentral geleitet. Über die Kommu­
nalverträge können die Orte die diesen 
Betrieben gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufgaben konkret vereinbaren. Durch 
die Trennung der Zuständigkeiten für 
Versorgungs- und Industriebetriebe sind 
wahrscheinlich umfangreichere Verwal­
tungsakte nötig, um die nötigen Ver­
bindungen herzustellen. Wenn zu diesen 
bürokratischen Verwicklungen noch 
eine von Kapitalisten übernommene Lei­
stungsideologie hinzukommt, die aber 
von den Strukturen gar nicht erfüllt wer­
den kann, müssen Unzufriedenheiten 
hervorbrechen.

Versorgungsengpässe nehmen die re­
aktionären Kräfte in der BRD zum Vor­
wand, um gegen gesellschaftliche Ver­
sorgung überhaupt zu hetzen. Die in der 
BRD betriebene Privatisierung und Ver­
teuerung kommunaler Leistungen führt 
dazu, daß gerade die keine ausreichende 
Versorgung mehr bekommen, die sie 
dringend benötigen. Solche Verhält­
nisse sind aus der DDR nicht bekannt. 
Schon deshalb lohnt es sich, sich mit den 
Erfahrungen dort weiter zu befassen und 
ein Vordringen der BRD-Reaktion dort­
hin zu bekämpfen.

Diskussionsbeitrag der AG Kommunalpolitik auf 
der Veranstaltung der Augsburger Aktionseinheit 
zur Vorbereitung der Demonstration „Nie wieder 
Deutschland“. Der Beitrag ist auch veröffentlicht 
in „Antifaschistische Kommunalpolitik" 10/90 
— (baf)
(1) Siegfried Petzold, Kommunalpolitik aktuell. 
Ein Gesetz wird Praxis, Berlin, DDR 1987. Sämt­
liche Abbildungen aus diesem Artikel sind dort 
abgedruckt.
(2) Werner Thieme, Durchführung und Ergebnisse 
der kommunalen Gebietsreform. Baden-Baden 
1981, S. 75f
(3) Herwig Roggemann, Kommunalrecht und 
Regionalverwaltung in der DDR. Berlin 1987, S. 
29. Das Gesetz über die örtlichen Volksvertretun­
gen (GöV) vom 47.1985 ist dort vollständig ab­
gedruckt.
(4) dto, S. 162

120 Betrieben

mit etwa 115 000 Werktätigen 
mit etwa 96 000 Berufstätigen 
mit etwa 191 000 Berufstätigen
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Deindustrialisierung — zur weiteren Entwicklung des Trikotf
Diskussionsbeitrag der GJA/R zu den Folgen der Produktivkraftentwicklung auf die Länder der sogenannten „Dritten Welt“

Es soll hier um die Frage gehen, ob die in den sech­
ziger/siebziger Jahren begonnene Industrialisie­
rung der „Entwicklungsländer“ fortgesetzt wird, 
oder es vielmehr aufgrund der fortschreitenden 
Produktivkraftentwicklung zu einem Rückzug der 
Produktion in die entwickelten Industriestaaten 
und dadurch zur Stagnation der Industrialisierung 
oder gar zur völligen Deindustrialisierung des Tri- 
kont kommen wird.

Letztere Position soll im folgenden näher erläu­
tert werden.

Doch zunächst zur jüngeren historischen Ent­
wicklung im Trikont:

In den sechziger und siebziger Jahren (in einigen 
Teilbereichen wie z.B. der Textilbranche auch 
wesentlich früher) wurden Teile der kapitalisti­
schen Massenproduktion in den Trikont verlagert.

Die technologische Entwicklung der Produk­
tionsmittel hatte die Arbeitsteilung und Produktivi­
tät soweit vorangetrieben, daß der einzelne Arbei­
ter nur noch primitivste Handgriffe zu verrichten 
hatte (Taylorismus).

Das Fortschreiten dieses Prozesses hatte zur 
Folge, daß die benötigte Qualifikation des Groß­
teils der Arbeiter immer weiter abnahm.

Dies sowie die sich stetig zuspitzende Konkur­
renzsituation hatten zur Folge, daß das große An­
gebot an billigen, unqualifizierten Arbeitskräften 
und die damit verbundene Senkung der Lohnkosten 
die Industrieansiedlung und die Schaffung der dazu 
nötigen Infrastruktur im Trikont rentabel machte.

Diese Entwicklung ist sicherlich noch nicht ab­
geschlossen. Vielen teilweise bisher eher hand­
werklichen Branchen steht dieser Prozeß bzw. der 
der Industrialisierung erst noch bevor.

Ein Beispiel wäre das Baugewerbe, in dem die 
Fertigbauweise mittels industriell gefertigter Bau­
elemente den Anteil handwerklicher Produktion 
zurückdrängt.

In anderen Bereichen ist jedoch bereits eine 
gegenteilige Tendenz zu erkennen:

Die bislang von ungelernten Arbeitern verrichte­
ten Arbeiten werden vollständig mechanisiert.

Wo zuvor eine Vielzahl unqualifizierter Arbeiter 
eingesetzt wurde, versehen Maschinen ihren 
Dienst, zu deren Bedienung nur noch wenige, 
jedoch hochqualifizierte Facharbeiter nötig sind.

Insofern ist es auch fraglich, inwieweit Wirt­
schaftszweige, deren Industrialisierung jetzt erst 
beginnt, den Umweg des Taylorismus überhaupt 
beschreiten. Vielmehr macht in vielen Fällen die 
hochtechnisierte Produktion die Industrialisierung 
erst möglich. Der Grund, warum bestimmte Pro­
duktionsbereiche bisher handwerklichen Betrieben 
überlassen blieben, lag vor allem darin, daß indivi­
duell verschiedene Ansprüche an das Produkt nur 
kleine Serien oder gar Einzelstücke zulassen. Die 
Flexibilität der roboterisierten Produktion ermög­
licht es jedoch, verschiedene Produkte ohne Unter­
brechung des Produktionsprozesses und Änderung 
der Produktionsanlagen herzustellen.

Dieser umgestaltete Produktionsprozeß stellt 
nun aber höhere Anforderungen an den idealen 
Produktionsstandort, z.B.:
— ein großes Potential hinreichend qualifizierter 

Arbeitskräfte,
— eine moderne Infrastruktur,
— ein sozialer Standard, der den Arbeiter vom (in 

den meisten Trikontstaaten herrschenden) un­
mittelbaren Überlebenskampfbefreit und somit 
die Erlangung der nötigen Qualifikation (z.B. 
Schulbesuch) überhaupt erst ermöglicht,

— räumliche Nähe von Vorproduzenten und End­
produzenten sowie Endproduzenten und Ab­
satzmärkten, um der durch moderne Techno­
logien wie z.B. Roboter ermöglichten Flexibi­
lität der Produktion gerecht zu werden,

— politische Stabilität, da aufgrund der gestiege­
nen Kapital intensität und der gefallenen Profit­
rate die Zeitspanne bis zur Amortisation der 
Produktionsmittel wächst und gleichzeitig die 
speziellen Anforderungen an z.B. den Arbeits­
markt einen kurzfristigen Wechsel des Stand­
ortes erschweren.

All diese Bedingungen sind in den Industriemetro­
polen bereits gegeben, während im Trikont eine 
umfassende, direkt oder indirekt alle gesellschaft­
lichen Bereiche betreffende Fortentwicklung von­
nöten wäre.

Während für die tayloristische Produktion nur 
ein Mindestmaß an Infrastruktur nötig ist (Trans­
portwege, Energie usw.), wäre für die Schaffung 
der Facharbeiterschicht der hochtechnisierten Pro­
duktion mehr vonnöten, wie z.B. Schulen, Univer­
sitäten, vor allem aber Bedingungen, die den 
zwangsläufig höheren Reproduktionsbedürfnissen 
dieser Schicht genügen.

Es ist kaum vorstellbar, daß ein Arbeiter, nach­
dem er den Tag mit der Steuerung und Überwa­
chung computerisierter Produktionsanlagen ver­
bracht hat, in den Slum heimkehrt, um sich in sei­
ner Wellblechhütte an den aus der benachbarten 
Müllhalde gefischten Essensresten zu laben.

Der Lebensstandard dieser privilegierten 
Schicht wird also — wenngleich nicht auf europäi­
sches Niveau — steigen. Wie sieht es nun mit dem 
Massenproletariat aus? Die für die Herausbildung 
der Facharbeiterschicht im Trikont notwendigen 
Voraussetzungen (Schulpflicht, soziale Absiche­
rung etc.) können kaum ohne Auswirkungen auf 
die Lage des Massenarbeiters bleiben.

Bereits das steigende Bildungsniveau würde er­
hebliche Klassenkämpfe im verelendeten Proleta­
riat und Subproletariat nach sich ziehen.

Der Standort Trikont zieht also für die hochtech­
nisierte Industrie zweierlei Folgen für die Lohn­
kosten nach sich: Zum einen sinkt das Lohnniveau 
der Facharbeiter gegenüber den Industriestaaten 
ab, ohne jedoch den aktuellen Stand des Trikont- 
Massenarbeiters zu erreichen.

Zum anderen steigt das Lohnniveau eben dieses 
Massenarbeiters. Mit anderen Worten: Die weitere 
Industrialisierung, genauer der Einzug der hoch­
technisierten Produktion in den Trikont, würde in 
diesem Bereich Vorteile auf dem Gebiet der Lohn­
kosten bringen, während jedoch die noch taylori- 
stisch produzierenden Industriezweige erhebliche 
Abstriche in ihrem hauptsächlichen Standortvorteil 
zu machen hätten. In der tayloristisch organisierten 
Produktion spielen die Lohnkosten jedoch in Rela­
tion zur Gesamtkapitalintensität eine weit, größere 
Rolle als in der hochtechnisierten Produktion.

Eine qualifizierte Facharbeiterschicht mit Lohn-
ansprüchen, welche unter denen der z.B. BRD- 
Facharbeiter rangieren, findet sich aber auch in 
Staaten, die bereits über eine mehr oder weniger 
moderne Struktur verfügen, wie z.B. Großbritan­
nien, die DDR oder einige andere europäische 
Staaten, deren Industrie mittlerweile nicht mehr 
konkurrenzfähig oder schon zusammengebrochen 
ist.

Noch ein weiteres Argument spricht für den 
Rückzug der Produktion in die Metropolen:

Mit fortschreitender Produktivkraftentwicklung 
wird das Kapital zwangsläufig mehr und mehr 
Menschen außer Lohn und Brot setzen, was — 
zumindest in den Metropolen — erhebliche soziale 
Spannungen und Klassenkämpfe zur Folge haben 
wird. Es wäre somit zur Aufrechterhaltung der 
Herrschaft des Kapitals günstig, die zur Verfügung 
stehende Massenkaufkraft in den Zentren seiner 
Macht zu konzentrieren, also bevorzugt hier Ar­
beitskraft nachzufragen. Mittelfristig wird sich das 
Kapital also in dem Maße, in dem die Produktiv­
kraftentwicklung die Abkehr vom Taylorismus zu­
läßt, aus dem Trikont zurückziehen. Zur Prüfung 
dieser These nun ein paar Zahlen am Beispiel Bra­
siliens, welches in den siebziger Jahren einem 
erheblichen Industrialisierungsschub ausgesetzt 
war und als an der Schwelle zum Industriestaat ste­
hend angesehen wurde:

Die ausländischen Direktinvestitionen in Brasi­
lien entwickelten sich vor allem in den siebziger 
Jahren stark positiv und erreichten 1982 mit 2,5 
Mrd. US-$ ihren Höchststand, weisen fortan 
jedoch eine rückläufige Tendenz auf und waren be­
reits drei Jahre später, 1985, bei 1,1 Mrd. US-$ 
angekommen. (Quelle: Bundesstelle für Außen­
handel sin formationen)

Weltweit verhält es sich ähnlich: Zwar steigen 
die Direktinvestitionen im Trikont (einschließlich 
„Schwellenländern“) immer noch an; ihre Wachs­
tumsrate stagniert mit ca. 10 % jedoch seit einigen 
Jahren, während die der Direktinvestitionen in den 
Industriestaaten deutlich steigt, nachdem sie in den 
siebziger Jahren hinter der des Trikont zurück­
geblieben war.

In Zahlen bewegten sich die Nettodirektinvesti­
tionen der Industriestaaten von 20 Mrd. US-$ 1982 
auf 10 Mrd. 1986, für 1990 schätzt der IWF 15 
Mrd. (nach „Zeit“ v. 13.4.1990) Der BRD- 
Direktinvestitionsbestand stieg von 1976 bis 1987 
in anderen Industrieländern von 36 Mrd. DM 
(= 74 %) auf 132 Mrd. DM (= 83 %) und in den 
„Entwicklungsländern“ von 10 Mrd. DM 
(= 21 %) auf 20 Mrd. (= 13 %), d.h. der Anteil 
der „Dritt-Welt“-Länder sank relativ (nach epd — 
Entwicklungspolitik 2/90). Hinzu kommt, daß sich 
die Investitionen in der „Dritten Welt“ auf einige 
wenige Länder erstrecken, nämlich genau die, die 
schon eine etwas entwickeltere Industrie mit ent­
sprechender Infrastruktur haben. 86 % der impe­
rialistischen Direktinvestitionen in der „Dritten 
Welt“ konzentrierten sich in den achtziger Jahren 
in nur 19 Staaten: in Lateinamerika 70 % in Argen­
tinien, Brasilien und Mexiko; in Asien 92 % in 
Hongkong, Indonesien, Malaysia, Südkorea, Sin­

gapur, Taiwan und Thailand; in Afrika 90 % in 
Algerien, Ägypten, Kamerun, Nigeria und TUne- 
sien. (nach: IPW-Forschungshefte 4/89, S. 59)

Was bedeutet dies alles?
Mittelfristig wird die Industrialisierung des Tri­

kont stagnieren, langfristig wird es zu einer De­
industrialisierung kommen.

Der Trikont wird aus der internationalen Ar­
beitsteilung des Kapitals herausfeilen, zum bloßen 
Rohstofflieferanten degradiert werden.

Hierbei spielen noch zwei weitere Faktoren eine 
Rolle: Zum einen werden Rohstoffe aus dem Tri­
kont aufgrund moderner Technologien zunehmend 
durch andere Rohstoffe ersetzt — beispielsweise 
Erdöl durch Uran.

Auch die Kupferminen, die 1973 noch einen der 
Hauptgründe für den chilenischen Militärputsch 
darstellten, sind heute aufgrund des Siegeszuges 
der Mikroelektronik in ihrer Bedeutung stark ge­
sunken und werden dies im Hinblick auf die Ent­
wicklung der Glasfasertechnologie wohl auch wei­
terhin tun.

Auch auf dem Gebiet der Agrarprodukte wird 
der Import aus dem Trikont mittelfristig an Bedeu­
tung verlieren. Durch die Entstehung, Fortent-
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Wicklung und Zentralisierung der Agrarinter 
in den Metropolen, wie sie momentan dwdifc 
Politik der EG forciert wird, wird sich der ßre» 
vorteil der Agrarprodukte aus dem Trikoat wr 
ringern.

Darüber hinaus ist anzunehmen, daß in Zakte 
Agrarerzeugnisse aufgrund der Entwicklung de 
Gentechnologie teilweise durch Industrieeneuf 
nisse ersetzt werden. Bereits heute wird z_B 
Ketchup z.T. nicht mehr aus Tomaten, sondern ■> 
Zellkulturen hergestellt. Zum anderen wirtend 
bisher die Existenz der Sowjetunion positiv auf die 
ökonomische Entwicklung des Trikont aus, <Mt 
Wirtschaftshilfe der Sowjetunion „sozialistische" 
Trikontstaaten am Leben erhielt und dadurch eae 
ernsthafte Alternative zum Kapitalismus eröffaat 
Der Wegfall dieser „Konkurrenz“ ermöglicht es 
dem westlichen Kapital nun, die Ausbeutung uad 
Verelendung des Trikont noch konsequenter a 
betreiben.

Ein sozialistischer Staat wäre nunmehr nicht «r 
ökonomisch kaum lebensfähig.

Die zum Aufbau der eigenen Industrie nötigt 
protektionistische Handelspolitik würde ihn ote 
den Schutz der Sowjetunion zum leichten Opfer 
militärischer Intervention des westlichen Kapitals 
machen.

Weiterentwickeln werden sich lediglich die bpr 
talistischen Staaten, welche bereits zu den Hoch­
zeiten des Taylorismus auf den Stand eines lato- 
striestaates gebracht wurden und deshalb die struk­
turellen Vorteile eines Industriestaates mit ver­
gleichsweise billigen Facharbeitskräften verlu­
den. Der Anteil der Industrieproduktion am Brutto 
inlandsprodukt war 1985 am höchsten in Südkorea 
(30,7%), Brasilien (26,6%), Peru (25,4%) uni 
Singapur (24,4%). {Nach: IPW-Fbrschungshefle 
4/89, S. 70)

In vielen Teilen der Welt wird es zu Massenver­
elendung kommen, die den bisherigen Stand noch 
übertrifft.

Zweifellos wird es auch oder gerade unter diesen 
Bedingungen weiterhin zu Klassenkämpfen in die­
sen Regionen kommen, die selbstverständlich 
unserer Unterstützung bedürfen.

Die Kämpfe, die den Kapitalismus in seinen vita­
len Interessen berühren und ihn letztlich überwin-
den werden, können jedoch nur in den Metropolen 
stattfinden!

-(GJA/R - OG Hamburg)
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